
Soziale Sicherheit 
CHSS 6/2006

Schwerpunkt
Das Pflegekinderwesen in der Schweiz

Sozialpolitik
Neuerungen und Anpassungen bei den Sozial-
versicherungen

Invalidenversicherung 
Neues Steuerungssystem für die IV-Stellen



Inhaltsverzeichnis Soziale Sicherheit CHSS 6/2006

Editorial 297

Chronik Oktober/November 2006 298

Rundschau 299

Schwerpunkt

Das Pflegekinderwesen in der Schweiz
Pflegekinder – eine gesellschaftliche Tatsache, die gerne 
verdrängt wird 300

Das Pflegekinderwesen fristet ein Schattendasein (K. B. Zatti) 301

Die föderalistische Konzeption des Pflegekinderwesens hat 
sich bewährt – Bericht des Bundesrates 306

Begleitung und Qualifizierung von Pflegeeltern 
(A. Liechti, BSV) 310

Pflegefamilien unterstützen (R. Broder) 314

Pflegefamilien im Kanton Waadt (H. Wernli) 320

inhalt
Inhalt CHSS 6/2006 November/Dezember

Sozialpolitik
Überblick über Anpassungen und laufende Reformen 
im Sozialversicherungsrecht (H. Kottmann, BSV) 324

Familie, Generationen und Gesellschaft
Wenn Erwachsene Schutz und Betreuung brauchen 
(F. Huber, BSV) 332

Austausch von Kunst, Kultur, Gedanken und Gefühlen 
(L. Sadeghi) 334

Invalidenversicherung
Neues Steuerungssystem für die IV-Stellen (V. Merckx, BSV) 336

Parlament
Parlamentarische Vorstösse 339

Gesetzgebung: Vorlagen des Bundesrates 342

Daten und Fakten
Agenda (Tagungen, Seminare, Lehrgänge) 343

Sozialversicherungsstatistik 344

Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge 346

Literatur 348

Inhaltsverzeichnis CHSS 2006 349

Besuchen Sie uns unter 

www.bsv.admin.ch



editorial

Soziale Sicherheit CHSS 6/2006 297

Editorial

standen, oder die Pflegeeltern kommen mit dem Kind an
die Grenze ihrer Möglichkeiten. 

Es gibt leider auch Fälle, in denen Pflegeeltern dem
Kind nicht die ihm zustehende Aufmerksamkeit und
Pflege zuteil kommen lassen. Wie kann sich ein Kind in
solch einer Situation wehren? Muss es darauf hoffen,
dass bei dem einmal jährlich vorgeschriebenen Besuch
der Aufsichtsperson die missliche Situation auffällt und
die nötigen Veränderungen in die Wege geleitet werden?
Inwieweit wird das betroffene Kind überhaupt ernsthaft
um seine Meinung gefragt, wie dies Art. 12 der Kinder-
rechtskonvention verlangt? In kleineren Gemeinden fül-
len oft nicht fachlich dafür geschulte Personen diese Auf-
sichtsfunktion aus, was eine kindgerechte Beurteilung
der Pflegesituation eher fraglich erscheinen lässt.

In den grösseren Regionen kann wiederum die Viel-
zahl von Akteuren im Kinder- und Jugendbereich über
Sozialhilfe, Jugendamt, Schule und Betreuungsinstitutio-
nen, Erziehungsberatung und Jugendgericht zu einer un-
koordinierten, teilweise von konkurrierenden Interessen
motivierten «Hilfe» für die betroffenen Kinder und ihre
Familien führen. Dies verursacht Verwirrung und Ver-
unsicherung bei den Betroffenen und unnötige Doppel-
spurigkeiten und zusätzliche Kosten auf Seiten der  Insti-
tutionen. In einigen Kantonen wird ein koordiniertes
Vorgehen angestrebt und die fachliche Qualität der Ar-
beit der mit dem Pflegekinderwesen betrauten Institutio-
nen und Personen wie auch der im Einsatz stehenden
Pflegeeltern gefördert.

Das höhere Interesse des Kindes muss gemäss UNO-
Kinderrechtskonvention Art. 3 bei jeder hinsichtlich des
Kindes getroffenen Entscheidung im Vordergrund ste-
hen. Der Staat hat den Schutz und die Fürsorge für das
Wohlergehen des Kindes sicherzustellen, falls seine El-
tern oder andere verantwortliche Personen diesen Pflich-
ten nicht nachkommen. Der Bundesrat befragt zurzeit
die Kantone hinsichtlich notwendiger Anpassungen der
Pflegekinderverordnung aus dem Jahre 1977 und prüft
auch weitere Massnahmen in seinem Zuständigkeitsbe-
reich. An den kantonalen und regionalen Behörden und
betroffenen Fachstellen ihrerseits liegt es, alles zu unter-
nehmen, um das Pflegekinderwesen zum Wohle der
betroffenen Kinder und letztlich unserer Gesellschaft zu
verbessern.

Pflegekinderwesen – Das Wohl des Kindes
muss im Vordergrund stehen

Jedes Kind wird in eine Familie hineingeboren, wo es mit
Fürsorge und Liebe gepflegt und aufgezogen wird. So
selbstverständlich und normal dies tönen mag, ist es aber
nicht immer. Einige Kinder wachsen nicht bei ihren
Eltern auf. Diese Eltern können wegen persönlicher
Überforderung, Gewalt in der Familie oder der konflikt-

reichen Trennung in der Partnerschaft vorübergehend
oder längerfristig ihre Erziehungs- und Betreuungsauf-
gabe nicht mehr erfüllen.

Für das betroffene Kind ist die Platzierung in einer
Pflegefamilie oder in einem Heim eine einschneidende
Erfahrung. Viele Kinder finden so jedoch einen geordne-
ten Rahmen, der ihnen hilft, zur Ruhe zu kommen, sich
von den schwierigen Erfahrungen zu erholen und Raum
zu finden, um sich zu einem gesunden und ausgegliche-
nen Menschen zu entwickeln. Die Pflegeeltern schenken
dem Pflegekind die nötige Aufmerksamkeit und Geduld.
Sie binden es ein in das soziale Gefüge der Pflegefamilie.
Viele Pflegeeltern üben diese Aufgabe mit Freude und
Befriedigung aus. Für ihren Einsatz und die entstehen-
den Kosten werden sie von der öffentlichen Hand ent-
schädigt.

Einen geeigneten Pflegeplatz zu finden, stellt aller-
dings eine grosse Herausforderung dar. Die Biografien
von Kindern, die etliche Wechsel von Pflegefamilien und
Heimaufenthalten erleiden mussten, zeugen davon. Un-
günstige oder gescheiterte Pflegeverhältnisse bestehen,
wenn Pflegekind und Pflegeeltern den Zugang zueinan-
der nicht finden. Das Kind fühlt sich vielleicht nicht ver-

Ruth Calderón-Grossenbacher
Leiterin Bereich Kinder-,
Jugend- und Altersfragen, BSV



Anpassung der Hinterlasse-
nen- und Invalidenrenten des
BVG an die Preisentwicklung 

Auf den 1. Januar 2007 werden je-
ne obligatorischen Hinterlassenen-
und Invalidenrenten der zweiten
Säule an die Preisentwicklung ange-
passt, die seit drei oder mehr Jahren
ausgerichtet werden. Für jene Ren-
ten, die erstmals 2003 ausbezahlt
wurden, beträgt der Anpassungssatz
3,1%, für jene die 2002 zum ersten
Mal ausgerichtet wurden 0,8 % und
für jene, die vor 2002 ausgerichtet
wurden 2,2 %.

Gemäss dem Bundesgesetz über
die berufliche Alters-, Hinterlasse-
nen- und Invalidenvorsorge (BVG)
müssen die Hinterlassenen- und In-
validenrenten der obligatorischen
zweiten Säule bis zum Erreichen des
ordentlichen Rentenalters perio-
disch dem Index der Konsumenten-
preise angepasst werden. Das Bun-
desamt für Sozialversicherungen hat
dazu den entsprechenden Anpas-
sungssatz zu berechnen und bekannt
zu geben.

Das BVG schreibt vor, dass der
Teuerungsausgleich für diese Hin-
terlassenen- und Invalidenrenten der
beruflichen Vorsorge zum ersten
Mal nach dreijähriger Laufzeit ge-
währt werden muss. Die nachfolgen-
den Anpassungen der BVG-Renten
sind mit dem Anpassungs-Rhythmus
der AHV gekoppelt. Sie erfolgen auf
den gleichen Zeitpunkt wie die An-
passungen der AHV-Renten, das
heisst in der Regel alle zwei Jahre.

Auf den 1. Januar 2007 müssen 
jene obligatorischen Hinterlassenen-
und Invalidenrenten der dreijährigen
Preisentwicklung angepasst werden,
die im Laufe des Jahres 2003 zum ers-
ten Mal ausgerichtet wurden. Der
Anpassungssatz stellt auf den Sep-
temberindex der Konsumentenprei-
se im Jahre 2006 von 100,3 (Basis Dez.
2005=100) und den Septemberindex
des Jahres 2003 (97,3) ab.

Für die nachfolgenden Anpassun-
gen der Renten, die vor 2003 ent-
standen sind, wird auf den Septem-

berindex der Konsumentenpreise
des vorherigen Jahres der letzten
Anpassung und des Septemberinde-
xes des Jahres 2006 abgestellt. Die
Renten, die seit 2004 entstanden
sind, werden nicht angepasst.

Auf den 1. Januar 2007 werden
deshalb die laufenden Hinterlasse-
nen- und Invalidenrenten wie folgt
angepasst:

Jahr des Letzte Anpassung
Renten- Anpassung am 1.1.2007
beginns

1985–2001 1.1.2005 2,2 %
2002 1.1.2006 0,8 %
2003 — 3,1 %
2004–2006 — 0,0 %

Abkommen über Soziale 
Sicherheit mit Bulgarien 

Der Bundesrat hat den eidgenös-
sischen Räten ein Abkommen über
Soziale Sicherheit zwischen der
Schweiz und Bulgarien unterbreitet.
Es wurde am 15. März 2006 unter-
zeichnet. Die Schweiz hat bereits mit
einer Reihe anderer südosteuropäi-
scher Staaten solche Abkommen ab-
geschlossen.

Das Abkommen beruht auf inter-
national anerkannten Grundsätzen.
Der sachliche Geltungsbereich um-
fasst namentlich die Rechtsvor-
schriften der beiden Staaten in den
Bereichen der Alters-, Hinterlasse-
nen- und Invalidenversicherung.
Ziel des Abkommens ist es, eine
möglichst weitgehende Gleichbe-
handlung der Angehörigen der bei-
den Vertragsstaaten zu erreichen
und insbesondere den gegenseitigen
Leistungsexport zu gewährleisten.

Das Abkommen tritt in Kraft,
nachdem die parlamentarischen Ge-
nehmigungsverfahren in beiden
Staaten abgeschlossen sein werden.

Senkung des BVG-
Umwandlungssatzes

Die am 22. November 2006 vom
Bundesrat verabschiedete Botschaft

«Anpassung des Mindestumwand-
lungssatzes in der beruflichen Vor-
sorge» stützt sich – wie schon die
Vernehmlassungsvorlage – auf die
Empfehlungen der Eidgenössischen
Kommission für berufliche Vorsor-
ge ab. Sie enthält im Wesentlichen
folgende Punkte:
• Der Mindestumwandlungssatz soll

in vier Schritten ab 1. Januar 2008
bis zum Erreichen von 6,4 % per 
1. Januar 2011 gesenkt werden.
Das geltende Recht sieht eine
Senkung auf 6,8 % per 1. Januar
2014 vor.
Das in der Verfassung vorgege-

bene Leistungsziel – BVG-Rente
deckt zusammen mit der AHV bei
voller Versicherungsdauer rund
60 % des letzten BVG-Lohns –
kann auch mit dem etwas tieferen
Umwandlungssatz erreicht wer-
den. Der Bundesrat verzichtet
deshalb darauf, im Gesetz flan-
kierende Massnahmen vorzu-
schreiben. Es bleibt den Vorsor-
geeinrichtungen jedoch frei ge-
stellt, kassenspezifische und ihrer
Finanzlage angemessene Lösun-
gen zur Sicherstellung einer be-
stimmten Rentenhöhe zu ergrei-
fen und zu finanzieren. Genügende
Reserven vorausgesetzt, ist auch
die Beibehaltung des bisherigen
Umwandlungssatzes möglich.

• Ein Bericht des Bundesrates ans
Parlament im 5-Jahres-Rhythmus
soll es diesem ermöglichen, über
die Höhe des Mindestumwand-
lungssatzes in den Folgejahren zu
entscheiden. Der Bericht wird sich
insbesondere mit der Entwicklung
der wichtigsten Parameter des Um-
wandlungssatzes befassen, nämlich
mit dem technischen Zinssatz und
der Lebenserwartung. Er wird
auch Angaben über die Einhaltung
des Leistungsziels enthalten. Der
erste Bericht ist für 2009 geplant.

• Das ordentliche Rentenalter in
der beruflichen Vorsorge soll
künftig automatisch an jenes in
der AHV angepasst werden.
Die Gesetzesänderungen sollen auf

den 1. Januar 2008 in Kraft treten.
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Familienergänzende Kinder-
betreuung: Das Parlament
spricht zweiten Verpflich-
tungskredit von 120 Mio. Fr.

Die eidgenössischen Räte haben
in der Herbstsession den zweiten
vierjährigen Verpflichtungskredit
für die Fortführung des Impulspro-
gramms des Bundes zur Förderung
der familienergänzenden Kinderbe-
treuung verabschiedet. Damit ste-
hen für die Jahre 2007 bis 2010 wei-
tere 120 Mio. Fr. für Starthilfen für
Krippen, Horte, Tagesschulen, Mit-
tagstische usw. zur Verfügung. 

Das Bundesamt für Sozialver-
sicherungen ist auch künftig mit 
der Durchführung des Impulspro-
gramms betraut. Die wichtigsten In-
formationen sowie die Gesuchsfor-
mulare finden sich auf folgender
Homepage: www.bsv.admin.ch/im-
pulse. Sollten Unklarheiten beste-
hen, helfen die zuständigen Mitar-
beitenden gerne weiter (Telefon:
031 324 86 95, 031 324 36 00 oder 
031 322 91 54 / E-Mail: info.anstoss
finanzierung@bsv.admin.ch). 

Säule 3a bis 70 Jahre
Das Schlussalter für die Vorsorge

in der Säule 3a soll auf 70 Jahre an-
gehoben werden. Die Kommission
für soziale Sicherheit und Gesund-
heit (SGK) des Ständerates ist ein-
verstanden damit, dass die national-
rätliche Schwesterkommission eine
Vorlage ausarbeitet.

Eingliederung statt Rente
Nicht «Eingliederung vor Rente»,

sondern «Eingliederung statt Ren-
te» muss die Devise heissen: Die
OECD empfiehlt der Schweiz, über
die 5. Revision der Invalidenversi-
cherung (IV) hinaus weitere Mass-
nahmen zu ergreifen.

Christopher Prinz von der OECD
und Vizedirektor Alard Du Bois-
Reymond vom Bundesamt für So-

zialversicherungen (BSV) haben in
Bern einen Bericht zu den IV-Sys-
temen in der Schweiz, Norwegen
und Polen vorgestellt. Vergleichen-
de Studien zu weiteren OECD-Län-
dern werden folgen.

Die vom Parlament beschlossene 
5. IV-Revision sei «ein wichtiger
Schritt in die richtige Richtung», sag-
te Prinz. Mit diesem durchdachten
Konzept könne die Schweiz «so etwas
wie eine Reformvorreiterin» sein.

Höhere Renten der
Militärversicherung

Im Gleichschritt mit den AHV/
IV-Renten werden auf den 1. Januar
2007 auch die Renten der Militär-
versicherung (MV) der Lohn- und
Preisentwicklung angepasst. Für den
Bund bedeutet dieser Bundesrats-
beschluss Mehrkosten von rund 
3,4 Mio. Fr.

Die IV-Renten der noch nicht im
AHV-Alter stehenden MV-Versi-
cherten sowie der Ehegatten und
Waisen von Verstorbenen, die Ende
2006 das AHV-Alter noch nicht er-
reicht hätten, steigen um 2,8 %, wenn
sie 2004 oder früher festgesetzt wor-
den sind. Renten mit Spruchjahr
2005 werden um 1,7 % erhöht.

Die Renten der Versicherten im
AHV-Alter sowie die Eltern-, Ge-
schwister- und Grosselternrenten
erhöhen sich um 2,8 %, sofern sie
2004 oder früher festgesetzt worden
sind. Ist das Spruchjahr 2005, macht
die Anpassung 1,3 Prozent aus.

Der Höchstbetrag des versicher-
ten Jahresverdienstes für die Fest-
setzung des Taggeldes und der Ren-
ten beträgt neu 137 545 Franken.
Der Jahresrentenansatz für die vor
2006 festgesetzten Integritätsscha-
denrenten steigt auf 33 187 Franken.

Renten bei Unfall der
Teuerung anpassen

BezügerInnen von Invaliden- und
Hinterlassenenrenten der obligatori-

schen Unfallversicherung erhalten per Anfang
2007 eine Teuerungszulage von 2,2 %. Die An-
passung betrifft grundsätzlich alle bestehen-
den Renten, einschliesslich jenen der Schwei-
zerischen Unfallversicherungsanstalt (Suva)
nach altem Recht. Eine besondere Berech-
nungstabelle gilt für Renten, die erstmals nach
dem 1. Januar 2005 ausgerichtet worden sind.

Strategie zur Armutsbekämpfung
In der Diskussion über die Armutsbekämp-

fung in der Schweiz hat sich die ständerätliche
Kommission für soziale Sicherheit und Ge-
sundheit (SGK) für eine gesamtschweizeri-
sche Strategie zur Bekämpfung der Armut
ausgesprochen. Damit folgte sie einer Motion
der nationalrätlichen Kommission, die kordi-
nierte Massnahmen für einen nationalen Ak-
tionsplan zur Bekämpfung der Armut fordert.

Dem Begehren ihrer Schwesterkommission
nach einer regelmässigen Armutsstatistik kam
die SGK hingegen nicht nach. 

«Städteinitiative Sozialhilfe» setzt
auf Arbeitsintegration

Arbeitsintegration lautet die Herausforde-
rung der Sozialhilfe in Städten und Gemein-
den für die nächsten Jahre. Die Städteinitiati-
ve Sozialhilfe sieht erste ermutigende Zei-
chen, will aber die Wirtschaft noch stärker in
die Pflicht nehmen.

Zürich oder St.Gallen bieten Fürsorge-
abhängigen Teillohnjobs an, andere Städte
bauen Angebote auf. Der Kanton Waadt setzt
den Hebel bei ganz Jungen an, die dank eines
kreativen Pilotprojekts eine Lehrstelle erhal-
ten.

In vielen Kommunen der Schweiz ist die So-
zialhilfe in Bewegung mit dem Ziel, die pas-
sive Fürsorge zunehmend durch Angebote zu
ergänzen, an denen sich Sozialabhängige nach
dem Motto «Arbeit statt Fürsorge» aktiv be-
teiligen müssen.

Vor diesem Hintergrund hat die Städteiniti-
ative Sozialpolitik, hinter der 50 Schweizer
Städte stehen, eine erste provisorische Bilanz
gezogen. Laut dem Luzerner Sozialdirektor
und Präsidenten der Städteinitiative, Ruedi
Meier, ist die Wirtschaft heute vermehrt be-
reit, sich für die Integration von Sozialhilfebe-
ziehenden zu engagieren.
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Pflegekinder – eine gesellschaftliche Tatsache,
die gerne verdrängt wird

Unterschiedliche Gründe führen dazu, dass nicht alle Kinder bei ihren leiblichen Eltern aufwach-
sen können. Mit diesem Problem sind alle Gesellschaften konfrontiert. Bis heute wurde die
Historie fremdplatzierter Kinder nicht aufgearbeitet, was die Beschäftigung mit dem Pflegekin-
derwesen erschwert. Eine Platzierung stellt in der Regel eine letzte Massnahme zum Schutz der
Kinder dar. Ein effizientes und den Anforderungen angepasstes Pflegekinderwesen kann einen
wesentlichen Beitrag leisten, um die schlimmsten Schäden für die Kinder und die Gesellschaft
aufzufangen. Ob eine Platzierung in einem Heim oder in einer Familie in Frage kommt:
Ausschlaggebend sind die Bedürfnisse des Kindes.

Foto: Christoph Wider
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Schwerpunkt Das Pflegekinderwesen in der Schweiz

Das Pflegekinderwesen fristet 
ein Schattendasein

Dem Postulat, welches die Nationalrätin Jacqueline
Fehr am 11.6.2002 einreichte, ist es zu verdanken,
dass das Pflegekinderwesen in der Schweiz erstmals
seit mehr als 20 Jahren wieder über die Fachkreise
hinaus diskutiert wird. Abgesehen von einzelnen, von
den Medien aufgegriffenen Fällen fristet das Pflege-
kinderwesen ein Schattendasein – was berechtigt
wäre, wenn alles zum Besten stehen würde. Fachleute
bemängeln jedoch schon seit langem, dass das
schweizerische Pflegekinderwesen den heutigen
Ansprüchen weder strukturell noch organisatorisch
genügt und den international anerkannten Qualitäts-
standards nicht entspricht.

Aufgrund des Postulats (02.3239) gab das Bundesamt
für Justiz einen Expertenbericht in Auftrag, um den Ist-
Zustand des schweizerischen Pflegekinderwesens zu
erfassen, fokussiert auf die Bereiche Pflegeeltern (An-
forderungen, Qualifizierung, Unterstützung, Beratung
und Begleitung), Fachpersonen (Anforderungen, Qua-
lifizierung) sowie auf Qualitätsstandards und Qualitäts-
entwicklung im System der Platzierung von Kindern in
Pflegefamilien. Dabei sollten die gesetzlichen Regelun-
gen ausgewählter europäischer Länder berücksichtigt
werden. Weiter sollte der Expertenbericht Vorschläge
für die Weiterentwicklung des Pflegekinderwesens in
der Schweiz betreffend Qualität und Professionalisie-
rung entwickeln. 

Hintergrund des Auftrages bildete einerseits die
Notwendigkeit, überhaupt einmal den Status quo des
Pflegekinderwesens in unserem Land zu erfassen und in

einen Vergleich mit angrenzenden Ländern wie
Deutschland, Italien, Österreich, Frankreich wie auch
Grossbritannien zu stellen und anderseits die finanzpo-
litische Fragestellung, inwieweit ein ausgebautes und
professionell funktionierendes Pflegekinderwesen eine
kostengünstigere Alternative zur Unterbringung von
Kindern und Jugendlichen in Heimen darstellen könn-
te. Per 10.6.2004 wurde die Verfasserin mit dem Ausar-
beiten des Berichtes beauftragt, welcher Ende Juni
2005 dem Bundesamt für Justiz vorlegt wurde. Mit die-
sem Bericht liegt erstmals eine umfassende Darstellung
des schweizerischen Pflegekinderwesens vor, allerdings
weist sie auf Grund der zur Verfügung gestellen Mittel
und der generell fehlenden wissenschaftlichen Grund-
lagen eklatante Lücken auf. Bezeichnend für das Pfle-
gekinderwesen ist nämlich unter anderem auch, dass
bislang keine Gesamtanalyse vorgenommen wurde und
dass das Wissen in der Schweiz sowohl bei Fachleuten
wie in der Politik und in einer breiteren Öffentlichkeit
höchst rudimentär ist. So wird in der Schweiz – dies im
Gegensatz zu andern europäischen Ländern – nicht ein-
mal die Anzahl der fremdplatzierten Kinder erfasst, ge-
schweige denn detaillierte Daten, wie beispielsweise
über die platzierten Kinder und die Platzierungdauer. 

Die Pflegekinderverordnung von 1978

Erstmals auf Bundesebene thematisiert wurde die Si-
tuation von Pflegekindern in der Schweiz anlässlich der
Revision des Familienrechts Anfang der 70er Jahre, als
unter anderem mit dem neuen Adoptionsrecht 1972 
der Begriff des Kindeswohls Eingang in die schweizeri-
sche Gesetzgebung fand. Anlässlich der Beratungen für
das neue Adoptionsrecht wurde eine rechtliche Rege-
lung von Pflegeverhältnissen diskutiert, aber wieder
verworfen. Aufgenommen wurde lediglich ein zweijäh-
riges Pflegeverhältnis als Probezeit für eine spätere
Adoption. Dass vier Jahre später anlässlich der Revi-
sion des Kindsrechts überhaupt ein Artikel zum besse-
ren Schutz der Pflegekinder ins Bundesrecht aufgenom-
men wurde, ist in erster Linie dem Kindsrechtspezialis-
ten Prof. Cyril Hegnauer zu verdanken, welcher damals
mit der Überarbeitung des Kindsrechts beauftragt wor-
den war und in seinen Entwurf mehrere Bestimmungen
für einen besseren gesetzlichen Schutz von Pflegekin-
dern aufnahm. Nur eine einzige schaffte es in das neue
Kindsrecht: Art 316 ZGB, vom Ständerat nur knapp
angenommen, verlangte eine Bewilligungspflicht für

Kathrin Barbara Zatti
Verfasserin des Expertenberichts «Das
Pflegekinderwesen in der Schweiz»
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die Aufnahme von Pflegekindern und ist bis heute die
einzige Grundlage für eine rechtliche Absicherung von
Pflegeverhältnissen geblieben. Da es nach Hegnauers
Ansicht wertlos gewesen wäre, wenn das Gesetz ledig-
lich verfügt hätte, dass es für die Aufnahme von Pflege-
kindern eine Bewilligung braucht, setzte er sich für eine
entsprechende Delegationsnorm ein, aufgrund welcher
der Bundesrat Ausführungsbestimmungen zum Artikel
316 erlassen konnte. Mit 18 zu 17 Stimmen stimmte der
Ständerat dieser Delegationsnorm knapp zu und schuf
damit die Grundlage für die bis heute gültige Verord-
nung zur Aufnahme von Pflegekindern PAVO, welche
im Grundsatz die Aufnahme von Unmündigen ausser-
halb des Elternhauses regelt, diese zum Schutz der Kin-
der der Bewilligung und der Aufsicht unterstellt und
neben der Aufnahme von Kindern in eine Pflegefamilie
auch die Tagespflege regelt und bestimmt, dass der Be-
trieb von Heimen ebenfalls einer behördlichen Bewilli-
gung bedarf.

Der lange Schatten des Verdingkinderwesens

Bis 1978 kam das Wort «Pflegekind» im Zivilgesetz-
buch nicht vor. Gesetzliche Vorschriften zur Aufnahme
von Kindern in Familien existierten bis dahin nur auf
kantonaler Ebene, wobei nicht alle Kantone Pflegekin-
der unter gesetzlichen Schutz stellten. Ein solcher
Schutz jedoch war, wie die bekannt gewordenen Miss-
stände in aller Deutlichkeit zeigten, dringend notwen-
dig, und mit Art. 316 ZGB und der PAVO traten Ende
der 70er Jahre auf nationaler Ebene zumindest mini-
male rechtliche Grundlagen in Kraft. Bis zum Postulat
Fehr und dem Expertenbericht Zatti ist das Pflegekin-
derwesen seither auf Bundesebene nicht mehr themati-
siert worden. Eine vertiefte Auseinandersetzung und
breite Diskussion drängt sich jedoch schon länger auf,
haben sich doch in den vergangenen bald 30 Jahren 
die sozialen Verhältnisse und damit auch die Situation
von Pflegekindern drastisch verändert, während es das
Pflegekinderwesen nach wie vor nicht geschafft hat, aus
seinem Schattendaseins hervorzutreten. Grundlegend
sind dafür zwei Tendenzen verantwortlich: Zum einen
ist ein Pflegekinderwesen – wie auch die Platzierung
von Kindern in Heimen – Ausdruck gesellschaftlicher
Tatsachen, die gerne verdrängt werden: dass nämlich
nicht alle Kinder, aus unterschiedlichen Gründen, bei
ihren leiblichen Eltern aufwachsen können. Alle Ge-
sellschaften sind mit diesem Problem konfrontiert und
von jeher mussten Lösungen gefunden oder Schein-
lösungen propagiert werden. Schlugen sich im Mittel-
alter elternlose Kinder – sofern sie nicht von Verwand-
ten aufgenommen wurden – bettelnd auf der Strasse
durch oder wurden als Störfaktor im Hospital neben
Alten, Kranken und Irren untergebracht beziehungs-

weise «entsorgt», entstanden zu Beginn der Neuzeit in
den Städten erste Einrichtungen speziell für Waisenkin-
der. In den Waisenhäusern, wo die Kinder zu harter Ar-
beit gezwungen wurden, herrschten schreckliche Zu-
stände: Vier bis fünf Kinder mussten sich in feuchten
Räumen ein Bett teilen, waren schlecht ernährt, bleich
und ausgezehrt, die Kindersterblichkeit war  entspre-
chend erschreckend hoch.

Bis ins 19. Jahrhundert existierten in den ländlichen
Gebieten keine Anstalten, in welche Waisenkinder ver-
sorgt werden konnten – hier entwickelte sich ein für die
Schweiz spezifisches System zur Versorgung von eltern-
losen oder armen Kindern: das Verdingkinderwesen.
Kinder, die nicht bei Verwandten unterkommen konn-
ten, wurden verdingt, das heisst, sie wurden an öffent-
lichen Anlässen, wie z.B. auf dem Markt, jenen Pfle-
geeltern gegeben, welche am wenigsten Kostgeld – das
von der Gemeinde für die Versorgung des Kindes
bezahlt wurde – verlangten. Auf diese Weise kamen
Zehntausende von Kindern, bis weit ins 20. Jahrhun-
dert hinein, als billige Arbeitskräfte in bäuerliche Fami-
lien. Auch wenn es nicht ausgeschlossen ist, dass man-
che Verdingkinder unter liebevollen Bedingungen auf-
wachsen konnten, so hat dieses unmenschliche System
doch die meisten Kinder traumatisiert und für den Rest
ihres Lebens schwer geschädigt. In den letzten Jahren
haben verschiedene Initiativen das Schicksal der ehe-
maligen Verdingkinder aus dem verdrängten Bereich
ins öffentliche Bewusstsein geholt, noch ist jedoch we-
nig darüber bekannt, wie sehr das Verdingkinderwesen
auch das heutige moderne Pflegekinderwesen in der
Schweiz negativ geprägt hat. Die Bedeutung der PAVO
ist auf dem Hintergrund des Verdingkinderwesens zu
würdigen und ist das Resultat langer Bemühungen um
den Schutz von Pflegekindern vor Ausbeutung und
Missbrauch durch die Pflegefamilien. 

«Kinder der Landstrasse»

Ausbeutung durch die Pflegefamilie ist aber nur ein
Bereich von Missbrauch im Umgang mit Pflegekindern,
hier handelt es sich in erster Linie um Kinder, welche
wegen dem Tod der Eltern, wegen Krankheit oder Ar-
mut der Eltern von diesen nicht selber betreut werden
können – was sich durch die Geschichte zieht und auch
heute noch Staat und Gesellschaft herausfordert. Geän-
dert haben sich lediglich die Gründe, weshalb Eltern
nicht selber für ihre Kinder sorgen können. Materielle
Armut spielt dabei kaum mehr eine Rolle, umso mehr
fallen andere Faktoren ins Gewicht: Psychische Krank-
heit der Eltern, Drogenabhängigkeit, soziale Isolierung
– um nur einige zu nennen. 

Gefährdet sind Kinder und ihre Familien auch durch
die ungerechtfertigte Herausnahme von Kindern aus
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ihren Familien. Seit der Inkraftsetzung des ZGB 1912
verfügen die Vormundschaftsbehörden – in allen Be-
langen des Kinderschutzes und des Pflegekinderwesens
in der Schweiz die entscheidenden Behörden – über ein
Instrument, das eigentlich dem Schutz der Kinder die-
nen sollte, aber auch missbräuchlich zum Schaden der
Kinder verwendet wurde: Die Behörden können
mittels Obhutsentzug den Eltern ihre Kinder wegneh-
men und sie fremdplatzieren, sie können den Eltern die
elterliche Sorge auch ganz entziehen.

Wie die historische Forschung bis anhin gezeigt hat,
wurde das rechtliche Instrumentarium des Kinder-
schutzes in den 20er und 30er Jahren zur Disziplinie-
rung der Arbeiterschaft in Zürich missbraucht: Die
Kinder armer Arbeiterfamilien wurden angeblich zu ih-
rem Schutz ihren Eltern weggenommen und in Pflege-
familien und Heime untergebracht, wo sie nicht selten
misshandelt und sexuell ausgebeutet wurden. Nach
demselben Muster verfuhr das «Hilfswerk» Kinder der
Landstrasse, um die Kultur jener jenischen Familien in
der Schweiz zu zerstören, welche ihre traditionelle Kul-
tur weiterhin praktizierten. Bis in die 70er Jahre wur-
den – angeblich zum Wohl der Kinder – über 600 Kin-
der ihren Familien entrissen und in schweizerischen
Familien platziert oder in Heimen untergebracht. Seit
längerem ist die missbräuchliche Herausnahme von
Kindern aus ihren leiblichen Familien und deren Plat-
zierung in eine Pflegefamilie oder ein Heim kaum mehr
ein Problem. Vielmehr hat das Pendel in den letzten
zwei Jahrzehnten ins Gegenteil ausgeschlagen. Fach-
leute stellen fest, dass Behörden tendenziell zögern, die
notwendigen Kindesschutzmassnahmen zu erlassen,
wenn ein Kind in seiner Familie gefährdet ist. Diese
Problematik ist nicht dem System des Pflegekinderwe-
sens im engeren Sinn zuzuordnen, sondern dem Kinder-
schutz allgemein – zeitigt aber weitgehende Folgen für
das Pflegekinderwesen: Die Situation von Kindern, die
dann doch fremdplatziert werden müssen, ist derart
komplex und anspruchsvoll, dass nicht mehr davon
ausgegangen werden kann, dass Pflegefamilien ohne
Vorbereitung, ohne professionelle Unterstützung und
Begleitung damit umgehen können. 

Privatangelegenheit?

Die Problematik des heutigen Pflegekinderwesens
hängt nicht unwesentlich damit zusammen, dass die
Missstände der Vergangenheit nicht umfassend aufge-
arbeitet worden sind, allen Bemühungen zum Trotz.
Das öffentliche Bewusstsein ist durch das durch die
Missbräuche entstandene Negativimage beeinflusst,
noch heute stehen Pflegefamilien unter dem General-
verdacht, ihre Pflegekinder auf irgendeine Weise «aus-
zunutzen». Die hervorragende und engagierte Arbeit,

welche die allermeisten Pflegeeltern heute leisten, wird
nicht angemessen wahrgenommen und gewürdigt, was
Auswirkungen zeigt auf die für ein effektives Pflegekin-
derwesen notwendige Rekrutierung einer genügenden
Anzahl von qualifizierten Pflegefamilien, ebenso auf
die finanzielle Entschädigung der höchst anspruchsvol-
len Arbeit, ein Kind zu betreuen und zu erziehen, wel-
ches – sonst wäre es kein Pflegekind geworden – eine
schwierige und meistens traumatisierende Geschichte
hinter sich hat. 

Mit diesem Schatten überlagert sich die Tatsache,
dass die Erziehung und Betreuung von Kindern nach
wie vor als Privatsache betrachtet wird – eine Ideologie,
die sich in der Schweiz hartnäckig hält und die Auswir-
kungen auf die Familienpolitik generell zeitigt. Auch
das «Versagen» von Eltern wird als individuelle Fehl-
leistung wahrgenommen und dementsprechend behan-
delt – sehr zum Schaden der betroffenen Kinder, die
unter der Stigmatisierung ihrer Eltern als «schlechte»
Eltern unmittelbar leiden. Zu bemerken ist, dass es sich
bei «Eltern» nach wie vor hauptsächlich um die Mütter
handelt, können sich doch die Väter noch immer viel
einfacher der Verantwortung entziehen. Es sind vor al-
lem Frauen, welche das Drama, ihr Kind nicht selber
betreuen zu können – sei es weil sie drogenkrank sind,
weil sie aus psychischen Gründen eine kontinuierliche
und feinfühlige, liebevolle Betreuung der Kinder nicht
garantieren können, sei es weil sie durch Mutterschaft
und Existenzkampf bei fehlender sozialer Vernetzung
und Integration überfordert sind –, durchmachen müs-
sen. Die persönliche Verantwortung für das eigene Le-
ben und die eigenen Kinder soll selbstredend nieman-
dem abgesprochen werden, doch werden nur allzu oft
andere Faktoren für die Unmöglichkeit, Kinder adä-
quat zu betreuen, ausgeblendet, welche das Umfeld
massgeblich prägen, in welchem eine Mutter reüssiert
oder es nicht schafft, ihren Kindern eine kindergerech-
te Umgebung zu bieten. Oft dreht sich ein Teufelskreis
über Generationen hinweg und nicht selten finden sich
in der Biografie von Eltern, deren Kinder in Pflegefa-
milien oder Heime platziert werden müssen, Grossel-
tern und Urgrosseltern, die als Kinder verdingt worden
sind. Sozioökonomische Bedingungen, welche die in-
dividuellen Möglichkeiten der Lebensgestaltung be-
schränken, werden nach wie vor im gesellschaftlichen
Bewusstsein ebenso wenig wahrgenommen wie Staat,
Öffentlichkeit und Gesellschaft ihre Verantwortung für
das Wohl von Kindern allgemein und fremdplatzierte
Kinder im Speziellen wahrnehmen. 

Verschärfte Problematik

Ein weiterer Grund für die Marginalisierung des Pfle-
gekinderwesens liegt in der verhältnismässig kleinen
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Anzahl betroffener Kinder. Gestützt auf die Volkszäh-
lungen kann man heute von der Anzahl von 15 000
(1990) beziehungsweise rund 13 000 (2000) Kindern un-
ter 15 Jahren ausgehen, welche in Pflegefamilien leben
– mehr als 50 % von ihnen bei Verwandten, was auch
zeigt, dass wie seit jeher die Verantwortlichkeit von
Verwandten das bedeutendste System zur Betreuung
«elternloser» Kinder darstellt. Es wäre aber zu einfach,
diese Kinder den engagierten und willigen Verwandten
– es sind insbesondere Grossmütter, welche die Kinder
ihrer Töchter aufnehmen – zu überlassen: Gerade auch
Verwandte benötigen Unterstützung, Begleitung und
Beratung in ihrer hochkomplexen Aufgabe. Die An-
zahl von Kindern in Pflegefamilien hat – es lässt sich
aufgrund der fehlenden statistischen Grundlagen nur
grob feststellen – in den letzten Jahrzehnten kontinuier-
lich abgenommen, was allerdings nicht bedeutet, dass
sich damit die Problematik im selben Mass entschärft
hätte. 

Weil heute Kinder praktisch nur noch dann fremd-
platziert werden, wenn sie bereits massiv traumatisiert
worden sind, sei es durch Vernachlässigung, Gewalt,
durch psychische Misshandlung und/oder sexuelle Aus-
beutung, hat sich das Problem quantitativ verschärft.
Pflegefamilien, welche diesen Kindern die Chance bie-
ten, neue Erfahrungen mit liebevollen Erwachsenen zu
machen – die einzige Chance zu einer mindestens ein-
igermassen gelingenden Sozialisierung, die diesen Kin-
dern bleibt – leisten höchst anspruchsvolle und ausser-
ordentlich schwierige Aufgabe für die Gesellschaft.
Auch wenn die Anzahl der Pflegekinder und der Kin-
der in Heimen relativ klein ist (nur ca. 2 % aller Kinder
leben nicht bei ihren leiblichen Eltern oder einem El-
ternteil), ist doch das Potenzial der Gefährdung für die
Kinder selber wie für die Gesellschaft als hoch einzu-
schätzen. Die zunehmende Komplexität der Probleme
rund um Pflegekinder hat, wenn auch nur in einem
dynamischen Bereich des Pflegekinderwesens, zu einer
Professionalisierung der Beteiligten an einem Pflege-
verhältnis geführt. Aber nicht nur die Arbeit der Ein-
zelnen – von den Pflegeeltern bis hin zu den Beistän-
den, Vormundinnen und den Anbietern von Pflegeplät-
zen – bedarf der Professionalisierung, auch das System
als Ganzes, das nach wie vor mehr den Gesetzen des
Zufalls denn einer bewussten Steuerung unterliegt. Die
mangelnde Gesamtrationalität des Pflegekinderwesens
als System ist somit auch für zentrale Probleme im Zu-
sammenhang mit der Platzierung und Betreuung von
Pflegekindern verantwortlich.

Defizite

War also die PAVO, 1978 in Kraft gesetzt, ein Mei-
lenstein auf dem Weg zu einem besseren Schutz von

Pflegekindern, so monieren Fachleute schon seit Jah-
ren, dass die Verordnung als rechtliche Grundlage den
heutigen Anforderungen nicht mehr genügt. Der Ex-
pertenbericht empfiehlt deshalb auch die Einsetzung ei-
ner multidisziplinären Expertenkommission, die Vor-
schläge für adäquate rechtliche Grundlagen eines effi-
zienten Pflegekinderwesens ausarbeiten soll.

Ein massgeblicher Grund dafür, dass das Pflegekin-
derwesen in der Schweiz keinen genügenden Qualitäts-
standard aufweist, ist der Föderalismus. Die PAVO
überlässt es den Kantonen, «das Pflegekinderwesen zu
fördern», wobei die Ausbildung, Weiterbildung und
Beratung von Pflegeeltern und Fachleuten in der Ver-
mittlung von Pflegeplätzen speziell genannt werden.
Nur sehr wenige Kantone (z.B. Basel-Stadt, Basel-Land-
schaft, Solothurn, Zürich) investieren in die Förderung
des Pflegekinderwesens. Was in den letzten Jahren 
als Fortschritt zu verbuchen ist, geht im Wesentlichen
auf das Konto privater Initiative, die nur allzu oft aus
der Not geboren ist. In der Praxis kann das schweizeri-
sche Pflegekinderwesen erfolgreiche und vielverspre-
chende Modelle, wie jene der vernetzten Pflegeplätze,
vorweisen, die jedoch fast ausschliesslich von privater
Initiative und persönlichem Engagement abhängen.
Neben diesem dynamischen Bereich sind jedoch unge-
nügende Strukturen zu konstatieren, so fehlt – um nur
einige Beispiele zu nennen – ein genügendes Angebot
an Pflegeplätzen; ob ein Kind in eine Familie oder in ein
Heim platziert wird, hängt oft nur vom Zufall ab; so
handeln in der Regel die Zuständigen unter Zeitdruck
und es fehlt eine kontinuierliche Begleitung der Kinder
in ihrer «Fremdplatzierungskarriere». Viele Kinder
werden unnötigerweise umplatziert, oder ohne Grund-
lage frühzeitig oder unvorbereitet zu ihren Eltern zu-
rückplatziert – nur um wenig später wieder in einer
Pflegefamilie oder in einem Heim zu landen. Unnötig
zu betonen, dass sich das auf die Entwicklung der Kin-
der katastrophal auswirkt.

Die in der Praxis immer und immer wieder konsta-
tierten Probleme im Pflegekinderwesen hängen auch
mit der Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörden
für den Kinderschutz wie auch für Bewilligung und
Aufsicht der Pflegeplätze zusammen. Die meisten
Vormundschaftsbehörden in der Schweiz sind Laien-
gremien auf Gemeindeebene und verfügen nicht über
das nötige fachliche Knowhow, um in dem komplexen
und anspruchsvollen Bereich die richtigen Lösungen
bereitzustellen, auch wenn die meisten Behördenmit-
glieder engagierte und gute Arbeit leisten. Im Rah-
men der schon länger laufenden Revision des Vor-
mundschaftsrechts könnte dies korrigiert werden,
allerdings sind gerade die Interessen der Kinder und
Jugendlichen schlecht vertreten, und die von der Ex-
pertenkommission vorgeschlagenen regionalen Vor-
mundschaftsgerichte, interdisziplinär zusammenge-
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stellt, drohen föderalistischen Argumenten zum Opfer
zu fallen.

Problematisch für die Qualität des Pflegekinderwe-
sens ist auch die Beschränkung von Bewilligung und
Aufsicht der Pflegefamilien. An einem Pflegeverhältnis
sind weitere AkteurInnen massgeblich beteiligt, die
auch Qualitätskriterien erfüllen müssten, namentlich
jene Organisationen, die Pflegeplätze vermitteln. Be-
willigung und Aufsicht der Pflegefamilien erfolgen in
Form einer jährlichen Kontrolle durch eine in der Regel
nicht qualifizierte Person und sind nicht mehr zeitge-
mäss. Pflegeeltern müssen als Partner der Kinder- und
Jugendhilfe ernst genommen werden. 

Die Platzierung eines Kindes in eine Pflegefamilie
steht meistens am Ende einer langen Entwicklung:
Wenn Eltern mit der Erziehung ihrer Kinder überfor-
dert sind, so greifen heute – ein grosser Fortschritt
gegenüber früher – viele Massnahmen, welche die El-
tern in ihrer Kompetenz stützen, sie beraten und beglei-
ten. In der Regel wird eine Fremdplatzierung erst dann
verfügt, wenn all dies ausgeschöpft ist. Eine Platzierung
stellt somit eine letzte Massnahme zum Schutz der Kin-
der dar. Gleichzeitig aber kommt dem Pflegekinder-
wesen, und das wird oft unterschätzt, sekundär eine
präventive Wirkung zu: Gelingt die Platzierung, findet
das traumatisierte und psychisch oder physisch verletz-
te Kind einen geeigneten und geborgenen Platz, dann
besteht die Möglichkeit, dass es trotz seiner schwierigen
Geschichte eine angemessene Sozialisierung durchlau-
fen kann, dass es sich, wenn auch unter weit grösseren
Schwierigkeiten und mit einem weit grösseren Auf-
wand aller Beteiligten, gut entwickeln kann. Gewalt an
Kindern durch überforderte Eltern – die in der Regel
selber als Kinder Opfer elterlicher Gewalt waren – wird
wohl kaum je ganz aus der Welt geschafft werden kön-
nen. Umso wichtiger ist es, ein System bereit zu stellen,
welches die schlimmsten Schäden für die Kinder wie für
die Gesellschaft auffangen kann. Hier kann ein effizien-
tes und den Anforderungen angepasstes Pflegekinder-
wesen einen wesentlichen Beitrag leisten. Nach wie vor
sind viele Kinder am besten in einer Familie aufgeho-
ben, wobei sorgfältig abgeklärt werden muss, ob die
Platzierung in eine Familie oder in eine Institution ei-
nem bestimmten Kind die besseren Chancen bietet. Es
muss ein breites Spektrum an Pflegeplätzen angeboten
werden, wobei es nicht sinnvoll ist, dass Familienplätze
und institutionelle Plätze in zwei unterschiedliche Be-
reiche aufgeteilt sind, die organisatorisch, strukturell
und finanziell unterschiedlich geregelt sind. Tatsächlich

haben sich in den letzten Jahrzehnten in der Praxis die
Betreuung in der Familie und in Institutionen angenä-
hert, indem einerseits Institutionen familienähnliche
Angebote geschaffen haben und anderseits Plätze in
Pflegefamilien zunehmend institutionell vernetzt und
abgesichert werden. Ausschlaggebend für die Platzie-
rung in ein Heim oder in eine Familie müssen die spezi-
fischen Bedürfnisse des Kindes sein, nicht das gerade
verfügbare Platzangebot und auch nicht die Finanzen
der Gemeinde. Heute werden nicht selten Kinder in ein
durch Kanton und/oder Bund mitsubventioniertes
Heim platziert, weil das die Gemeinde weniger kostet.
Oder es wird für ein Kind, das nur in einer professionel-
len Pflegefamilie angemessen betreut werden kann, ein
Platz in einer nicht speziell ausgebildeten oder qualifi-
zierten Pflegefamilie gesucht, weil das für den Moment
billiger zu stehen kommt. Der Expertenbericht emp-
fiehlt, das Pflegekinderwesen dem Heimbereich, so-
wohl was die Strukturen wie die Finanzierung betrifft,
gleichzustellen und im Rahmen einer regionalen und
nationalen Gesamtplanung auf die Bedürfnisse der
Kinder auszurichten. Aufgrund der Voraussetzung,
dass der Platz den Bedürfnissen des Kindes entspre-
chend muss, lässt sich die Frage nach einer Kostener-
sparnis für die öffentliche Hand durch die Ersetzung
von Heimplätzen und durch qualifizierte Plätze in Pfle-
gefamilien – grob geschätzt um mehr als die Hälfte bil-
liger als vergleichbare institutionelle Plätze (genaue Er-
hebungen und Vergleiche gibt es leider ebenso wenig
wie vertiefte wissenschaftliche Untersuchungen) – nicht
so einfach beantworten. Zu vermuten ist jedoch gene-
rell eine Kostensenkung im Gesamtsystem, wenn in die
Qualifizierung und Professionalisierung der AkteurIn-
nen im Bereich der Pflegefamilien-Platzierungen inves-
tiert wird. Dies gilt für die Schweiz wie für andere
Länder: Weltweit zeigt sich zurzeit sehr deutlich der
Trend, Angebote von Pflegeplätzen in Familien zu
schaffen. Weil die Betreuung in einer Familie oder fa-
milienähnlichen Strukturen – die allermeisten Kinder
wachsen so auf – für viele Kinder die beste Möglichkeit
darstellt und weil sich tatsächlich die Kosteneffizienz
positiv präsentiert.

Kathrin Barbara Zatti, Dr. phil., Historikerin und Autorin, leitete
von 1995 bis 2000 die schweizerische Fachstelle für das Pflege-
kinderwesen, 1997 bis 2005 Redaktorin der Fachmagazins «Netz,
Zeitschrift für das Pflegekinderwesen». Verfasserin des Experten-
berichtes «Das Pflegekinderwesen in der Schweiz, Analyse,
Qualitätsentwicklung und Professionalisierung».
E-Mail: zatti@postmail.ch
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Die föderalistische Konzeption des Pflegekinder-
wesens hat sich bewährt – Bericht des Bundesrates

Im August 2006 nahm der Bundesrat zum Bericht Zatti
über das Pflegekinderwesen Stellung, den die Verwal-
tung im Anschluss an ein Postulat in Auftrag gegeben
hatte. Der Entscheid, ein Kind einer Pflegefamilie oder
einem Heim anzuvertrauen, ist einschneidend und
daher mit grosser Sorgfalt zu treffen. Unterschiedlich
beurteilen Expertin und Bundesrat die Rolle des Bun-
des. Nach Auffassung des Bundesrates hat sich die
föderalistische Konzeption des Pflegekinderwesens
grundsätzlich bewährt. Verständnis zeigt der Bundes-
rat für die Anliegen nach besseren statistischen
Grundlagen und einer Monitoringstelle. Eine histo-
rische Aufarbeitung lehnt er ab.

1 Ausgangslage

Am 4. Oktober 2002 überwies der Nationalrat das
Postulat (02.3239) «Pflegekinderwesen in der Schweiz»
von Nationalrätin Jacqueline Fehr. Darin wurde der
Bundesrat aufgefordert, in einem Bericht aufzuzeigen,
wie das Pflegekinderwesen in der Schweiz professiona-
lisiert werden könnte. Konkret sollten die Möglichkei-
ten gesetzlicher Mindestanforderungen diskutiert wer-
den, welche die Kantone in den Bereichen Aus- und
Fortbildung der Vermittlungspersonen, der Pflegekin-
deraufsichten und der Pflegeeltern zu erfüllen hätten.
Ferner sollte aufgezeigt werden, welche Rolle eine eid-
genössische Koordinationsstelle bei der Vernetzung
aller kantonalen und regionalen Stellen übernehmen
könnte und inwiefern eine solche Koordinationsstelle
ebenfalls mit allgemein verbindlichen Richtlinien und
Standards dazu beitragen könnte, das Pflegekinder-
wesen in der Schweiz weiterzuentwickeln.

Mit Vertrag vom 10. Juni 2004 beauftragte das Bun-
desamt für Justiz Dr. Kathrin Barbara Zatti von der
Fachstelle für das Pflegekinderwesen der Pflegekinder-
Aktion Schweiz mit der Ausarbeitung eines Experten-
berichts. Darin sollte der Ist-Zustand im schweizeri-
schen Pflegekinderwesen dargestellt und – unter Be-
rücksichtigung von Erfahrungen im Ausland – Vor-
schläge für dessen Weiterentwicklung gemacht werden.

Der folgende Bericht stützt sich auf den im Juni 2005
abgelieferten Expertenbericht Zatti und nimmt zu den
darin formulierten Empfehlungen Stellung.

2 Ist-Zustand

Seit Inkrafttreten des revidierten Kindesrechts 1978
bedarf nach Artikel 316 Absatz 1 des Zivilgesetzbu-
ches (ZGB) einer Bewilligung, wer Pflegekinder bei
sich aufnehmen will. Aufgabe des Bundesrates ist es,
die nötigen Ausführungsbestimmungen zur Bewilli-
gungspflicht und zur Aufsicht zu erlassen. Diese sind
enthalten in der Verordnung vom 19. Oktober 1977
über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur
Adoption (PAVO; SR 211.222.338). Die Verordnung
wurde zwei Mal revidiert, zuletzt am 29. November
2002.

Die PAVO unterscheidet zwischen der Familienpfle-
ge (Art. 4-11), der Tagespflege (Art. 12) und der Heim-
pflege (Art. 13-20). Bei der Aufnahme eines schul-
pflichtigen Kindes oder eines Kindes unter 15 Jahren in
Familienpflege bedürfen die Pflegeeltern einer Bewilli-
gung, und sie unterstehen fortan der Aufsicht. Die Be-
willigung wird ihnen für ein bestimmtes Kind erteilt.
Die Behörde bezeichnet eine geeignete Person, welche
die Pflegefamilie sooft als nötig, aber jährlich mindes-
tens einmal besucht, die Pflegeeltern berät und ihnen
hilft, Schwierigkeiten zu überwinden. Nach der PAVO
ist auch die Aufnahme eines verwandten Kindes bewil-
ligungspflichtig; die Kantone können aber die Bewilli-
gungspflicht aufheben. 

Für die Tagespflege besteht lediglich eine Melde-
pflicht. Die Aufsicht richtet sich jedoch sinngemäss
nach den Bestimmungen über die Familienpflege.

Schliesslich ist der Betrieb von Heimen, Kinderkrip-
pen und Kinderhorten bewilligungspflichtig. Die Auf-
sicht muss durch sachkundige Vertreterinnen oder Ver-
treter der Behörde ausgeübt werden.

Zuständig für die Pflegekinderaufsicht ist die Vor-
mundschaftsbehörde oder eine andere vom Kanton be-
zeichnete Stelle. Für die Aufnahme eines Kindes zur
Adoption schreibt das Bundesrecht eine einzige kanto-
nale Instanz vor.

Gemäss Artikel 3 Absatz 1 PAVO sind die Kantone
befugt, zum Schutz von Unmündigen, die ausserhalb
des Elternhauses aufwachsen, Bestimmungen aufzu-
stellen, die über diese Verordnung hinausgehen. Den
Kantonen ist es zudem vorbehalten, das Pflegekinder-
wesen zu fördern und insbesondere Massnahmen zu
treffen zur Ausbildung, Weiterbildung und Beratung
von Pflegeeltern, Kleinkinder- und Heimerzieherinnen
und -erziehern sowie zur Vermittlung guter Pflegeplät-
ze (Art. 3 Abs. 2 PAVO).
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Von der Pflegekinderaufsicht getrennt zu behandeln
ist die Frage, wer über die Fremdplatzierung eines Kin-
des oder eines Jugendlichen entscheidet. Die Verant-
wortung für diesen Entscheid tragen die Eltern als In-
haber der elterlichen Sorge, die Vormundschaftsbehör-
den im Rahmen von Kindesschutzmassnahmen nach
Artikel 307 ff. ZGB oder die Jugendstrafbehörden.

Schliesslich ist zu erwähnen, dass Heime, die Kinder
und Jugendliche mit einem erheblich gestörten Sozial-
verhalten aufnehmen, unter bestimmten Voraussetzun-
gen gemäss dem Bundesgesetz vom 15. Oktober 1984
über die Leistungen des Bundes für den Straf- und
Massnahmenvollzug (SR 341) sowohl Bau- wie auch
Betriebsbeiträge verlangen können.

Heute fehlen verlässliche statistische Angaben zu
Pflegekindern. Gestützt auf die Volkszählung von 1990
geht der Expertenbericht Zatti davon aus, dass in der
Schweiz rund 15 000 Kinder (unter 15 Jahren) nicht bei
ihren Eltern leben und damit als Pflegekinder gelten
können. Fast die Hälfte dieser Kinder leben bei Ver-
wandten («Verwandtenpflege»). Zu den Kindern, die in
Pflegefamilien aufwachsen, kommen jene Kinder, die in
Heimen leben1. Der Anteil der Kinder, die nicht in
ihrer eigenen Familie aufwachsen, beträgt damit rund 
2 Prozent. Dabei ist zu beachten, dass es immer mehr
Mischformen zwischen familiärer und institutioneller
Betreuung von Pflegekindern gibt. So entwickelten sich
– zum Teil als Reaktion auf frühere Missstände – ver-
schiedene familienähnliche Betreuungsformen in Hei-
men, während bei Pflegefamilien eine Professionalisie-
rung und Vernetzung stattfand.

Ein Vergleich des Pflegekinderwesens in der Schweiz
mit der Situation im Ausland zeigt verschiedene ge-
meinsame Entwicklungstendenzen. So findet beispiels-
weise überall ein Rückgang der stationären Unterbrin-
gung von Kindern in Heimen statt und überall trifft
man auf zunehmende Professionalisierung von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in den Institutionen und
auch der Pflegeeltern.

3 Stellungnahme zu den einzelnen
Empfehlungen2

3.1 Empfehlung 1
Damit überhaupt eine einheitliche Diskussions-

grundlage geschaffen werden kann, müssen die Be-
griffe – wie sie im Zusammenhang mit dem Pfle-

gekinderwesen gebraucht werden – einheitlich defi-
niert werden. Die verschiedenen Kategorien von
Pflegeverhältnissen und die verschiedenen Formen
von Pflegefamilien müssen innerhalb eines verbind-
lichen Rasters definiert werden. Dies muss – zusam-
men mit anderen Basisarbeiten, wie sie an später fol-
genden Stellen in diesem Bericht formuliert werden
– durch eine mit einem verbindlichen Auftrag einge-
setzte ExpertInnengruppe erarbeitet werden.
Es ist ohne Zweifel wünschenswert, wenn in der Dis-

kussion über das Pflegekinderwesen auf einheitliche,
anerkannte Begriffe und Definitionen zurückgegriffen
werden kann. Für den Bundesrat ist es aber nicht die
Aufgabe des Gesetzgebers, sondern der Wissenschaft,
für einheitliche Begriffe und Definitionen zu sorgen. 

Im Übrigen ist auf die Pflegekindervordnung zu ver-
weisen, welche die für das Pflegekinderwesen wesent-
lichen Begriffe wie beispielsweise jene der Familien-
pflege, der Tagespflege und der Heimpflege um-
schreibt. Zumindest indirekt erschliesst sich daraus
auch der Begriff des Pflegekindes. Namentlich die Ab-
grenzung zwischen der Familienpflege und der Heim-
pflege ist in der Pflegekinderverordnung bewusst offen
gehalten, um die für die Kantone und die Praxis nötige
Flexibilität zu gewährleisten.

3.2 Empfehlung 2
Es muss so rasch wie möglich eine zentrale Moni-

toringstelle geschaffen werden, welche die wesent-
lichen Parameter sammelt und statistisch auswertet.
Diese Daten können – durch die für die Bewilligung
des Pflegeplatzes zuständige Stelle – anonym ge-
meldet werden, das heisst ohne Namen der Kinder,
der leiblichen Eltern und der Pflegeeltern.
Die Empfehlungen 2 und 3 betreffen verwandte The-

men. Sie werden daher unter Ziffer 3.3 gemeinsam be-
handelt.

3.3 Empfehlung 3
Um überhaupt die notwendigen Grunddaten für

eine übergeordnete Steuerung des Pflegekinderwe-
sens in der Schweiz zu erheben, muss auch in die
Forschung investiert werden. Die Grunddaten müs-
sen regelmässig erhoben werden (Anzahl Pflegekin-
der, Anzahl Kinder in Heimen, Verläufe von Plat-
zierungen), die unterschiedlichen Modelle und
Organisationsformen müssen erfasst, untersucht und
bewertet werden. Insbesondere ist Wert auf kontinu-
ierliche Praxisforschung zu legen, sodass die Erfah-
rungen, die in einem Projekt gewonnen werden,
auch auf andere Projekte in anderen Regionen ange-
wandt werden können. Nur so kann sich das Ge-
samtsystem Pflegekinderwesen weiterentwickeln.
Es ist unbestritten, dass die statistischen Grundlagen

im Pflegekinderwesen heute nicht genügen. Die Defizi-
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1 Ausgehend von der Volkszählung 2000 waren maximal 12 846 Kinder
unter 15 Jahren Pflegekinder. 6939 davon waren bei Verwandten, die
restlichen 5907 in Familien ohne verwandtschaftliche Beziehung plat-
ziert. In Kollektivhaushalten lebten im Jahr 2000 8463 Kinder unter 15
Jahren; davon lebten 2473 Kinder in einer Institution, die auf die sozia-
le Integration der Kinder ausgerichtet ist.

2 Die Empfehlungen (Rahmen) sind wortwörtlich dem Expertenbericht
entnommen.
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te betreffen allerdings nicht nur das Pflegekinderwesen,
sondern den ganzen Bereich vormundschaftlicher
Massnahmen. Mit Blick auf die laufende Totalrevision
des Vormundschaftsrechts (neu: Erwachsenenschutz-
recht) wird der Bundesrat deshalb diesbezügliche Ver-
besserungsmöglichkeiten prüfen. Allerdings trägt er
dabei den beschränkten finanziellen und personellen
Ressourcen des Bundesamtes für Statistik Rechnung. 

Gleiches gilt auch für die Empfehlung, eine zentrale
Monitoringstelle einzurichten. Im Bundesamt für So-
zialversicherungen existiert bereits heute ein Dienst
«Familie, Generationen und Gesellschaftsfragen».
Dieser befasst sich im Rahmen seiner Möglichkeiten
auch mit Fragen des Pflegekinderwesens. 

3.4 Empfehlung 4
Es ist eine interdisziplinär zusammengesetzte Ex-

pertInnenkommission einzusetzen, welche herausar-
beitet, inwiefern das geltende Recht so verändert
werden kann, dass es den heutigen Anforderungen
Rechnung trägt und die heutigen Erkenntnisse in
ausreichendem Mass berücksichtigt. Dabei ist zu klä-
ren, ob die Revision der PAVO allein ausreicht oder
ob der Art. 316 ZGB erweitert werden muss. 

Insbesondere muss den Kantonen verbindlich vor-
geschrieben werden, was sie auf kantonaler Ebene
für ein effizientes Pflegekinderwesen zu gewährleis-
ten haben – von der finanziellen Gleichstellung mit
dem Bereich der institutionellen Betreuung von Kin-
dern und Jugendlichen bis zum Anspruch von Pfle-
geeltern auf Begleitung, Unterstützung, Aus- und
Fortbildung. Die zurzeit problematischen, fraglichen
oder gar nicht geregelten Bereiche – wie die unange-
messene und inadäquate Aufsicht über Pflege-
familien, die fehlenden verbindlichen Definitionen
von Pflegeformen und von fachlichen Standards
oder die fehlende Aufsicht über Anbieter von Pfle-
geplätzen – müssen neu geregelt werden. Insbeson-
dere muss jeder Kanton eine Stelle bezeichnen, wel-
che für die Organisation des Pflegekinderwesens
zuständig ist, dies in Koordination und Zusammen-
arbeit mit den für den Heimbereich zuständigen
kantonalen Stellen.
Der Entscheid, ein Kind einer Pflegefamilie anzuver-

trauen oder in einem Heim zu platzieren, ist für dessen
Biographie einschneidend. Der Bundesrat teilt daher
die Einschätzung, dass dieser Entscheid mit grosser
fachlicher und persönlicher Kompetenz zu treffen ist.
Dem nämlichen Anforderungsprofil muss grundsätzlich
auch ein Heim entsprechen, das ein Kind bei sich auf-
nimmt, oder eine Familie, die dies tut. Fachliche Kom-
petenz und persönliche Integrität sind hier umso wichti-
ger, als über die Fremdplatzierung nicht in jedem Fall
ein Gericht oder eine Behörde entscheidet, sondern
sich die Eltern in gewissen Fällen selber gezwungen se-

hen, ihr Kind für kürzere oder längere Zeit einer Fami-
lie oder einem Heim anzuvertrauen.

Eine andere Frage ist es, welche Rolle dem Bund zu-
kommt, wenn es darum geht, ein qualitativ hoch stehen-
des Pflegekinderwesen zu etablieren. Nach geltendem
Recht umschreibt der Bund bloss allgemein akzeptierte
Voraussetzungen, die Pflegeeltern und Heime erfüllen
müssen, wenn sie ein Pflegekind bei sich aufnehmen
wollen (vgl. Ziff. 2). Der Vollzug bleibt den Kantonen
überlassen; sie entscheiden auch über eine weiterge-
hende Förderung des Pflegekinderwesens, namentlich
in den Bereichen der Ausbildung, der Weiterbildung
und Beratung von Pflegeeltern (Art. 3 Abs. 2 Bst. a
PAVO).

Nach Auffassung des Bundesrates hat sich diese fö-
deralistische Lösung bewährt; sie entspricht auch voll
und ganz den Anforderungen des neuen Finanzaus-
gleichs. Dieser verbietet es dem Bund, die Kantone zu
blossen Organen des Vollzugs engmaschiger bundes-
rechtlicher Vorgaben zu machen, ohne dass er sich sel-
ber an den entsprechenden Kosten beteiligt.

Am Gesagten ändern auch vereinzelte Fehler bei der
Platzierung eines Pflegekindes oder der Anerkennung
eines Pflegeplatzes nichts. Die Ursache dieser Fehler
liegt weniger bei Mängeln der Rechtsordnung als bei
Defiziten im Vollzug, wobei einzuräumen ist, dass die-
ser heute manchmal sehr anspruchsvoll ist.

Der Bundesrat sieht daher zumindest im heutigen
Zeitpunkt noch keine Notwendigkeit, die Pflegekinder-
verordnung zu revidieren. Er ist aber durchaus bereit,
zu dieser Frage die Meinung der Kantone einzuholen.
Innerhalb der Schweiz bleibt zu diskutieren, ob es ne-
ben der Beaufsichtigung des einzelnen Pflegeplatzes
noch einer besonderen Aufsicht über Vermittlerinnen
und Vermittler bedarf. Was die transnationale Vermitt-
lung betrifft, so ist offen, welche Bedeutung ihr in der
Praxis zukommt. In diesen Fällen kommt auf jeden Fall
der Behörde oder Person, welche über die Platzierung
im Ausland entscheidet, stets eine besondere Verant-
wortung zu.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass Teile der
Empfehlungen weniger die Pflegekinderverordnung als
die Jugendhilfegesetzgebung betreffen, für die heute
die Kantone zuständig sind. Im Hinblick darauf bleiben
die Folgearbeiten zum Postulat Janiak, 00.3469, «Rah-
mengesetz über eine schweizerische Kinder- und Ju-
gendpolitik», abzuwarten.

3.5 Empfehlung 5
Damit die Qualität des Pflegekinderwesens ent-

wickelt werden und die notwendige Professionali-
sierung auf allen Ebenen stattfinden kann, ist es
unumgänglich, dass die Geschichte des Pflege-
kinderwesens in der Schweiz möglichst rasch und
umfassend aufgearbeitet wird.
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Die Forderung, die Geschichte des Pflegekinderwe-
sens zu untersuchen, bildete bereits Gegenstand diver-
ser parlamentarischer Vorstösse, so namentlich der
vom Parlament verworfenen Motion Fehr (04.3065)
«Verdingkinder. Historische Aufarbeitung». Der Bun-
desrat sieht keinen Grund, auf diesen Entscheid zu-
rückzukommen. Dies gilt umso mehr, als auch die Kon-
ferenz der Kantonalen Sozialdirektoren, die Konferenz
der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren und die
Konferenz der Kantonalen Vormundschaftsbehörden
einen entsprechenden Handlungsbedarf vor kurzem
verneint haben (vgl. Antwort des Bundesrates vom 
18. Mai 2005 auf die Anfrage Leutenegger Filippo,
05.1010, «Datenschutz auch für Pflegekinder»).

3.6 Empfehlung 6
Das Pflegekinderwesen in der Schweiz ist sowohl

strukturell wie auch organisatorisch und finanziell
dem Heimbereich gleichzustellen. Beide Bereiche
sind im Rahmen einer nationalen und regionalen
Gesamtplanung auf die Bedürfnisse der betroffenen
Kinder und Jugendlichen auszurichten. Die Plat-
zierung in ein Heim oder in eine Pflegefamilie muss
nach ausschliesslich fachlichen Kriterien aufgrund
der Situation und der Bedürfnisse des Kindes erfol-
gen. Es muss ein entsprechendes Tarif- und Finan-
zierungssystem entwickelt werden.
Wie bereits aus der Stellungnahme zur Empfehlung 4

hervorgeht, lehnt es der Bundesrat zum heutigen Zeit-
punkt ab, den Kantonen vorzuschreiben, das Pflegekin-
derwesen strukturell, organisatorisch und finanziell
dem Heimbereich gleichzustellen. Namentlich im Be-
reich der in der Praxis wichtigen Aufnahme von Pflege-
kindern bei Verwandten (vgl. Ziff. 2) wäre dies auch
kaum sachgerecht.

3.7 Empfehlung 7
Im Interesse eines wirksamen Kinder- und Ju-

gendschutzes in der Schweiz – das Pflegekinderwe-
sen inbegriffen – muss der Revision des Vormund-
schaftsrechts eine hohe Priorität auf der politischen
Agenda eingeräumt werden.

Alle EntscheidungsträgerInnen, die mit Entschei-
dungen und Umsetzungen von Massnahmen in der
Kinder- und Jugendhilfe sowie im Pflegekinder-
wesen betraut sind, müssen für diese Aufgaben
qualifiziert und regelmässig weitergebildet werden.

In den Amtsvormundschaften wie auch bei den
MandatsträgerInnen muss eine Aufteilung und

Spezialisierung bezüglich Kindesschutzmassnahmen
und Erwachsenenschutzmassnahmen erfolgen, da-
mit das fachliche Knowhow im Bereich Kindes-
schutz aufgebaut, weiterentwickelt und gesichert
werden kann.

Die Position der betroffenen Kinder in den Ver-
fahren – seien es Verwaltungsverfahren vor den
Vormundschaftsbehörden oder gerichtliche Verfah-
ren (allenfalls nach der Revision des Vormund-
schaftsrechts) vor Vormundschaftsgerichten – muss
unbedingt gestärkt werden. Kinder und Jugendliche
brauchen eine unabhängige anwaltschaftliche Ver-
tretung in allen sie betreffenden Verfahren.
Der Bundesrat teilt das Anliegen, die Entscheidungs-

träger im Bereich des Pflegekinderwesens bzw. der
Vormundschaftsbehörden stärker zu professionalisie-
ren; er wird ihm im Rahmen der laufenden Revision des
Vormundschaftsrechts Rechnung tragen. Die entspre-
chende Botschaft für eine Änderung des Zivilgesetzbu-
ches (Erwachsenenschutz, Personenrecht und Kindes-
recht) datiert vom 28. Juni 2006. Hier wie auch in 
der geplanten schweizerischen Zivilprozessordnung ist
auch der Ort, um über eine sachgerechte Unterstützung
und Vertretung der Kinder in sie betreffenden Verfah-
ren zu befinden; ein Zwang zur anwaltschaftlichen Ver-
tretung in sämtlichen Verfahren schösse allerdings weit
über das Ziel hinaus. Hinzuweisen ist in diesem Zu-
sammenhang schliesslich auf die Artikel 144 und 146
ZGB, die von der Anhörung und Vertretung des Kin-
des im Fall der Scheidung der Eltern handeln.

3.8 Empfehlung 8
Damit Pflegeeltern ihre Arbeit und anspruchsvol-

le Aufgabe angemessen erfüllen können, braucht es
sowohl eine sorgfältig und qualifiziert vorge-
nommene Abklärung als auch eine angemessene
Vorbereitung auf ihre Aufgabe, eine spezifische
Aus- und Weiterbildung und eine fachlich quali-
fizierte kontinuierliche Begleitung des Pflegever-
hältnisses. Diese Voraussetzungen sollen in den neu
zu erarbeitenden gesetzlichen Grundlagen […] gere-
gelt werden.
Aus der Stellungnahme zu den Empfehlungen 4 und

6 folgt, dass der Bundesrat die Autonomie der Kantone
im Pflegekinderwesen nicht über die heutige Pflegekin-
derverordnung hinaus beschneiden will. Er lehnt daher
die Empfehlung 8 ab.
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Begleitung und Qualifizierung von Pflegeeltern

In der Schweiz gibt es eine unbekannte Anzahl Pflege-
eltern, welche weder für ihre Aufgabe qualifiziert
noch kontinuierlich begleitet werden. Die Folgen sind
für Pflegekinder und Pflegeeltern oft gravierend.
Gleichzeitig haben mehrheitlich private Organisatio-
nen, die Plätze in Pflegefamilien vermitteln, zukunfts-
weisende Modelle zur Begleitung von Pflegeeltern
entwickelt. Es ist an der Zeit, dass der Staat Massnah-
men zugunsten von professionell begleiteten Pflege-
verhältnissen ergreift.

In der Schweiz wird das Pflegekinderwesen weitgehend
sich selber überlassen. Es handelt sich um ein Konglo-
merat aus vielfältigen, kaum koordinierten, historisch
gewachsenen Initiativen und Projekten. Aus dem Be-
richt Zatti geht deutlich hervor, dass mehrere Bereiche
dringend weiterentwickelt werden müssten: Differen-
zierte statistische Grundlagen fehlen. Die Ergebnisse
aus der Forschung werden nur bedingt in die Praxis um-
gesetzt, und eine systematische Aufarbeitung der Ge-
schichte des Pflegekinderwesens in der Schweiz steht
nach wie vor aus.2

Als Case ManagerInnen überfordert 

Unterentwicklung bedeutet dort, wo die eigentliche
sozialpädagogische Leistung erbracht wird, häufig auch
Unterversorgung. Bei einem Pflegeverhältnis handelt
es sich um ein erweitertes System. Obwohl in der For-
schung bereits seit Längerem bekannt und unbestritten
ist, dass alle daran beteiligten Personen eine Interessen-
vertretung benötigen, ist diese Voraussetzung in den

wenigsten Fällen erfüllt.3 Nur ausnahmsweise haben
Pflegekinder einen Anwalt, der ihre Bedürfnisse gegen-
über Herkunftseltern, Pflegeeltern und Behörden ver-
tritt. Während des schwierigen Trennungsprozesses von
ihrem Kind werden die Herkunftseltern kaum unter-
stützt. Die Frage, wer in einem Pflegeverhältnis für das
Case Management verantwortlich ist, bleibt häufig un-
klar bzw. wird nicht einmal gestellt. In all diese Lücken
springen die Pflegeeltern, welche verständlicherweise
innerhalb kürzerster Zeit überfordert sind. Sie küm-
mern sich nicht nur um ihr Pflegekind, sondern auch
noch um die Probleme der Herkunftseltern. Sie führen
unzählige Gespräche mit Therapeutinnen, Lehrern und
Behördenmitgliedern, die sich bezüglich des weiteren
Vorgehens und der zu treffenden Massnahmen für das
Kind keineswegs einig sind. Sie eignen sich notgedrun-
gen juristische Fachkenntnisse an, um sich einen Über-
blick über ihre Rechte und Pflichten zu verschaffen. Sie
versuchen mit ihrem Pflegekind eine langfristige Per-
spektive aufzubauen, welche der Vormund unver-
mittelt in Frage stellt, weil nie geklärt wurde, ob es sich
bei diesem Pflegeplatz um einen Dauerpflegeplatz oder
einen Kurzzeitpflegeplatz handeln soll. Unter diesen
Rahmenbedingungen kommen Pflegeeltern trotz gu-
tem Willen respektive gerade wegen ihrer guten Ab-
sichten die Energie und die Zeit für ihre eigentliche
Aufgabe rasch abhanden. Dies ist der erste Grund, wes-
halb Pflegeeltern zwingend eine Begleitung benötigen:
Sie brauchen jemanden, der ihnen für die Betreuung
ihres Pflegekindes den Rücken frei hält.

Doppelte Elternschaft

Der zweite Grund ist die anspruchsvolle Betreuung
selbst. Im Unterschied zu leiblichen Eltern bewegen
sich Pflegeeltern im Spannungsfeld der «Doppelten El-

Anna Liechti
Eidg. Koordinationskommission 
für Familienfragen (EKFF)1, BSV

1 Dieser Artikel basiert auf einem Diskussionspapier, das die Autorin im
Auftrag der Pflegekinder-Aktion Schweiz verfasst hat. Er entspricht der
Meinung der Autorin und gibt nicht unbedingt die Ansichten der Pfle-
gekinder-Aktion Schweiz, der EKFF oder einer anderen Organisation
wider.

2 Zatti, Kathrin Barbara: Das Pflegekinderwesen in der Schweiz – Ana-
lyse, Qualitätsentwicklung und Professionalisierung. Expertenbericht im
Auftrag des Bundesamtes für Justiz, Juni 2005.

3 Köckeritz, Christine: Entwicklungspsychologie für die Jugendhilfe. Eine
Einführung in die Entwicklungsprozesse, Risikofaktoren und Umset-
zung in Praxisfeldern. Juventa Verlag: Weinheim und München 2004:
225–279.
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ternschaft»4: Sie übernehmen Elternfunktion, sind aber
nicht identisch mit den leiblichen Eltern. Sie ersetzen
die leiblichen Eltern nicht, haben aber weitaus mehr als
eine ergänzende Funktion. Pflege wird hier im erweiter-
ten Sinn des englischen Fachbegriffs «Care» verstan-
den: Er schliesst Zuwendung, Verantwortung und Ver-
lässlichkeit mit ein. «Care» deckt indessen nur einen
zentralen Aufgabenbereich von Pflegeeltern ab. Pfle-
geeltern sozialisieren ihre Pflegekinder, d.h. sie vermit-
teln ihnen gesellschaftliche Normen und Werte, die sich
die Pflegekinder in eigener Weise aneignen und auch
verändern.

Die Erfahrungen des Pflegekindes in der Herkunfts-
familie haben natürlich einen entscheidenden Einfluss
auf dessen Entwicklungsmöglichkeiten in der Pflegefa-
milie. Dabei muss man sich vor Augen halten, dass den
meisten Pflegeverhältnissen eine konfliktreiche Tren-
nung zwischen leiblichen Eltern und Kind vorangegan-
gen ist. Die Trennung ist wiederum häufig die Folge
einer durch die Vormundschaftsbehörden angeordne-
ten Kindesschutzmassnahme. Kinder, die in Pflege-
familien platziert werden, haben vielfach bereits eine
längere und schwierige Biografie. Sie leben trotz miss-
lichen Umständen relativ lange in ihren Herkunftsfami-
lien und werden häufig unvermittelt in Pflegefamilien
platziert. Diese Tendenz ist zum einen auf den Ausbau
der ambulanten Familienhilfe (z. B. sozialpädagogische
Familienbegleitung) zurückzuführen. Zum anderen
besteht in der Schweiz vor dem Hintergrund der
Geschichte der «Kinder der Landstrasse» und der Ver-
dingkinder vermutlich eine historisch bedingte Zurück-
haltung, was die Fremdplatzierung von Kindern anbe-
langt.

Entgegen der immer noch weit verbreiteten Vorstel-
lung handelt es sich bei Pflegekindern also in den sel-
tensten Fällen um Säuglinge, welche noch keine Bin-
dungen zu ihren leiblichen Eltern eingegangen sind und
sich problemlos in eine neue Familie integrieren. Pfle-
gekinder sind auch keine «Ersatzkinder» für vergeblich
erhoffte leibliche Kinder; diese Kinder haben bereits
Eltern und – wenn auch schwierige – Familienerfahrun-
gen. Sie sind in ihrer Entwicklung oft stark beeinträch-
tigt, da sie in ihren ersten Lebensjahren vielfach verwir-
rende oder sogar traumatische Erfahrungen gemacht
haben. Pflegeeltern übernehmen aus diesem Grund in
aller Regel nicht einen pädagogischen, sondern einen
sozialpädagogischen Auftrag. Sie müssen ihre oft ho-

hen, dem Mittelstand verpflichteten Sozialisationsziele
den Entwicklungsmöglichkeiten ihrer Pflegekinder an-
passen. Sie benötigen nicht nur Kenntnisse über kind-
liche Entwicklungsverläufe im «normalen» Spektrum,
sondern auch Wissen über Entwicklungsstörungen. Je
nach dem Erfahrungshorizont ihres Pflegekindes müs-
sen sich Pflegeeltern beispielsweise vertieft mit dem
Thema Traumatisierung, mit Bindungsstörungen, mit
Suchtverhalten oder mit dem Erscheinungsbild und den
Auswirkungen psychischer Krankheiten auseinander-
setzen. Diese Kenntnisse können bei den wenigsten
Pflegeeltern vorausgesetzt werden. Es braucht daher
Bildungsangebote, die gezielt auf die Bedürfnisse von
Pflegeeltern ausgerichtet sind. Die Begleitung von Pfle-
geeltern beinhaltet in diesem Sinn immer auch Bildung.
Sie ist eine unabdingbare Voraussetzung dafür, damit
Pflegeeltern ihre höchst anspruchsvolle Aufgabe wahr-
nehmen können.

«L’enfant est un bien commun»5

Der dritte Grund, weshalb Pflegeeltern in jedem Fall
Anspruch auf Begleitung haben sollten, ist ihr Auftrag:
Pflegeeltern üben einen öffentlichen Auftrag im pri-
vaten Rahmen aus. Das geht aus der Verordnung über
die Aufnahme von Kindern zur Pflege und Adoption
(PAVO) vom 19. Oktober 1977 eindeutig hervor. Pfle-
geverhältnisse müssen bewilligt werden und unterste-
hen der Aufsicht. Zuständig für die Pflegekinderauf-
sicht ist die Vormundschaftsbehörde oder eine andere
vom Kanton bezeichnete Stelle. Es steht ausser Frage,
dass der Staat die Verantwortung für die Eignung und
die Qualität eines Pflegeplatzes übernehmen muss. Ob
diese Form der Kontrolle, die in der Regel in Form
eines jährlichen Besuchs erfolgt, allerdings ausreicht, ist
zu bezweifeln.6 Es gibt meines Erachtens keinen plausi-
blen Grund, weshalb Angebote wie Beratung, Super-
vision oder kontinuierliche Weiterbildung, welche So-
zialpädagoginnen in einer Institution, z.B. in einem
Kinderheim, selbstverständlich in Anspruch nehmen,
nicht auch Pflegeeltern zustehen sollen. Dieser Unter-
schied lässt sich nur daraus erklären, dass Familie und
Kinder in der Schweiz nach wie vor als Privatsache be-
trachtet werden. Dabei sind Pflegekinder in besonde-
rem Masse die Kinder von uns allen. Die Gesellschaft
müsste ein grosses Interesse daran haben, dass diese
Kinder, die bereits sehr schwierige Erfahrungen in ihrer
Herkunftsfamilie gemacht haben, diese in einer Pflege-
familie so weit wie möglich «korrigieren» können. Die
Annahme, dass allein der Lebensort Pflegefamilie diese
Defizite kompensieren kann, mutet geradezu paradox
an: Die schmerzlichen Erfahrungen, welche Pflegekin-
der in ihrer Herkunftsfamilie gemacht haben, zeigen in
aller Deutlichkeit, dass nicht der private Rahmen, son-

4 Vgl. Gehres,Walther: Die Genese von sozialisatorischen Kernkompeten-
zen in der Pflegefamilie: Salutogenese und Resilienz. Tagungsunterla-
gen: Zürich, 4. November 2005.

5 Zitat aus einem Referat, das die Familienforscherin Jeanne Fagnani am
18. September 2006 an der Fachtagung «Unfassende Kinderbetreu-
ung. Modelle für die Schweiz» in Zürich gehalten hat.

6 Vgl. Zatti, Kathrin Barbara: Das Pflegekinderwesen in der Schweiz –
Analyse, Qualitätsentwicklung und Professionalisierung. Expertenbe-
richt im Auftrag des Bundesamtes für Justiz, Juni 2005: 18ff.
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dern die Art und Weise, wie und unter welchen Voraus-
setzungen Familie gelebt wird respektive gelebt werden
kann, für das Wohl der einzelnen Familienmitglieder
ausschlaggebend ist. Der Staat sollte daher alles daran
setzen, damit Pflegeeltern ihr Potenzial – ihre Bereit-
schaft und ihre individuellen Ressourcen – zugunsten
von Pflegekindern einsetzen können. Die Begleitung
von Pflegeeltern ist eine wichtige Voraussetzung dafür.

Professionelle Begleitung

Wer begleitet Pflegeeltern? In der Schweiz sind dies
in der Regel private, gemeinnützig tätige oder gewinn-
orientierte Familienplatzierungs-Organisationen. Sie
verfügen über ein Netz von Pflegefamilien, die sie für
ihre Aufgabe qualifizieren und während des Pflege-
verhältnisses begleiten. Ihre Auftraggeber sind die zu-
weisenden Stellen (z.B. Vormundschaftsbehörde oder
Sozialdienst), welche einen Platz in einer Pflegefamilie
suchen. Längst nicht alle Pflegeeltern schliessen sich
jedoch einer Familienplatzierungs-Organisation an.
Genaue Zahlen sind allerdings aufgrund der eingangs
erwähnten Datenlage nicht verfügbar. Es ist zu vermu-
ten, dass nach wie vor viele Pflegeverhältnisse eher zu-
fällig entstehen und aufgrund der zu Beginn geschilder-
ten Überforderung der Pflegeeltern ebenso ungeplant
wieder abgebrochen werden. Die Leidtragenden sind
die Pflegeeltern und natürlich die Pflegekinder selbst.
Sie erleben erneut einen Beziehungsabbruch, werden
wiederum umplatziert, sei es in eine andere Pflegefami-
lie oder eine Institution. Die Biografie vieler Pflege-
kinder setzt sich aus einer Kette von unterschiedlichen
Lebensstationen und einer Reihe vorübergehender
(Bezugs-)Personen zusammen.

Aber auch Pflegeeltern, welche sich einer Familien-
platzierungs-Organisation anschliessen, haben keine
Garantie, dass sie professionell begleitet werden. Orga-
nisationen, die Pflegefamilien vermitteln, brauchen we-
der eine Bewilligung noch stehen sie unter fachlicher
Aufsicht. Die Vermittlung von Pflegeplätzen wird auch
als lukratives Geschäft, dessen Gewinn auf Kosten von
Pflegekindern und Pflegeeltern geht, betrieben. Inte-
gras, der Fachverband Sozial- und Sonderpädagogik,
hat aus diesem Grund vor einem halben Jahr Richtli-
nien veröffentlicht.7 Der Fachverband Integras hält in
diesen Richtlinien fest, was er unter der verbindlichen
Begleitung und Betreuung von Pflegefamilien versteht.
Darin werden einerseits Qualitätsstandards für Famili-
enplatzierungs-Organisationen ausgewiesen (Träger-
schaft, Finanzierung, Aufsicht, Organisation, Leitbild,
Qualifikation Fachpersonal etc.). Andererseits werden
die Leistungen, welche Familienplatzierungs-Organisa-
tionen gegenüber Pflegefamilien (Auswahl, Qualifizie-
rung, finanzielle Entschädigung, Begleitung etc.) und

zuweisenden Stellen (Aufnahmeprozedere, Auftrag,
Qualitätskontrolle der Platzierung etc.) erbringen, fest-
gehalten.

Gemäss diesen Richtlinien beinhaltet die Begleitung
der Pflegefamilie seitens der Familienplatzierungs-
Organisationen folgende Bestandteile:
• Praxisberatung, Coaching der Pflegefamilie
• Krisenmanagement (24h-Erreichbarkeit - Piquet)
• Entwicklungsplanung und Standortbestimmungen
• Klare Zuständigkeit der Platzierungsorganisation

gegenüber Pflegefamilie/klare Schnittstelle
• Erfahrungsaustausch- und Intervisionsgruppen für

Pflegefamilien
• Vermittlung und Reflexion über: Grundwertorientie-

rung, Weltanschauung, Menschenbild, Gesellschafts-
bild, Haltung, Vor- und Leitbilder, Theoriemodelle
etc.

• Rolle Pflegefamilie – Organisation: Befristetes Auf-
trags- oder Anstellungsverhältnis, Rechtliche Stel-
lung, Vernetzung mit andern Pflegefamilien

• Verantwortlichkeiten der Pflegefamilie: Definition
der Sorgfaltspflicht, Schweigepflicht, Informations-
pflicht

• Umgang lernen mit «schwierigen» Themen: Gewalt,
Strafen, Sexualität, Drogen etc.

• Kontinuierliche Überprüfung und Reflexion des
Pflegeverhältnisses

• Akzeptanz und Berücksichtigung der Lebensge-
schichte des Kindes/Jugendlichen und der Herkunfts-
familie, Kontakte zu Herkunftsfamilie

• Die Pflegefamilie achtet auf eine gute Vernetzung 
in Nachbarschaft, Gemeindebehörde und mit der
Schule8

Neben der Begleitung verpflichten sich Familienplat-
zierungs-Organisationen, welche sich an den Richt-
linien von Integras orientieren, ihre Pflegeeltern mittels
Weiterbildungen durch interne und externe Fachper-
sonen sowie durch spezifische Ausbildungen für ihre
Arbeit zu qualifizieren.

Die Begleitung und Qualifizierung von Pflegeeltern
ist nicht nur sehr zeitintensiv, sie setzt auch ein entspre-
chendes Fachwissen voraus. Die Begleitung von Pfle-
geeltern kann meines Erachtens dann als professionelle
Begleitung bezeichnet werden, wenn sie mindestens die
in den Richtlinien von Integras festgehaltenen Stan-
dards erfüllt und durch qualifizierte Fachpersonen (So-
zialarbeiterin, Sozialpädagoge oder Personen mit
gleichwertiger Ausbildung) erfolgt.

7 Integras. Fachverband Sozial- und Sonderpädagogik:Anforderungen an
Familienplatzierungs-Organisationen im Bereich Kinder- und Jugendhil-
fe, Juni 2006.

8 Integras. Fachverband Sozial- und Sonderpädagogik:Anforderungen an
Familienplatzierungs-Organisationen im Bereich Kinder- und Jugend-
hilfe, Juni 2006: 6.
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Exkurs: professionelle Pflegeeltern

Eine mögliche Alternative zur professionellen Be-
gleitung von Pflegeeltern wäre die Professionalisierung
der Pflegeeltern selbst. Neben den unbegleiteten Pfle-
gefamilien und jenen, welche sich einer Familienplat-
zierungs-Organisation angeschlossen haben, existieren
auch so genannte professionelle Pflegefamilien. In die-
sen Pflegefamilien verfügt mindestens ein Elternteil
über eine sozial- oder heilpädagogische Ausbildung.
Professionelle Pflegeeltern üben ihre Tätigkeit als Be-
ruf aus. Ihr Arbeitsort ist die Pflegefamilie. Sie sind
häufig in Vereinen und Verbänden zusammengeschlos-
sen, und ihre Arbeitsbedingungen sind mit denjenigen
von Betreuungspersonen in Kinder- und Jugendheimen
vergleichbar. Professionelle Pflegefamilien sind wich-
tige und unersetzliche Angebote. Es gibt Kinder und
Jugendliche, denen dieser Lebensort am besten ent-
spricht. Umgekehrt sehe ich keinen Anlass, aus allen
Pflegeeltern professionelle Pflegeeltern heranzubilden.
Der Vorteil der professionell begleiteten Pflegeeltern
besteht gerade darin, dass sie ganz unterschiedliche Le-
benserfahrungen und berufliche Hintergründe haben.
Sie repräsentieren in diesem Sinn die Vielfalt, in der
Familie gelebt wird. Nicht jede Pflegefamilie passt zu
jedem Pflegekind. Je grösser die Auswahl und die Viel-
falt an Pflegefamilien, desto grösser ist die Chance, dass
aus dem Matching (Abstimmung von Pflegefamilie und
Pflegekind) ein gutes Gespann hervorgeht.

Fazit

Pflegefamilien, die nicht professionell begleitet wer-
den, sind meines Erachtens weder gegenüber Pflege-
kindern noch gegenüber Pflegeeltern zu verantworten.
Die einfachste Massnahme, um solche unbegleiteten
Pflegeverhältnisse in Zukunft zu verhindern, besteht
darin, die PAVO dahingehend zu ändern, dass nur je-
nen Pflegefamilien eine Bewilligung erteilt wird, die
sich zu einer professionellen Begleitung verpflichten.

Der Bundesrat hat am 23. August 2006 zum Experten-
bericht über das Pflegekinderwesen in der Schweiz, der
auf einen parlamentarischen Vorstoss der Nationalrätin
Jacqueline Fehr zurückgeht, Stellung genommen. Da-

rin spricht er sich gegen die Revision der PAVO aus, ist
aber bereit, zu dieser Frage die Meinung der Kantone
einzuholen. Er begründet seine Antwort damit, dass die
Ursache für vereinzelte Fehler bei der Platzierung eines
Pflegekindes bzw. bei der Anerkennung eines Pflege-
platzes weniger bei Mängeln der Rechtsordnung als bei
Defiziten im Vollzug zu suchen sei. Der Vollzug bleibt
den Kantonen überlassen, die auch über eine weiterge-
hende Förderung des Pflegekinderwesens entscheiden.
Der Bundesrat lehnt es klar ab, die Autonomie der
Kantone im Pflegekinderwesen, welche über die heu-
tige PAVO hinausgeht, zu beschneiden.

In einigen Kantonen (z. B. Basel-Stadt, Basel-Land-
schaft, Solothurn, Zürich) wird das Pflegekinderwesen
tatsächlich gefördert. Andere Kantone haben auch
knapp 30 Jahre nach dem Inkrafttreten der PAVO
keine weitergehenden gesetzlichen Grundlagen ge-
schaffen. Sollte sich die Mehrheit der Kantone weder
für eine Revision der PAVO noch für Massnahmen zur
Förderung des Pflegekinderwesens auf kantonaler Ebe-
ne aussprechen, so bleibt die föderalistische Kompe-
tenzordnung zwar gewahrt; sie geht meines Erachtens
aber eindeutig auf Kosten von Pflegekindern und Pfle-
geeltern. Auf Seiten der privaten Organisationen, die
im Pflegekinderwesen tätig sind, ist mit der Verabschie-
dung der Richtlinien zu den Anforderungen an Fami-
lienplatzierungs-Organisationen im Bereich Kinder-
und Jugendhilfe ein wichtiger Schritt in Richtung eines
koordinierten Pflegekinderwesens erfolgt. Es wäre sehr
bedauerlich, wenn Bund und Kantone diesen Ball nicht
aufnehmen würden, um ihrerseits einen Beitrag zur
Qualitätsentwicklung des Pflegekinderwesens in der
Schweiz zu leisten.

Anna Liecht, lic.phil., Co-Leiterin wissenschaftliches Sekretariat
der Eidg. Koordinationskommission für Familienfragen (EKFF),
BSV. E-Mail: anna.liechti@bsv.admin.ch



schwerpunkt
Schwerpunkt Das Pflegekinderwesen in der Schweiz

314 Soziale Sicherheit CHSS 6/2006

Pflegefamilien unterstützen

Kindern und Jugendlichen, die nicht in ihrer Herkunfts-
familie leben können, sollen Heime und Pflegefamilien
gleichwertig zur Verfügung stehen. Um dieses Ziel zu
erreichen, werden im Kanton Basel-Landschaft gezielt
Pflegeeltern gesucht, beraten und unterstützt. Die
Aufgabe wird, zusammen mit dem Kanton Basel-Stadt,
als öffentliches Angebot durch einen Pflegefamilien-
dienst wahrgenommen. Unterbringungen in Pflege-
familien werden mit kantonalen Beiträgen gleichartig
finanziert wie Unterbringungen in Heimen.

Qualifizierte Pflegefamilien sollen als ergänzendes und
alternatives Angebot einen wichtigen Platz in der Ju-
gendhilfe einnehmen. Dieses Ziel formulierte der Re-
gierungsrat des Kantons Basel-Landschaft in seinem
Regierungsprogramm von 1999-2003. Die Ausgangsla-
ge war klar: Die Region Basel verfügt über ein gutes
Angebot von Kinder-, Schul- und Jugendheimen. Die
Zahl der Unterbringungen von Kindern und Jugend-
lichen aus Baselland in Heimen ist in den letzten Jahren
laufend angewachsen; die Zahl der Unterbringungen in
Pflegefamilien stagniert. Von den rund 380 stationären
Unterbringungen entfallen 320 auf Heime und 60 auf
Pflegefamilien.

Es hängt von den Bedürfnissen des Kindes, der fami-
liären Konstellation und den Zielen der Massnahme ab,
wo die Unterbringung eines Kindes erfolgt, das nicht in
seiner Herkunftsfamilie leben kann. Je nach Indikation
ist eine Unterbringung in einem Heim oder in einer
Pflegefamilie die richtige Massnahme. Heim und Pfle-
gefamilie sind nicht sich konkurrierende, sondern sich
ergänzende Angebote. Es ist vorteilhaft, wenn beide

Angebote, je nach Situation, alternativ zur Verfügung
stehen.

Das Anliegen war in der Sozialpolitik des Kantons
unbestritten. Ausgehend von den Bestimmungen in der
eidgenössischen Pflegekinderverordnung: «Den Kanto-
nen ist es vorbehalten, das Pflegekinderwesen zu för-
dern, insbesondere: a. Massnahmen zu treffen zur Aus-
bildung, Weiterbildung und Beratung von Pflegeeltern,
Kleinkindern- und Heimerziehern sowie zur Vermitt-
lung guter Pflegeplätze in Familien und Heimen»; und
ähnlichen Formulierungen im kantonalen Pflegekin-
dergesetz waren zwei Massnahmen vorgesehen:
1. Weiterbildungskurse für Pflegeeltern und Einfüh-

rungskurse für Familien, die sich dafür interessieren
Pflegeeltern zu werden. Die zuständige Fachstelle
des Kantons organisierte in Zusammenarbeit mit der
schweizerischen Pflegekinder-Aktion Kurse.

2. Finanzielle Beiträge an die Pflegegelder; eine verwal-
tungsinterne Arbeitsgruppe bereitete eine Gesetzes-
revision vor, mit der die Finanzierung von Unterbrin-
gungen in Pflegefamilien neu geregelt werden sollte.
Gleichzeitig wurde eine Ausdehnung der Bewilli-
gungspflicht geprüft.

Der Pflegefamiliendienst als öffentliches
Angebot

Es zeigte sich bald, dass das Anbieten von Kursen
nicht genügte. Die Suche nach interessierten und geeig-
neten Familien, die kontinuierliche Beratung und
Unterstützung von Pflegeeltern, vor allem aber die
fachliche Vermittlung zwischen Pflegefamilien und an-
fragenden Sozialdiensten übersteigen aber die Möglich-
keiten unserer Verwaltungsstelle.

Die Ansprüche an Pflegefamilien sind gewachsen.
Pflegekinder kommen oft aus schwierigen Verhältnis-
sen und bringen ihre häufig konfliktreiche Geschichte
mit. Abbrüche von Pflegeverhältnissen kommen immer
wieder vor und belasten Kind, Eltern und Pflegefamilie.
Die Vorteile der Pflegefamilie, nämlich die Nähe einer
Familienstruktur, das bewusst nicht voll professiona-
lisierte Erziehen, kommen besser zum Tragen, wenn
Pflegeeltern professionell vorbereitet und unterstützt
werden, und wenn die Vermittlung qualifiziert erfolgt.

Aus diesen Überlegungen entstand das Projekt für ei-
nen Pflegefamiliendienst. Es war von Beginn an klar,
dass eine solche Dienstleistung kantonsübergreifend
für Basel-Stadt und Basel-Landschaft angeboten wer-

René Broder
Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion
des Kantons Basel-Landschaft
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den soll. In der stationären Jugendhilfe arbeiten die bei-
den Kantone seit Jahren zusammen. Die Unterbrin-
gung von Kindern und Jugendlichen in Heimen und
Pflegefamilien geschieht über die Kantonsgrenzen hin-
weg. Sie planen und koordinieren die Angebote bei den
Kinder-, Schul- und Jugendheimen. Diese Zusammen-
arbeit soll nun auch auf das Pflegekinderwesen ausge-
dehnt werden.

Mit der Schaffung des Pflegefamiliendienstes beider
Basel ist der Basler Frauenverein auf Grund einer Aus-
schreibung beauftragt worden. Die Aufnahme der Tä-
tigkeit erfolgte im Sommer 2004. Die beiden Kantone
haben mit der Trägerschaft je eine Leistungsverein-
barung abgeschlossen. In der Projektphase werden die
Kosten hälftig geteilt. Die Aufgaben des Pflegefami-
liendienstes sind:
• Das Gewinnen geeigneter, neuer Pflegefamilien in

der Region, insbesondere auch von Pflegefamilien,
die sich für Sofortaufnahmen in Krisensituationen
eignen;

• Vorbereiten der Pflegefamilien auf ihre Aufgabe
(Beratung und Einführungskurse);

• Vermitteln von Pflegeplätzen an Sozialdienste und
Behörden;

• Unterstützen und beraten der Pflegefamilien wäh-
rend der Dauer eines Pflegeverhältnisses;

• Weiterbilden und qualifizieren von Pflegefamilien;
• Aufbauen eines Netzes der Selbsthilfe und des Erfah-

rungsaustausches für Pflegefamilien.
Die Dienstleistungen des Pflegefamiliendienstes sind

für die Benutzer ein öffentliches, kostenloses Angebot
der beiden Kantone. Ob in einer späteren Phase eine
regionale Ausdehnung auf die ganze Region Nordwest-
schweiz stattfindet, hängt von der Auswertung der Er-
fahrung ab und vom Willen der in Frage kommenden
Kantone.

Zur konkreten Arbeit des Pflegefamiliendienstes und
zu den ersten Erfahrungen wird auf den Text von Irm-
gard Haage und Johanna Hämmerli (Seiten 316/317)
verwiesen.

Klare Verantwortungszuweisung

Die Unterbringung eines Kindes oder Jugendlichen
in einer Pflegefamilie oder in einem Heim geschieht
entweder behördlich angeordnet oder auf rechtlich frei-
williger Basis, das heisst mit dem Einverständnis der
Inhaber des elterlichen Sorgerechtes. Im Kanton Basel-
Landschaft erfolgen die Unterbringungen in Pflege-
familien und in Heimen mehrheitlich auf einer rechtlich
freiwilligen Basis (ca. 60%), meist mit Unterstützung
durch einen Sozialdienst. Die Verantwortung für die
Wahl des Unterbringungsortes liegt klar bei den Inha-
bern des Sorgerechtes – oft beraten von einem Sozial-

dienst, oder bei der anordnenden Behörde. Es ist Auf-
gabe der anordnenden Behörde oder dem indizieren-
den Sozialdienst, die Unterbringung zu begleiten, den
Kontakt zur Herkunftsfamilie zu gewährleisten und die
Finanzierung sicher zu stellen. Zuständig für Kindes-
schutzmassnahmen ist die Vormundschaftsbehörde am
Wohnsitz des Kindes.

Auf der anderen Seite stehen die Pflegeeltern. Sie
benötigen eine Bewilligung zur Aufnahme eines Pflege-
kindes. In Baselland sind die Vormundschaftsbehörde
am Wohnort der Pflegeeltern zuständig für die Abklä-
rung der Eignung der Familie, für die Erteilung der
Bewilligung und für die Aufsicht über das Pflegever-
hältnis. Ist das Kindswohl akut gefährdet kann diese
Behörde die notwendigen Massnahmen ergreifen.

Im Kanton Basel-Landschaft wird auf den 1. Januar
2007 die Aufnahme von Kindern und Jugendlichen bis
zum vollendeten 18. Altersjahr bewilligungspflichtig –
auch innerhalb der Verwandtschaft. Die Erfahrung
zeigt, dass Abklärung und Aufsicht auch bei solchen
Pflegeverhältnissen sinnvoll sind.

Zivilgesetzbuch und Pflegekinderverordnung bilden
eine ausreichende gesetzliche Grundlage für den Kin-
desschutz. Dass es trotzdem manchmal zu kritischen Si-
tuationen kommt, ist eher ein Vollzugs- als ein Rechts-
setzungsproblem. Die Einrichtung des Pflegefamilien-
dienstes ändert an dieser klaren gesetzlichen Verant-
wortungszuweisung nichts. Seine Funktion ist präven-
tiv; er steht eindeutig auf Seiten der Pflegefamilie. Er
informiert, berät und qualifiziert sie und trägt damit zur
Konstanz des Pflegeverhältnisses und zur Konfliktver-
meidung bei. Die Inanspruchnahme ist freiwillig und
kostenlos. Die wichtige Vermittlungsfunktion erfolgt
als professionelles, öffentliches Angebot ohne die pro-
blematische Vermischung von Geschäftsinteressen, wie
es bei privaten, gewinnorientierten Vermittlungsstellen
der Fall sein kann.

Kantonale Beiträge an die Unterbringung 
in Pflegefamilien

Ein wichtiger Grund für das Bevorzugen von Unter-
bringungen in Heimen gegenüber Pflegefamilien ist im
Kanton Basel-Landschaft die unterschiedliche Finan-
zierung. Aufenthalts- und Betreuungskosten in aner-
kannten Heimen werden gemäss den Bestimmungen im
Gesetz über die Sozial-, die Jugend- und die Behinder-
tenhilfe (Sozialhilfegesetz) mit kantonalen Beiträgen
finanziert. Die Gemeinden als Ganzes, das heisst über
einen gebundenen Finanzausgleich, vergüten dem Kan-
ton die Kosten für die Jugendhilfe. Der einzelne Ge-
meindeanteil richtet sich nach der Finanzkraft der Ge-
meinde. Bei der Unterbringung in eine Pflegefamilie
haben primär die Eltern das Pflegegeld zu bezahlen.



Schwerpunkt Das Pflegekinderwesen in der Schweiz

316 Soziale Sicherheit CHSS 6/2006

Der Pflegefamiliendienst beider Basel
Seit zwei Jahren besteht der Pflegefamiliendienst beider Basel (PFDbB). Das Projekt wird vom Basler Frauenver-
ein getragen, der schon früher im Pflegekinderwesen engagiert war. Die beiden Kantone Basel-Stadt und Basel-
Landschaft haben mit der Trägerschaft eine Leistungsvereinbarung für die Leistungen des PFDbB abgeschlossen.
Der Dienst befindet sich in Muttenz, Baselland, einer Gemeinde in der Agglomeration Basel, die verkehrsmässig
gut erschlossen ist. Das Team setzt sich zusammen aus einem Supervisor/Organisationsberater als Projektleiter, ei-
ner Sozial-/Heilpädagogin und Familienberaterin und einer weiteren Sozialpädagogin mit einer Ausbildung in Fa-
milienberatung.

Familien aus beiden Kantonen, die sich für die Aufnahme eines Pflegekindes interessieren, können mit dem
PFDbB Kontakt aufnehmen. Bis jetzt haben interessierte Familien den Weg zum Pflegefamiliendienst gefunden,
ohne dass viel Werbung gemacht wurde. Die meisten hören in ihrem Bekanntenkreis von der Möglichkeit, Pflege-
kinder aufzunehmen und finden den PFDbB über eine Suche im Internet.

Was machen wir?
Bei einem Erstkontakt informieren wir über die Aufgaben von Pflegeeltern und die Anforderungen, die an sie ge-

stellt werden. Das Gespräch bezweckt, dass sich eine Familie entscheiden kann, ob sie eine solche Aufgabe über-
nehmen möchte und ob sie sich dieser Herausforderung gewachsen fühlt. Es geht in diesem ersten Gespräch nicht
darum, möglichst viele Interessierte für die Aufnahme eines Pflegekindes zu gewinnen, sondern darum, mit ihnen
zu klären, ob das für sie überhaupt in Frage kommt. Die meisten Familien fällen ihren Entscheid, für oder gegen die
Aufnahme eines Pflegekindes sehr schnell nach diesem ersten Gespräch.

Um in den Vermittlungspool aufgenommen zu werden, führt der PFDbB mit jeder Familie in der Regel zwei El-
terngespräche und ein Familiengespräch. Die Gespräche dienen dazu, die angehende Pflegefamilie kennen zu ler-
nen, damit wir wissen, wen wir später einer unterbringenden Stelle empfehlen. Im Gespräch prüfen wir gemeinsam
die strukturellen und konzeptuellen Voraussetzungen der Familie und vergleichen sie mit den Anforderungen an
die Betreuung eines Pflegekindes. Die Familie schätzt ihre Möglichkeiten und Stärken ab, aber auch die Risiken
und Grenzen. Anschliessend erstellen wir ein Familienporträt und ein Profil. Das Familienporträt enthält anonymi-
sierte Informationen über die angehende Pflegefamilie und wird den unterbringenden Stellen auf Anfrage zuge-
schickt. Im Profil sind die Informationen festgehalten, die wir bei der Vermittlung bezüglich Passung berücksichti-
gen.

Wir erleben die Pflegeeltern bei diesem Prozess meist sehr offen und kompetent. Für sie werden die auf sie zu-
kommenden Anforderungen fassbarer und bewusster. Nach diesem Prozess werden die interessierten Familien in
den Vermittlungspool aufgenommen. Jetzt beginnt die Zeit des Wartens auf eine Anfrage, die manchmal ein bis
zwei Jahre dauern kann.

Vorbereitung
Wir motivieren die angehenden Pflegeeltern dazu, die Zeit des Wartens zu nutzen und sich im Basiskurs des

PFDbB gezielt auf die neue Aufgabe vorzubereiten. In diesem modular aufgebauten Kurs bekommen Pflegeeltern
vertiefte Informationen über ihre Aufgabe und können sich mit einzelnen Themen auseinandersetzen. Auch Pfle-
geeltern, die bereits ein Pflegekind aufgenommen haben, können einzelne Module des Kurses besuchen. Die sechs
Module behandeln unter anderem die folgenden Themen: Rechte und Pflichten von Pflegeeltern, der Vermittlungs-
prozess, die Integration des Kindes in die Pflegefamilie, Bindungsentwicklung und Traumatisierung bei Pflegekin-
dern, Zusammenarbeit mit der Herkunftsfamilie, Konfliktfelder, Ideale und Motivation in der Pflegefamilie, eigene
Kinder und Pflegekinder. Der Kurs umfasst insgesamt 14 Abende im zweiwöchentlichen Rhythmus.

Vermittlung und Aufnahme
Eine Fachstelle, meist ein Sozialdienst, will ein Kind in einer Pflegefamilie unterbringen und fragt bei uns an. Wir

nehmen die wichtigsten Informationen über das Kind, die Indikation der Unterbringung und den familiären Hinter-
grund auf. Wir suchen in unserem Pool nach einer passenden Familie und fragen diese an. Dieser Moment ist für an-
gefragte Pflegeeltern speziell: «Jemand braucht Hilfe, wir sind gefragt!» Bei einer positiven Reaktion senden wir das
Familienporträt an die unterbringende Stelle. Wenn diese – nach Prüfung des Porträts – die Familie kennen lernen
möchte, gibt es für das weitere Vorgehen zwei Möglichkeiten:
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• Die Pflegefamilie will sich während des Vermittlungs- und Aufnahmeprozesses von uns begleiten lassen: Dann
vereinbaren wir einen Kennen-Lern-Termin für alle Beteiligten, bei dem die zuständige Fachkraft des Pflegefa-
miliendienstes  dabei ist.

• Die Pflegefamilie verzichtet während des Vermittlungs- und Aufnahmeprozesses auf unsere Begleitung: In
diesem Fall erhält die unterbringende Stelle Adresse und Telefonnummer der Familie und tritt eigenständig in
Kontakt mit ihr.
Angebot und Nachfrage gehen bis jetzt noch nicht auf. Es gibt Familien, vor allem jene, die ein Kind von drei bis

zehn Jahren zur Dauerpflege aufnehmen wollen, die ein bis zwei Jahre warten, bis sie zu einem Kind passen. In die-
ser Zeit springen manchmal Familien ab, weil sie sich anderweitig orientieren oder weil sie der Mut verlässt. Ande-
rerseits gibt es Anfragen von unterbringenden Stellen, die wir nicht befriedigen können. So ist es schwierig, Fami-
lien zu finden, die bereit sind, über 10-jährige Jugendliche oder Kinder nur zur Wochenpflege oder nur an Wochen-
enden oder ausschliesslich in den Ferien aufzunehmen.

Beratung, Fortbildung und Erfahrungsaustausch
Die Beratung der Pflegeeltern findet auf deren Nachfrage und nach deren Bedarf statt. Dabei kommen Metho-

den der systemischen Familienberatung mit ressourcen- und lösungsorientiertem Ansatz zur Anwendung. In den
rund 50 bisherigen Beratungen ging es unter anderem um die Entwicklung des Pflegeverhältnisses (Standortgesprä-
che), die Zusammenarbeit mit der unterbringenden Stelle, Erziehungsfragen, Zusammenarbeit mit der Herkunfts-
familie, eigene Familiendynamik und Krisenbewältigung.

Pflegefamilien, die durch den Pflegefamiliendienst auf ihre Aufgabe vorbereitet wurden, nehmen die Beratungs-
tätigkeit stärker in Anspruch als Familien, die bereits ein Pflegekind hatten, bevor der PFDbB seine Tätigkeit auf-
genommen hatte. Solche Familien interessieren sich mehr für das Fortbildungsangebot.

Im Hinblick auf die Qualifizierung von Pflegefamilien zu Fachpflegefamilien wird dieses Fortbildungsangebot in
Zukunft noch deutlich erweitert. Die bisherigen Kurse setzten sich zum Beispiel mit Konfliktbewältigung und der
Bindung des Kindes an die leiblichen Eltern sowie mit dem Verhältnis zwischen Pflegefamilie und Herkunftsfami-
lie auseinander.

Wichtig ist dem PFDbB der Erfahrungsaustausch unter Pflegeeltern. Eine Mitarbeiterin des Dienstes moderiert
eine Pflegeelterngruppe. Diese Gruppe ist inzwischen so gross geworden, dass wahrscheinlich eine zweite gebildet
werden kann. 

Die Inanspruchnahme des Pflegefamiliendienstes ist freiwillig und kostenlos. Die Freiwilligkeit verpflichtet uns
zu einer gezielten Motivation und Überzeugungsarbeit. Die Erlebnisse aus dem Vorbereitungsprozess und dem Er-
fahrungsaustausch und die Möglichkeit sich zur Fachpflegefamilie zu qualifizieren, motivieren viele Pflegeeltern
zum Besuch des Basiskurses und zu Beratungsgesprächen.

Zahlen und Information
Seit dem Start wurden 66 Gespräche mit interessierten Familien zur Erstinformation geführt. 42 Familien wurden

in den Vermittlungspool aufgenommen. 14 Familien haben den Basiskurs absolviert. Insgesamt hatten wir 35 An-
fragen für Dauerpflege, 20-mal konnten wir Familien zur Vermittlung vorschlagen. Zudem erfolgten 42 Anfragen
für Kurzzeitplatzierungen, bei denen wir in 18 Situationen Familien vorschlagen konnten.

Die Internetseite des Pflegefamiliendienstes wird weiter ausgebaut. Sie finden uns unter: 
www.pflegefamiliendienst.ch.

Irmgard Haage und Johanna Hämmerli, Fachkräfte für Beratung und Coaching
Pflegefamiliendienst beider Basel,  Kirchplatz 8, 4132 Muttenz, Tel. 061 461 89 55
E-Mail: pflegefamiliendienst@baslerfrauenverein.ch
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Sind sie aus finanziellen Gründen nicht in der Lage da-
zu, übernimmt die kommunale Sozialhilfe die Kosten
teilweise oder ganz. Es besteht deshalb weder für die
Eltern noch für die Gemeinde ein Anreiz, die Unter-
bringung in einer Pflegefamilie zu wählen, selbst wenn
die Gesamtkosten wesentlich tiefer liegen als in einem
Heim. Dieser falsche Finanzierungsanreiz hat sich deut-
lich zu ungunsten der Unterbringung in Pflegefamilien
ausgewirkt.

Mit der Revision des Sozialhilfegesetzes werden
Unterbringungen in anerkannte Pflegefamilien gleich
finanziert wie Heimaufenthalte. Auch das Vorgehen
wird angeglichen. Ein Anspruch auf Beiträge besteht
nur, wenn die Unterbringung entweder fachlich indi-
ziert oder behördlich angeordnet ist. Zur fachlichen
Indikation sind im Wesentlichen die Sozialdienste der
Gemeinden und die Amtsvormundschaftsstellen sowie
in speziellen Situationen der kantonale Kinder- und
Jugendpsychiatrische Dienst ermächtigt. Eine behörd-
liche Anordnung erfolgt entweder beruhend auf den
Kindesschutzbestimmungen des ZGB, meist durch
einen von der Vormundschaftsbehörde beschlossenen
Obhutsentzug, oder als jugendstrafrechtliche Massnah-
me. In allen Fällen stellt die Indikation oder die be-
hördliche Anordnung sicher, dass eine Unterbringung
fachlich abgeklärt und gerechtfertigt ist.

Beiträge werden nur an Unterbringungen in Pflegefa-
milien ausgerichtet, die vom Kanton anerkannt sind.
Die Anerkennung wird nach Fachlichkeit abgestuft:
a. Pflegefamilie,
b. Fachpflegefamilie,
c. Pflegefamilie für Sofortaufnahmen.

Anerkennungskriterien für eine Pflegefamilie sind
das Vorliegen der Bewilligung zur Aufnahme des Pfle-
gekindes und der Abschluss eines schriftlichen Pflege-
vertrages zwischen den Pflegeeltern und der gesetz-
lichen Vertretung des Pflegekindes. Dabei muss der
Pflegevertrag vom Kanton vorgegebene Minimalkrite-
rien erfüllen, wie zum Beispiel die Regelung des Pflege-
geldes, die Kostenträgerschaft für individuelle finan-
zielle Aufwendungen für das Pflegekind, der Kontakt
mit der Schule oder dem Ausbildungsort und die Auf-
enthalte bei der Herkunftsfamilie. Der Kanton stellt
Pflegefamilien einen Musterpflegevertrag zur Verfü-
gung.

Eine anerkannte Pflegefamilie kann als Fachpflege-
familie anerkannt werden, wenn sie besondere Fach-
lichkeit, eine entsprechende Ausbildung sowie eine
kontinuierliche Fortbildung nachweisen kann. Fach-
pflegefamilien eignen sich zur Aufnahme von Kindern
mit speziellen Betreuungsbedürfnissen und komplexen
Herkunftssituationen.

Eine Pflegefamilie, die fachlich geeignet ist, und sich
verpflichtet, ein Kind in Krisensituationen sofort für
eine befristete Zeit bei sich aufzunehmen, kann als

Pflegefamilie für Sofortaufnahmen anerkannt werden.
Mit dieser Möglichkeit soll ein heute bestehender Man-
gel an Notfallplätzen für Unterbringungen in Krisen-
situationen behoben werden.

Zuständig für die Anerkennung ist die kantonale
Fachstelle für Sonderschulung, Jugend- und Behinder-
tenhilfe, eine Dienststelle der Bildungs-, Kultur- und
Sportdirektion Basel-Landschaft.

Die Beiträge, die der Kanton an die Aufenthalts- und
Betreuungskosten in Pflegefamilien leistet, sind in der
Verordnung über die Kinder- und Jugendhilfe geregelt.
Sie werden nach Art der Unterbringung und nach dem
Anerkennungsstatus der Pflegefamilien abgestuft. Sie
entsprechen dem vereinbarten Pflegegeld, betragen
zum Beispiel jedoch höchstens 1600 Franken pro Mo-
nat für Dauerpflege in einer anerkannten Pflegefamilie,
2400 Franken pro Monat für Dauerpflege in einer aner-
kannten Fachpflegefamilie und 90 Franken pro Tag für
Unterbringungen in einer anerkannten Pflegefamilie
für Sofortaufnahmen. Diese Ansätze entsprechen in
etwa den Pflegegeldrichtlinien, die der Kanton bereits
vorher empfohlen hat. Sie sind mit Pflegegeldern ver-
gleichbar, wie sie heute in vielen Kantonen bezahlt wer-
den, vor allem auch in den Nachbarkantonen. Die neue
Regelung tritt auf den 1. Januar 2007 in Kraft.

Trennung von Jugendhilfe und Sozialhilfe

Die Abwicklung der Beitragszahlung erfolgt über 
die kantonale Fachstelle. Sie zahlt den Pflegeeltern das
Pflegegeld und besorgt den Einzug der Kostenbeteili-
gung bei den Unterhaltspflichtigen. So ist sicher ge-
stellt, dass die Pflegefamilie ihr Pflegegeld regelmässig
erhält und die Beziehung zur Herkunftsfamilie nicht
durch einen finanziellen Konflikt belastet wird. Aller-
dings bleibt die Regelung der individuellen Nebenkos-
ten zwischen Pflegefamilie und Herkunftsfamilie in der
Verantwortung der Beteiligten. Mit dieser Regelung
sind Pflegefamilien den Heimen gleichgestellt. Auch
dort wird Bezahlung über die kantonale Stelle abgewi-
ckelt.

Das Gesetz regelt auch die Kostenbeteiligung der
Unterhaltspflichtigen neu. Bisher beteiligen sich die
Unterhaltspflichtigen an Heimaufenthalten mit einem
festen, pauschalen Betrag von 520 Franken pro Monat,
beziehungsweise 20 Franken pro Tag bei Kurzaufent-
halten. Eltern, die diesen Beitrag nicht aufbringen kön-
nen, erhalten dafür Sozialhilfe. Bei Unterbringungen in
Pflegefamilien sind die Eltern zur vollen Übernahme
des Pflegegeldes verpflichtet. Können sie dies aus wirt-
schaftlichen Gründen nicht leisten, übernimmt die So-
zialhilfe subsidiär den fehlenden Anteil.

Es ist vorgekommen, dass Familien nur deshalb so-
zialhilfebedürftig wurden, weil eine Massnahme der
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Jugendhilfe in Anspruch genommen wurde. Mit der
Neuregelung werden Jugend- und Sozialhilfe entkop-
pelt. Der Kanton leistet die Beiträge an die Aufent-
halts- und Betreuungskosten in Heimen und Pflegefa-
milien und die Unterhaltspflichtigen beteiligen sich
nach Massgabe ihrer finanziellen Leistungskraft bis zu
einer oberen Beteiligungsgrenze. Es fällt keine Sozial-
hilfe mehr für diese Kosten an. Je nach Einkommens-
verhältnissen entfällt die Kostenbeteiligung oder er-
reicht die Obergrenze von 1250 Franken pro Monat, be-
ziehungsweise 42 Franken pro Tag. Zuständig für die
Abklärung der Einkommensverhältnisse ist die indizie-
rende Stelle oder die anordnende Behörde, die ohnehin
mit den betroffenen Eltern Kontakt haben.

Praxis sammeln und Erfahrungen auswerten

Noch wissen wir nicht, wie sich das Massnahmenpa-
ket zur Förderung des Pflegekinderwesens auswirkt,
weil der neue Finanzierungsmechanismus erst ab 2007
in Kraft tritt. Immerhin stellen wir fest, dass es dem

Pflegefamiliendienst gelungen ist, neue Familien für die
Aufgabe als Pflegeeltern zu interessieren und bestehen-
de Pflegefamilien zu unterstützen. Erst die nächsten
paar Jahre werden zeigen, ob
• die indizierenden Stellen und anordnenden Behör-

den ein grösseres Interesse an Unterbringungen in
Pflegefamilien zeigen,

• der Mangel an Notfallplätzen mit einem angepassten
Angebot in Pflegefamilien gemildert werden kann,

• die Tragfähigkeit von Pflegefamilien für schwierige
Ausgangslagen gesteigert wird und so

• sich das Verhältnis zwischen Heim- und Pflegefami-
lienunterbringungen verändert.
Wir sind überzeugt, dass das Pflegekinderwesen diese

Chance verdient.

René Broder, Leiter der Fachstelle für Sonderschulung, Jugend-
und Behindertenhilfe in der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion
des Kantons Basel-Landschaft. E-Mail: rene.broder@bl.ch
Weitere Informationen und Links zur Gesetzgebung auf:
www.bl.ch/fachstelle
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Pflegefamilien im Kanton Waadt

Wenn Eltern nicht in der Lage sind, sich um ihr Kind 
zu kümmern, besteht die Möglichkeit, es von einer
Pflegefamilie betreuen zu lassen. Die Pflegeeltern sind
im Alltag für das Pflegekind da, nehmen es in ihre
Familie auf, tragen zu seiner Erziehung bei und sorgen
dafür, dass es die nötige Pflege erhält. Die Leistungen
der Pflegefamilien werden im Rahmen der Waadt-
länder Sozial- und Erziehungspolitik zum Schutz von
entwicklungsgefährdeten Minderjährigen erbracht.
Für die Vorbeugung von Gefahren und den Schutz
Minderjähriger ist das Waadtländer Departement für
Bildung und Jugend zuständig. Es hat den Vollzug der
Sozial- und Erziehungspolitik dem kantonalen Jugend-
amt übertragen.

Das Jugendamt hat die Aufgabe: 
• mit präventiven Massnahmen auf Faktoren zu wir-

ken, die Minderjährige gefährden könnten; 
• den entwicklungsgefährdeten Minderjährigen in Zu-

sammenarbeit mit den Eltern Schutz und Hilfe zu
bieten, wobei die Autonomie und die Eigenverant-
wortung der Familien gefördert werden soll;

• ausserhalb der Familie lebende Minderjährige zu
schützen.
Diese Massnahmen zielen darauf hin, der Gefähr-

dung von Minderjährigen vorzubeugen, die Gefahren
zu mindern oder auszuschalten.

Für die Pflege, den Unterhalt und die Erziehung
einer minderjährigen Person sind in erster Linie die
Eltern verantwortlich. 

Ist die körperliche, psychische, emotionale oder so-
ziale Entwicklung der minderjährigen Person bedroht

und sind die Eltern ausserstande, alleine Abhilfe zu
schaffen, ergreift das Jugendamt im Namen des Depar-
tements die nötigen Schutzmassnahmen. Sie werden in
Form einer sozialpädagogischen Betreuung zum Schutz
der gefährdeten Minderjährigen erbracht. 

Als sozialpädagogische Betreuung gilt jede Beratung,
Unterstützung und Hilfe, die Minderjährigen in
Schwierigkeiten und ihren Familien erteilt wird. Es
kann sich um eine soziale, psychosoziale und erzieheri-
sche Unterstützung in der Familie, um eine Unterbrin-
gung des oder der Minderjährigen ausserhalb der Fami-
lie oder um jede weitere zweckmässige Massnahme
handeln. Die sozialpädagogische Betreuung kann ohne
Auftrag einer Gerichtsbehörde oder gestützt auf einen
Entscheid der zuständigen Gerichtsinstanz erfolgen.

Greift das Jugendamt ohne richterlichen Beschluss
ein, werden die Massnahmen der sozialpädagogischen
Betreuung im Einvernehmen mit den Eltern oder der
gesetzlichen Vertretung erteilt.

Kommt es zu keinem Einvernehmen oder erscheint
es aus besonderen Gründen erforderlich, kann das
Jugendamt die zuständige Gerichtsbehörde anrufen.
Die Eltern und der oder die urteilsfähige Minderjährige
werden angehört und an der sozialpädagogischen Be-
treuung beteiligt.

Ausser in Notfällen entscheidet das Jugendamt nicht
ohne das vorgängige schriftliche Einverständnis der El-
tern oder der gesetzlichen Vertretung über die Platzie-
rung der minderjährigen Person ausserhalb der Familie. 

Die Platzierung in Pflegefamilien

Das Jugendamt kann ein Kind im Rahmen der sozial-
pädagogischen Betreuung in eine Pflegefamilie geben.
Die Platzierung erfolgt nach Abklärung der Lage, die
infolge eines Begehrens von Seiten eines Elternteils
oder einer Meldung über ein gefährdetes Kind und dem
darauf folgenden Auftrag der Gerichtsbehörde veran-
lasst wird. Die gesetzliche Vertretung eines Kindes, die
meist von der Vormundschaftsbehörde wahrgenom-
men wird, kann ebenfalls beantragen, dass ein Kind
platziert wird.

Soweit möglich, versucht die sozialpädagogische Be-
treuung eine Platzierung ausserhalb der Familie zu
vermeiden. Gestützt auf ein Begehren der Eltern oder
einen Auftrag der zivil- oder strafrechtlichen Behörde
lässt das Jugendamt den Eltern psychosoziale Unter-
stützung zukommen, die ihnen dabei helfen soll, ihre

Heinz Wernli
Aufsichtsbehörde der Betreuungsstruk-
turen für Minderjährige, Lausanne
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erzieherischen Kompetenzen zu verbessern, und sucht
bei Bedarf einen geeigneten Pflegeplatz für die minder-
jährige Person. Als Pflegeplatz in Frage kommen eine
Pflegefamilie, ein Heim oder eine Sonderschule. 

Wie erwähnt, greift das Jugendamt auf Begehren
eines Elternteils oder aufgrund einer Meldung ein. Jede
Person kann dem Jugendamt und der Vormundschafts-
behörde den Fall eines entwicklungsgefährdeten Min-
derjährigen melden. Fachpersonen, die mit Minderjäh-
rigen arbeiten, sind verpflichtet, dem Jugendamt Kin-
der, von denen sie vermuten, dass ihre körperliche, psy-
chische, emotionale oder soziale Entwicklung bedroht
ist und die Eltern die Situation nicht allein lösen kön-
nen, direkt zu melden. Die meldende Person teilt dem
Jugendamt ihre Beobachtungen, die ihr zugetragenen
Informationen und ihre persönliche Einschätzung der
Lage beziehungsweise der Gefahr auf schriftlichem
Weg mit. 

Das Jugendamt beurteilt die erhaltenen Informatio-
nen und entscheidet über das weitere Vorgehen. Falls
erforderlich, ruft das Jugendamt nach einer eingegan-
genen Meldung die Vormundschaftsbehörde an und in-
formiert die Eltern und gegebenenfalls die gesetzliche
Vertretung der minderjährigen Person schriftlich. 

Wenn Gefahr im Verzug ist und die zuständige Ge-
richts- oder Vormundschaftsbehörde die sofort not-
wendigen Massnahmen zum Schutz der minderjährigen
Person nicht rechtzeitig treffen kann, kann das Jugend-
amt eine dringende Platzierung anordnen oder sich ei-
ner Platzierung entgegensetzen. 

Ist eine Platzierung angezeigt, leitet der von der Re-
gionalstelle für Jugendschutz beauftragte Sozialarbeiter
oder die beauftragte Sozialarbeiterin das Platzierungs-
gesuch an die Gruppe «Placements familiaux» weiter.
Die Regionalstelle für Jugendschutz und die Gruppe
«Placements familiaux» sind beides Dienststellen des
Jugendamts. Anhand der erhaltenen Informationen
schlägt der Sozialarbeiter oder die Sozialarbeiterin im
Auftrag der Gruppe «Placements familiaux» eine vom
Jugendamt anerkannte Pflegefamilie vor, die eine Be-
willigung für die Aufnahme eines Kindes besitzt.

Der Platzierung eines Kindes geht ein Gespräch mit
der Pflegefamilie, dem Sozialarbeiter bzw. der Sozialar-
beiterin der Regionalstelle für Jugendschutz oder der
Vormundschaftsbehörde und dem Sozialarbeiter oder
der Sozialarbeiterin der Gruppe «Placements fami-
liaux» voraus. Erklärt sich die Pflegefamilie bereit, das
Kind bei sich aufzunehmen und hält der Sozialarbeiter
oder die Sozialarbeiterin der Regionalstelle für Jugend-
schutz oder der Vormundschaftsbehörde die Verhält-
nisse in der Pflegefamilie für angemessen, wird das
Datum für den Beginn des Pflegeverhältnisses festge-
legt.

Am ersten Tag des Pflegeverhältnisses findet in der
Pflegefamilie ein Aufnahmegespräch im Beisein des

Sozialarbeiters bzw. der Sozialarbeiterin der Regional-
stelle für Jugendschutz oder der Vormundschaftsbe-
hörde und des Sozialarbeiters oder der Sozialarbeiterin
der Gruppe «Placements familiaux» statt. Dabei wer-
den die Ziele und praktischen Einzelheiten des Pflege-
verhältnisses, insbesondere die Beziehung zwischen
dem Pflegekind und seinen Eltern, erläutert. Gegebe-
nenfalls wird auch ein Besuchsplan aufgestellt und vor
dem ersten Besuchstag schriftlich bestätigt. 

Die Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen der Re-
gionalstelle für Jugendschutz sind für die Betreuung des
Pflegekindes und die Beziehung zu seinen Eltern ver-
antwortlich. Sie beraten und unterstützen die Pflegefa-
milie bei den Erziehungsaufgaben und leiten Finanzie-
rungsentscheide in Zusammenhang mit der Betreuung
des Pflegekindes in die Wege.

Die Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen der Grup-
pe «Placements familiaux» sind für die Betreuung der
Pflegefamilie zuständig; sie beraten und unterstützen
sie in ihren Aufgaben als Pflegefamilie und organisie-
ren zu diesem Zweck pro Jahr mindestens zwei Gesprä-
che mit der Pflegefamilie.

Die Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen der
Gruppe «Placements familiaux» üben die Aufsicht über
die Pflegefamilie im Sinne der PAVO aus (Verordnung
über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur
Adoption). 

Die Entscheidung über das Ende des Pflegeverhält-
nisses obliegt der Regionalstelle für Jugendschutz. So-
weit möglich wird es unter Einhaltung einer dreimona-
tigen Frist angekündigt. Das Ende des Pflegeverhältnis-
ses wird von dem Sozialarbeiter oder der Sozialarbeite-
rin der Regionalstelle für Jugendschutz und dem Sozial-
arbeiter bzw. der Sozialarbeiterin der Gruppe «Place-
ments familiaux» gemeinsam vorbereitet. Nach Beendi-
gung des Pflegeverhältnisses zieht der Sozialarbeiter
oder die Sozialarbeiterin der Gruppe «Placements fa-
miliaux» anlässlich eines Gespräches gemeinsam mit
der Pflegefamilie Bilanz und evaluiert ihre Bereitschaft
zur Aufnahme weiterer Pflegekinder. Die Pflegefamilie
erhält zudem ein Dankesschreiben.

Die Pflegefamilie

Pflegefamilien sind anerkannte Partner des Jugend-
amtes. Sie erbringen Erziehungsleistungen in Überein-
stimmung mit der kantonalen Sozial- und Erziehungs-
politik. Diese Leistungen werden in einer Vereinba-
rung vertraglich festgehalten. Das Jugendamt entrichtet
der Pflegefamilie eine vom Alter des Pflegekindes
abhängige Pauschalvergütung für Unterkunft und Ver-
pflegung sowie einen Betrag für die persönlichen Be-
dürfnisse des Kindes. Die Abgeltung für Unterkunft
und Verpflegung sowie den persönlichen Betrag wer-



Schwerpunkt Das Pflegekinderwesen in der Schweiz

322 Soziale Sicherheit CHSS 6/2006

den anhand einer Skala festgelegt. Sie setzt auch allfäl-
lige Ergänzungsleistungen fest, die über die Pauschale
hinausgehen, zu Erziehungs- oder Ausbildungszwecken
jedoch nötig sind.

Wer ein Kind unter 15 Jahren für mehr als drei Mo-
nate zur Pflege in seinem Haushalt aufnehmen will, be-
nötigt gemäss Bundesverordnung über die Aufnahme
von Kindern zur Pflege und zur Adoption und gemäss
Jugendgesetz des Kantons Waadt eine Bewilligung der
Behörde, sofern es sich nicht um einen nahen Verwand-
ten handelt (Enkel oder Enkelin, Neffe oder Nichte,
Stiefsohn oder Stieftochter). Unabhängig von der Be-
willigungspflicht kann die Aufnahme untersagt werden,
wenn die Verhältnisse in der Pflegefamilie nicht den
Anforderungen entsprechen.

Sofern das Kind von seinen Eltern in eine nicht aner-
kannte Pflegefamilie gegeben wird und es sich dabei
nicht um eine Massnahme der sozialpädagogischen
Betreuung handelt, schliesst das Jugendamt mit der
Pflegefamilie keine Vereinbarung ab und kommt nicht
für den Unterhalt des Pflegekindes auf.

Nimmt die Familie ein Kind für mehr als drei Mona-
te auf, ohne dass sie vorher eine (allgemeine) Bewilli-

gung eingeholt hat, so kann sie für das Kind dennoch
eine Bewilligung erhalten, sofern die Verhältnisse als
angemessen beurteilt werden (nominale Bewilligung);
diese Bewilligung gilt nur für das betroffene Kind.

Gemäss den zivilrechtlichen Bestimmungen steht die
Hausgewalt der Pflegefamilie zu. Sie vertritt die Eltern
in der Ausübung der elterlichen Sorge und der Obhut
des ihr anvertrauten Kindes, soweit es zur Erfüllung
ihrer Aufgabe angezeigt ist.

Die Pflegefamilie wird vor jeder wichtigen Entschei-
dung in Zusammenhang mit der Entwicklung des ihr
anvertrauten Kindes angehört. Sie wird allenfalls in die
Arbeit des Interventionsnetzwerks mit einbezogen. 

Die Pflegefamilie meldet dem zuständigen Sozialar-
beiter oder der zuständigen Sozialarbeiterin alle Vor-
kommnisse im Leben des Kindes. Diese sorgen dafür,
dass die Eltern informiert oder falls nötig angehört
werden. Die Eltern können sich auch direkt bei den
Lehrpersonen oder beim behandelnden Arzt über die
Entwicklung ihres Kindes erkundigen. Die Eltern ent-
scheiden unter Berücksichtigung der Interessen und
Möglichkeiten ihres Kindes über seine schulische Lauf-
bahn, sofern sie nicht zwingend durch die Platzierung

Das Atelier du livre in Bern führt erneut eine Einbindeaktion für die CHSS zu günstigen Konditionen durch 
(Einband in rotem Leinen mit schwarzer Rückenprägung).
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• Einband für 1 Jahrgang (2005, 2006) • Einbanddecke ohne Binden

inkl. Einbinden Fr. 26.80 für 1 oder 2 Jahrgänge Fr. 16.30
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gegeben ist, und seine beruflichen Orientierung. Für die
laufende Betreuung der Schul- und Berufsbildung ist
die Pflegefamilie zuständig. 

Ausserhalb der üblichen Pflege, die zu den Aufgaben
der Pflegefamilie gehört, bestimmen die Eltern über
gesundheitliche und medizinische Massnahmen für ihr
Kind, unter Vorbehalt abweichender Anordnungen
durch die Gerichtsbehörde. Medizinische Notfallbe-
handlungen müssen den Eltern unverzüglich mitgeteilt
werden. Gegebenenfalls werden die Eltern über die
religiösen Praktiken der Pflegefamilie informiert; ihnen
obliegt bis zum 16. Altersjahr des Kindes die Entschei-
dung über seine religiöse Erziehung.

Gemäss Jugendschutzgesetz hat das Jugendamt die
Aufgabe, den Pflegefamilien eine Ausbildung anzu-
bieten, damit sie ihre Aufgabe unter den besten Vor-
aussetzungen ausüben können. Damit der Ausbildungs-
ort klar von der Bewilligungs- und Aufsichtsbehörde
getrennt ist, hat das Jugendamt die kantonale Fach-
hochschule für Sozialarbeit und Sozialpädagogik, die
«Haute école de travail social et de la Santé», damit be-
auftragt, diese Ausbildung zu gestalten und zu organi-
sieren. Sie dauert 30 Stunden und wird vollumfänglich
vom Jugendamt finanziert. Die Ausbildung soll den
Teilnehmenden ermöglichen, verschiedene Fragen, die
sich im Zusammenhang mit der Aufnahme von Pflege-
kindern stellen, zu klären, und ihnen eine Möglichkeit
zu geben, nachzudenken und Abstand zu gewinnen. 

Ferner sollen die Familien mit der Ausbildung die
Möglichkeit erhalten, sich im Kontext der Kinderhilfe
und des Kinderschutzes in der Schweiz und im Kanton
Waadt zu situieren; die Aufgabe und den Auftrag, mit

denen sie betraut sind, zu verstehen; das Pflegekind und
sein Umfeld zu verstehen; die Veränderungen in ihrer
eigenen Familie abzuschätzen; über erzieherische
Werkzeuge, Normen und Familienwerte nachzudenken
sowie mit den verschiedenen Pflegepartnern zusam-
menzuarbeiten.

Die Platzierung in einer Pflegefamilie ist Teil von
Massnahmen, die dem Wohl des minderjährigen Kin-
des dienen und darauf hinzielen, der Gefährdung von
Minderjährigen vorzubeugen und Gefahren zu mindern
oder auszuschalten, wenn die Eltern ausserstande sind,
selbst Abhilfe zu schaffen. Auch die Eltern und allen-
falls die Geschwister profitieren von der Intervention.
Sowohl die einen als auch die anderen werden mit Res-
pekt und Achtung behandelt. Soweit möglich, wird die
minderjährige Person nicht aus ihrer Familie herausge-
rissen. Falls eine familienexterne Betreuung jedoch er-
forderlich ist, fördert die Intervention die nötigen Än-
derungen für eine Rückkehr des Kindes in seine Fami-
lie. Mit seinem Eingriff will das Jugendamt den Eltern,
die zum Zeitpunkt des Eingriffs fehlenden erzieheri-
schen Kompetenzen, die eine angemessene Betreuung
des Kindes verunmöglichen, zurückgeben.

Heinz Wernli, Leiter der Aufsichtsbehörde der Betreuungsstruk-
turen für Minderjährige (Office de surveillance des structures
d’accueil de mineurs), Lausanne. E-Mail: heinz.wernli@vd.ch

Dieser Text stützt sich auf die PAVO vom 19. Oktober 1977 und auf das
Jugendschutzgesetz des Kantons Waadt vom 4. Mai 2004 sowie dessen
Reglement. Er ist in einer Gemeinschaftsarbeit des Jugendamtes mit Unter-
stützung der Einheit für methodische Unterstützung des Jugendamtes ent-
standen.
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sozialpolitik

1 Änderungen per 1. Januar
2007 oder im Verlauf des
Jahres 2007

1.1 Anpassung der AHV-/IV- und
der BV-Renten an die Teuerung,
Anpassung der Grenzbeträge
in der beruflichen Vorsorge

Die Renten der AHV- und IV
wurden zuletzt per 1. Januar 2005 
an die Teuerung angepasst. Im
Rahmen des zweijährlichen Anpas-
sungsrhythmus’ werden die Renten
nun per 1. Januar 2007 um 2,8 % er-
höht. Gleichzeitig werden auch die
Beiträge an AHV und IV sowie die
Grenzbeträge in der beruflichen
Vorsorge (Koordinationsabzug und
Eintrittsschwelle) dieser Entwick-
lung angepasst (vgl. dazu auch
CHSS 5/06, Seite 235).

Auf den gleichen Zeitpunkt hin
werden die BVG-Hinterlassenen-
und Invalidenrenten an die Teue-
rung angepasst. Renten, die erstmals
im Jahr 2003 ausbezahlt wurden,
werden um 3,1%, die übrigen Ren-
ten um 0,8 % (Rentenbeginn im Jahr
2002) bis 2,2 % (Rentenbeginn: 1985–
2001) erhöht. Der unterschiedliche
Teuerungsausgleich ist Folge unter-
schiedlicher Zeitabschnitte, nach
denen die Renten an die Teuerung
angepasst werden. In der Regel wer-
den die BVG-Hinterlassenen- und
Invalidenrenten gleichzeitig mit den
AHV- und IV-Renten an die Teue-

rung angepasst – Neurenten jedoch
frühestens nach Ablauf von drei
Jahren. 

1.2 Gleichstellung der
eingetragenen Partnerschaften
in der 2. und 3. Säule (vgl. dazu
auch CHSS 5/06, S. 235)

Mit dem am 1. Januar 2006 in
Kraft getretenen Partnerschafts-
gesetz wurden eingetragene gleich-
geschlechtliche Partnerschaften der
Ehe gleichgestellt. Im Zuge der Um-
setzung dieser Gleichstellung wer-
den eingetragene Partnerschaften
nun per 1. Januar 2007 auch in der 
2. und 3. Säule Ehepartnern gleich-
gestellt. D.h. überlebende Partne-
rInnen haben unter den gleichen
Voraussetzungen Anspruch auf
Hinterlassenenleistungen wie ver-
witwete Ehegatten, sie benötigen für
den Vorbezug des Alterskapitals
zum Erwerb von Wohneigentum die
schriftliche Zustimmung des/der
eingetragenen PartnerIn und im Fall
einer gerichtlichen Auflösung der
eingetragenen Partnerschaft ist das
Altersguthaben hälftig zwischen den
eingetragenen Partnern zu teilen.
Für den übrigen sozialversiche-
rungsrechtlichen Bereich (AHV, IV
u.a.) erfolgt die Gleichstellung durch
einen ebenfalls auf den 1. Januar
2007 in Kraft tretenden neuen Arti-
kel 13a des allgemeinen Teils des
Sozialversicherungsrechts (ATSG).  

1.3 Keine Anpassung des
Mindestzinssatzes

Am 13. September 2006 hat der
Bundesrat beschlossen, den Min-
destzinssatz für das Jahr 2007 wegen
negativer Anlageerträge im ersten
Halbjahr 2006 nicht anzupassen und
somit auf dem Zinssatz von 2,5 %
belassen. Die ihn beratende BVG-
Kommission hatte sich bereits am
22. Juni 2006 im gleichen Sinne ge-
äussert. Die in der BVG-Kommis-
sion ebenfalls vertretenen Gewerk-
schaften hatten damals hingegen
wegen der guten Anlageerträge im
Jahr 2005 eine Erhöhung des Min-
destzinssatzes auf 3,25 % gefordert.  

1.4 5. IV-Revision (05.052; BBl 2005
4459, www.admin.ch/ch/d/ff/
2005/4459.pdf)

Die starke Zunahme der Anzahl
NeurentnerInnen in den Jahren
2001 und 2002 sowie die Tatsache,
dass diese beim erstmaligen Bezug
ihrer Rente tendenziell immer jün-
ger sind, führten in den vergangenen
Jahren zu unverhältnismässigen
Ausgabensteigerungen in der Invali-
denversicherung, die das Defizit in
der IV immer stärker anwachsen
liessen. 

Die Räte sind der Botschaft des
Bundesrates in weiten Teilen ge-
folgt. Mit der 5. IV-Revision soll der
geschilderten Entwicklung nun wie
folgt begegnet werden: 
• die für den Bezug einer ordent-

lichen Rente vorausgesetzte Min-
destbeitragsdauer wird von einem
auf drei Jahre angehoben ;

• in ihrer Arbeitsfähigkeit be-
schränkte Personen werden früh-
zeitig erfasst und es können sei-
tens der IV allfällige, aufgrund ih-
rer persönlichen Situation not-
wendige Massnahmen zur Erhal-
tung des Arbeitsplatzes bzw. zu ei-
ner möglichst raschen Wiederein-
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Überblick über Anpassungen und laufende
Reformen im Sozialversicherungsrecht

Der folgende Artikel verschafft einen Überblick über die für das Jahr
2007 zu erwartenden Änderungen in den Sozialversicherungen sowie
über weitere Reformvorhaben im Sozialversicherungsbereich.
Infostand: Ende der Herbstsession 2006 in Flims.

Helena Kottmann
Geschäftsfeld Alter und Hinterlassenenvorsorge, BSV



gliederung an einem neuen Ar-
beitsplatz (Früherfassung und
Frühintervention) ergriffen wer-
den;

• die Palette möglicher Massnah-
men für die berufliche Eingliede-
rung wird durch Massnahmen zur
Vorbereitung auf die berufliche
Eingliederung (Gewöhnung an
den Arbeitsprozess, Aufbau der
Arbeitsmotivation, Stabilisierung
der Persönlichkeit, Einüben sozia-
ler Grundelemente, gezielte Be-
schäftigungsmassnahmen) und ei-
nen erleichterten Zugang zur Ar-
beitsvermittlung sowie durch Ge-
währung von Zuschüssen während
der Anlern- oder Einarbeitungszeit
ergänzt;

• der Zugang zu einer IV-Rente
wird erschwert (Anpassung des
Invaliditätsbegriffs). Der An-
spruch auf Integrationsmassnah-
men und Massnahmen zur beruf-
lichen Eingliederung besteht
künftig frühestens 6 Monate nach
erfolgter Anmeldung bei der IV-
Stelle;

• Anreize für die bessere Nutzung
der Resterwerbsfähigkeit. Die Re-
integration in den Arbeitsmarkt
soll durch die Anpassung des Tag-
geldsystems und die Vermeidung
von Einkommenseinbussen bei
besserer Nutzung der Rester-
werbsfähigkeit erreicht werden;

• Sparmassnahmen (Streichung Kar-
rierezuschlag, Finanzierung medi-
zinischer Massnahmen zur beruf-
lichen Eingliederung für volljäh-
rige Versicherte via soziale Kran-
kenversicherung, Aufhebung der
nach dem Inkrafttreten der 4. IV-
Revision noch laufenden Zusatz-
renten für Ehegatten);

• verstärkte Bundesaufsicht.
Noch zurückgestellt haben die Rä-

te die Einnahmenseite der Revision:
Der Bundesrat schlägt in seiner Bot-
schaft zur 5. IV-Revision eine Er-
höhung der Lohnbeiträge von 1,4 %
auf 1,5 % vor und in der Botschaft
zur Zusatzfinanzierung einen Zu-
schlag von 0,8 Prozentpunkten auf
der Mehrwertsteuer, d.h. eine Erhö-

hung von insgesamt 0,9-MwSt-Pro-
zentpunkten. 

Die Vorlage wurde von beiden
Kammern nach dem Differenzbe-
reinigungsverfahren in der Schluss-
abstimmung am 6. Oktober 2006
verabschiedet. Das Inkrafttreten der
5. IV-Revision ist – unter der Vor-
aussetzung, dass das Referendum
nicht zustande kommt – frühestens
per 1. Juli 2007 zu erwarten.

1.5 Förderung von Familien
1.5.1 Familienzulagen (91.411; BBl

1999 3220, 2000 4784, 2004
6887, 6941, 2006 3514; www.
admin.ch/ch/d/ff/2006/3515.pdf)

Voraussetzungen, Arten und Min-
desthöhe der Familienzulagen sollen
im FamZG gesamtschweizerisch
vereinheitlicht werden. Daneben
besteht Raum für weitergehende
kantonale Lösungen. 

Das FamZG berücksichtigt die
Forderungen der ihm zugrunde lie-
genden parlamentarischen Initiative
Fankhauser aus dem Jahre 1991 nur
insoweit, als der Mindestansatz der
Kinderzulagen für Anspruchsbe-
rechtigte tatsächlich 200 Franken
(Ausbildungszulage: 250 Franken)
beträgt und der Vollzug der Kinder-
zulagenordnung weiterhin dezentral
über die Familienausgleichskassen
erfolgt. Künftig können sich Arbeit-
geber hingegen nicht mehr von der
Anschlusspflicht an eine kantonale
oder gewerbliche Familienaus-
gleichskasse befreien. 

Anders als von der parlamentari-
schen Initiative Fankhauser gefor-
dert, besteht jedoch nicht für alle
Kinder ein bundesrechtlicher An-
spruch auf Familienzulagen: Ausge-
nommen sind etwa Selbstständiger-
werbende oder auch Nichterwerbs-
tätige, wenn deren Einkommen 
die festgelegte Einkommensgrenze
überschreitet. Es steht den Kanto-
nen jedoch frei, über die bundesge-
setzlichen Mindestanforderungen
hinausgehende Familienzulagenord-
nungen zu schaffen, die Selbststän-
digerwerbenden oder Nichterwerbs-
tätigen unter den gleichen Voraus-

setzungen Anspruch auf Familien-
zulagen gewähren wie (Teil-) Er-
werbstätigen. Darüber hinaus kön-
nen sie auch Geburts- und Adop-
tionszulagen vorsehen. 

Mit Ablauf der Frist am 13. Juli
2006 ist das Referendum zustande
gekommen. Am 26. November 2006
wurde die Vorlage angenommen.

1.5.2 Anstossfinanzierung
Krippenplätze (06.028; BBl 2006
3367, www.admin.ch/ch/d/ff/
2006/3367.pdf)

Erwerbsarbeit und Familie sollen
durch die finanzielle Förderung von
Betreuungsplätzen für Kinder bes-
ser miteinander vereinbart werden
können.

Das am 1. Februar 2003 in Kraft
getretene Bundesgesetz über Fi-
nanzhilfen für familienergänzende
Kinderbetreuung umfasst ein acht-
jähriges Impulsprogramm, um zu-
sätzliche Plätze für die Tagesbetreu-
ung von Kindern zu schaffen, um
erwerbstätigen Eltern zu ermög-
lichen, Arbeit und Familie besser 
zu vereinbaren. Die zur Finanzie-
rung des Impulsprogramms nötigen
finanziellen Mittel werden vom Par-
lament mittels eines auf vier Jahre
befristeten Verpflichtungskredits
sichergestellt. Die erste mit einem
Verpflichtungskredit von 200 Mio
Franken gesicherte Phase des Im-
pulsprogramms wird Ende Januar
2007 auslaufen.

Für die zweite und letzte Phase
des Impulsprogramms von Februar
2007 bis Januar 2011 hat der
Bundesrat dem Parlament mit seiner
Botschaft vom 10. März 2006 einen
neuen Verpflichtungskredit in der
Höhe von nurmehr 60 Mio. Franken
beantragt. Gemäss Botschaft hat
sich das Impulsprogramm in seiner
ersten Phase zwar bewährt, hinge-
gen war der Impulseffekt zur Schaf-
fung eines nachhaltigen Angebots
an Kinderbetreuungsplätzen gerin-
ger als ursprünglich angenommen.
Immerhin kann aufgrund von Hoch-
rechnungen davon ausgegangen
werden, dass dank der Bundesfi-
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nanzhilfen rund 13 400 neue Betreu-
ungsplätze für Kinder geschaffen
und so das zuvor bestandene Ange-
bot um rund 1/4 gesteigert werden
konnte. Nachdem der Verpflich-
tungskredit in der ersten Phase vor-
aussichtlich nur rund zur Hälfte aus-
geschöpft werden wird, beschränkte
sich der Bundesrat für die zweite
Phase des Impulsprogramms mit
Verweis auf die nachweislich deut-
lich geringere Nachfrage und die an-
gespannte Finanzlage des Bundes
deshalb auf 60 Mio. Franken.

Die Höhe des Verpflichtungs-
kredites war zwischen den beiden
Kammern stark umstritten (Natio-
nalrat: 200 Mio.; Ständerat: 120 Mio.
Franken). Nachdem sich der Stän-
derat anlässlich seiner Debatte vom
20. September 2006 auf einen Ver-
pflichtungskredit in der Höhe von
120 Mio. Franken geeinigt hat, hat
sich im Differenzbereinigungsver-
fahren auch der Nationalrat am 
2. Oktober 2006 der kleinen Kam-
mer angeschlossen. Mit dem verab-
schiedeten Verpflichtungskredit in
der Höhe von 120 Mio. Franken ist
nun die Weiterführung des Pro-
gramms per 1. Februar 2007 gesi-
chert. 

Überblick über laufende
Reformen

2.1 Neue AHV-Versichertennummer
(05.079; BBl 2006 501, www.
admin.ch/ch/d/ff/2006/501.pdf)

Die heute 11-stellige AHV-
Nummer wird per 1. Januar 2008 
aus datenschutzrechtlichen Grün-
den durch eine nichtsprechende 13-
stellige AHV-Nummer abgelöst. Mit
dem alten, auf Familiennamen und
Geburtsdatum basierenden Num-
mernsystem hätte nicht mehr jeder
Person eine eindeutige AHV-Num-
mer zugeordnet werden können. 

Ziel der Ablösung ist:
• die automatische Zuweisung ei-

ner anonymisierten AHV-Num-
mer aufgrund der Eintragung im
Zivilstandsregister (für Schwei-

zerInnen und AusländerInnen mit
personenrechtlichen Vorgängen)
oder im Migrationsinformations-
system (für AusländerInnen mit
beschränktem Aufenthaltsrecht in
der Schweiz wie bspw. Ausländer-
Innen mit Aufenthalts-, Kurzauf-
enthaltsbewilligung, Asylsuchen-
de, vorläufig Aufgenommene);

• die Möglichkeit zur Verwendung
der AHV-Versichertennummer
von allen in der Sozialversiche-
rung tätigen Institutionen und
Stellen. 
In beiden Räten war die Vorlage

des Bundesrates grundsätzlich nicht
bestritten, obwohl v.a. im Rahmen
der Eintretensdebatte im National-
rat die Ausweitung der AHV-Num-
mer zu einem neuen Personen-
identifikator und damit die Gefahr
der systematischen Verwendung der
neuen AHV-Nummer in zahlrei-
chen Bereichen ausserhalb der So-
zialversicherungen befürchtet wor-
den war. Schliesslich wurde die Vor-
lage jedoch in der Schlussabstim-
mung vom 23. Juni 2006 angenom-
men. Die Vorlage wird voraussicht-
lich per 1. Januar 2008 in Kraft tre-
ten.

2.2 11. AHV-Revision (05.093,
05.094; BBl 2006 1957 und
2061
www.admin.ch/ch/d/ff/2006/19
57.pdf;
www.admin.ch/ch/d/ff/2006/20
61.pdf)

Mit der 11. AHV-Revision soll die
Finanzierung der AHV mittelfristig
stabilisiert und die Flexibilisierungs-
möglichkeiten beim (vorzeitigen
oder aufgeschobenen) Altersrück-
tritt erweitert werden.

Nach der Ablehnung der ur-
sprünglichen 11. AHV-Revision am
16. Mai 2004 hat der Bundesrat dem
Parlament Ende 2005 seine neuen
Vorschläge zur Stabilisierung der
AHV unterbreitet.

Im Einzelnen geht es um:
• die Anbindung der AHV-Renten-

anpassung an die wirtschaftliche
Entwicklung: Gemäss Vorschlag

des Bundesrates sollen die AHV-
Renten nur noch dann im ordent-
lichen 2-jährigen Rhythmus an 
die Teuerung angepasst werden,
wenn der AHV-Fonds mindestens
70% einer Jahresausgabe beträgt.
Bewegt sich der Fonds zwischen
45 % und 70 % einer Jahresausga-
be, werden die Renten nur noch
an die Teuerung angepasst, wenn
die seit der letzten Rentenanpas-
sung aufgelaufene Teuerung min-
destens 4 % beträgt. Fällt der
AHV-Fonds unter 45 % der
Jahresausgabe, erfolgt keine Ren-
tenanpassung mehr, bis sich der
AHV-Fonds entsprechend erholt
und die kritische Grösse von 45 %
der Jahresausgabe wieder erreicht
hat;

• Erleichterung der Versicherungs-
durchführung, indem bspw. der
Beitragsbezug bei Selbstständig-
erwerbenden administrativ ver-
einfacht wird: das massgebliche
Einkommen für die Festsetzung
des AHV-Beitrages wird von der
Ausgleichskasse (anstatt heute
von der Steuerbehörde) festge-
legt, indem, das dieser von der
Steuerbehörde gemeldete steuer-
bare (Netto-) Einkommen mit
90,5 % gleichgesetzt und auf
100 % aufgerechnet wird. Ziel ist
die Gleichbehandlung der Selbst-
ständigerwerbenden mit den Un-
selbstständigerwerbenden, bei de-
nen für die Festsetzung der Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmerbei-
träge auch das gesamte Brutto-
einkommen (und nicht ein redu-
ziertes steuerbares Einkommen)
zugrunde gelegt wird. Das seit 
1. März 2000 geltende Verfahren
zur Aufrechnung der steuerrecht-
lich (aber nicht AHV-seitig) ab-
zugsfähigen AHV-Beiträge hatte
sich angesichts der damit verbun-
denen Umsetzungsschwierigkei-
ten nicht bewährt. Als weitere
Massnahmen zur Verbesserung
der Durchführung werden u.a.
Änderungen bei der Berechnung
der Beiträge von Arbeitnehmen-
den ohne beitragspflichtige Ar-
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beitgebende sowie die gesetzliche
Verankerung des Realisierungs-
prinzips vorgeschlagen. Auch soll
die Beitragsbefreiung der nicht-
erwerbstätigen Ehegatten durch
die bereits im Rentenalter stehen-
den erwerbstätigen Ehepartner in
Zukunft wieder möglich sein. 
Die nachfolgenden Massnahmen

wurden aus der ursprünglichen 
11. AHV-Revision übernommen, da
sie seinerzeit zum grössten Teil un-
bestritten waren: 
• Angleichung des ordentlichen

Rentenalters für Frauen an dasje-
nige der Männer (65 Jahre);

• Weitergehende Flexibilisierung
des Altersrücktritts, indem neu
nicht nur die ganze (ab dem 62.
Altersjahr), sondern auch eine
halbe Altersrente (ab dem 60. Al-
tersjahr) vorbezogen werden
kann. Im Vergleich zur ursprüng-
lichen 11. AHV-Revision wurden
die Altersgrenzen angepasst. Im
Gegenzug kann dafür die halbe
oder die ganze Rente im Ver-
gleich zu heute auch weniger als
ein Jahr aufgeschoben werden;

• Aufhebung des Freibetrags für
erwerbstätige RentnerInnen. D.h.
erwerbstätige RentnerInnen be-
zahlen künftig auf dem gesamten
von ihnen erzielten Erwerbsein-
kommen AHV-Beiträge. Im Ge-
genzug dazu sollen in Zukunft
durch die im Rentenalter entrich-
teten Beiträge die AHV-Renten
aufgebessert werden können. Von
der Möglichkeit der Rentenauf-
besserung können alle Versicher-
ten profitieren, die nicht bereits
eine Maximalrente der AHV er-
halten, u.a. beispielsweise Perso-
nen, die infolge von Erwerbstätig-
keit oder Ausbildung im Ausland
Beitragslücken aufweisen. 
Neu – und aufgrund der Ergeb-

nisse des Vernehmlassungsverfah-
rens äusserst umstritten – ist die vom
Bundesrat im Rahmen der Neuauf-
lage der 11. AHV-Revision eben-
falls vorgeschlagene Vorruhestands-
leistung. Da die bedarfsabhängig
ausgestaltete Vorruhestandsleistung

eine Änderung des Ergänzungsleis-
tungsgesetzes und nicht des AHVG
darstellt, wurde sie in einer separa-
ten Botschaft geregelt. Zielgruppe
dieser Vorlage sind die Versicherten
des unteren Mittelstandes, deren fi-
nanzielle Verhältnisse sie im Fall des
Vorbezugs einer halben oder ganzen
Altersrente nicht zum Bezug von
Ergänzungsleistungen berechtigen. 

Im Juli 2006 hat die SGK-N die
Beratung der beiden Vorlagen 
(11. AHV-Revision. Leistungssei-
tige Massnahmen und 11. AHV-
Revision. Einführung einer Vorru-
hestandsleistung) aufgenommen. In
Bezug auf die Anpassung der AHV-
Renten an die Teuerung geht der
SGK-N der Vorschlag des Bundes-
rates zu weit. Sie beantragt deshalb
dem Nationalrat, die AHV-Renten
zwar langsamer anzupassen, wenn
der AHV-Ausgleichsfonds 70 % 
der Jahresausgabe unterschreitet, je-
doch auf das Einfrieren der Renten
zu verzichten, wenn der Fondsstand
weniger als 45 % der Jahresausgabe
beträgt (vgl. Bund-Artikel vom
11.7.06). Der Nationalrat wird sich
voraussichtlich in der Wintersession
2006 mit den beiden Botschaften be-
fassen. 

Die Änderungen der 11. AHV-
Revision werden frühestens am 
1. Januar 2009 in Kraft treten. 

2.3 Änderungen in der beruflichen
Vorsorge 

2.3.1 Strukturreform und ältere
ArbeitnehmerInnen (www.news-
service. admin.ch/NSBSubscriber/
message/de/6001)

Aufsicht und Oberaufsicht in der
beruflichen Vorsorge sollen inhalt-
lich und strukturell optimiert wer-
den, um sie auf diese Weise künftig
besser vor Systemrisiken des Kapi-
talmarktes zu schützen.

Nachdem zahlreiche Vorsorgeein-
richtungen als Folge der Verluste
auf den Kapitalmärkten in den Jah-
ren 2001/2002 Unterdeckungen auf-
wiesen, wurden die herrschende
Aufsicht und Oberaufsicht über die
berufliche Vorsorge in struktureller

und inhaltlicher Hinsicht analysiert.
Eine vom Eidgenössischen Departe-
ment des Innern eingesetzte Exper-
tenkommission «Strukturreform in
der beruflichen Vorsorge» hat dem
Bundesrat im März 2006 einen Ver-
nehmlassungsentwurf unterbreitet,
der die Stärkung der Aufsicht mit
prudenziellen Elementen im Rah-
men eines Konzepts der überwach-
ten Selbstregulierung mit verstärk-
ter Aufsicht/Oberaufsicht vorsah,
um systemgefährdende Entwicklun-
gen frühzeitig erkennen und recht-
zeitig stabilisierende Massnahmen
dagegen ergreifen zu können. Das
vorgeschlagene Gesamtkonzept hät-
te den Akteuren der beruflichen
Vorsorge einerseits mehr Hand-
lungsfreiheiten, im Gegenzug aber
auch mehr Verantwortung und da-
mit ein grösseres Haftungsrisiko als
bisher übertragen, indem: 
• die fachlichen Anforderungen an

die Aufsichtsbehörden ebenso wie
die ihnen zur Verfügung stehen-
den Aufsichtsinstrumente im Ge-
setz geregelt und damit gesamt-
schweizerisch einheitlich normiert
worden wären;

• die Oberaufsichtsbehörde die
gesamtschweizerisch einheitliche
Aufsicht der Aufsichtsbehörden
dadurch sichergestellt hätte, dass
sie allgemeine Weisungen erteilt
und Fach- sowie Qualitätsstan-
dards zur Ausübung von Aufsicht
und Kontrolltätigkeit (Experte für
berufliche Vorsorge, Revisions-
stelle) für allgemein verbindlich
erklärt hätte.

• Systemparameter wie Umwand-
lungssatz oder Mindestzinssatz in
erster Linie realitätsnah und des-
halb weitgehend frei von politi-
schen Überlegungen festzulegen
gewesen und ausserdem 

• die geltenden Anlagebegrenzun-
gen zugunsten des für das finan-
zielle Gleichgewicht selbstverant-
wortlichen obersten Organs der
Vorsorgeeinrichtung aufgehoben
worden wären. 
Die heute parallelen Aufsichtszu-

ständigkeiten zwischen Bund und
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Kantonen wären entflochten und die
direkte Aufsicht über die Vorsorge-
einrichtungen ausschliesslich durch
die Kantone ausgeübt worden, wäh-
renddem die Oberaufsicht anstelle
des Bundesrates durch eine unab-
hängige Oberaufsichtskommission
hätte wahrgenommen werden sol-
len. Diesem Vorschlag für eine
überwachte Selbstregulierung ist der
Bundesrat im Rahmen einer anfangs
Juli 2006 in Vernehmlassung ge-
schickten Vorlage jedoch nicht in
allen Teilen gefolgt. 

Die Anfang Juli 2006 in Vernehm-
lassung gegebene Vorlage des EDI
schlägt nun vor, die Direktaufsicht
über die Vorsorgeeinrichtungen –
mit Ausnahme der Auffangeinrich-
tung, des Sicherheitsfonds und der
Anlagestiftungen – ausschliesslich
durch die Kantone bzw. durch von
ihnen gebildete interkantonale Auf-
sichtsregionen durchzuführen, wäh-
rend die Oberaufsicht durch eine
spezielle, aus Fachleuten der beruf-
lichen Vorsorge zusammen gesetzte
Kommission ausgeübt werden soll,
deren Sekretariat administrativ
beim Bundesamt für Sozialversiche-
rung angesiedelt wird. Die Zustän-
digkeit in der Direktaufsicht ergibt
sich aus dem Sitzprinzip (zuständig
ist die Aufsichtsbehörde, auf deren
Gebiet die Vorsorgeeinrichtung ih-
ren Sitz hat). Die Anforderungen an
die Tätigkeit und damit an die per-
sonellen und fachlichen Kompeten-
zen der Aufsichtsbehörden werden
erhöht, um so die Qualität der Auf-
sichtstätigkeit sicherzustellen. Die
Oberaufsichtskommission soll den
Vollzug der Aufsicht durch die Kan-
tone koordinieren und durch die ge-
samtschweizerische Verbindlicher-
klärung von Fach- und Qualitäts-
standards sicherstellen.

Anders als von der Expertenkom-
mission Strukturreform vorgeschla-
gen, sollen hingegen Umwandlungs-
satz und Mindestzinssatz nicht von
den einzelnen Vorsorgeeinrichtun-
gen, sondern weiterhin durch den
Gesetzgeber oder den Bundesrat
festgelegt werden. 

In keinem direkten Zusammen-
hang mit der Aufsicht und Oberauf-
sicht in der beruflichen Vorsorge
stehen die ebenfalls in die Vernehm-
lassungsvorlage eingefügten vorsor-
gerechtlichen Massnahmen zur För-
derung der Arbeitsmarktpartizipa-
tion älterer Arbeitnehmer. Dabei
geht es um die Möglichkeit zur
Weiterversicherung des bisherigen
Lohnes bei lohnrelevanter (max. 1/3)
Reduktion des Beschäftigungsgra-
des oder bei Funktionswechsel, die
Äufnung und den Bezug von
Altersguthaben im obligatorischen
Bereich der 2. Säule nach dem 
65. Altersjahr in jenen Fällen, in de-
nen Erwerbstätige im Rentenalter
Vorsorgelücken in der 2. Säule auf-
weisen und – generell – die Weiter-
führung (Äufnung und Bezug) von
Säule 3a-Guthaben bei Erwerbstäti-
gen nach dem Erreichen des ordent-
lichen Rentenalters.

Die Vernehmlassung wurde am 
5. Juli 2006 eröffnet und dauerte bis
Ende Oktober 2006. Ein Inkrafttre-
ten ist nicht vor dem 1. Januar 2008
realistisch.
2.3.2 Herabsetzung des

Umwandlungssatzes (www.news-
service.admin.ch/NSBSubscriber/
message/de/5828)

Als Folge der 1. BVG-Revision
(Inkraftsetzung 1. Januar 2005) wird
der Mindestumwandlungssatz be-
reits von 7,2 auf 6,8 Prozent redu-
ziert, um so der seit 1980 gestiege-
nen Lebenserwartung Rechnung zu
tragen. Die Herabsetzung erfolgt
während 10 Jahren um jährlich
0,05%-Punkte bis die Zielgrösse von
6,8 % erreicht ist. Die den Bundes-
rat beratende BVG-Kommission
überprüfte im Zuge der anhaltenden
negativen Entwicklung auf dem Ka-
pitalmarkt die Bestimmungsgrössen
für den Umwandlungssatz und kam
zum Ergebnis, dass der für das Jahr
2015 angestrebte Umwandlungssatz
von 6,8 % nur auf der Basis eines
technischen Zinssatzes von 4 % be-
ziehungsweise auf einer Renditeer-
wartung von 4,5 % aufrechterhalten
werden könne, was kaum realistisch

sei. Aus diesem Grund soll der Um-
wandlungssatz stärker als bisher
vorgesehen gesenkt werden. Der
Bundesrat wird dem Parlament des-
halb bis Ende 2006 eine Botschaft
vorlegen, die die weitere Absenkung
des Mindestumwandlungssatzes für
den obligatorischen Bereich der be-
ruflichen Vorsorge vorsieht. Dieser
soll für NeurentnerInnen per 1. Ja-
nuar 2011 ohne flankierende Mass-
nahmen auf 6,4 % (statt per 1. Janu-
ar 2014 auf 6,8 %) gesenkt werden.
Die Absenkung erfolgt bis Ende
2007 im Rahmen der Übergangs-
regelung zur 1. BVG-Revision und
ab 1. Januar 2008 gemäss neuer Re-
gelung in vier Teilschritten:

Männer Frauen
20051 7,15 % 7,20 %
2006 7,10 % 7,20 %
2007 7,10 % 7,15 %
2008 2 6,90 % 6,90 %
2009 6,75 % 3

2010 6,55 % 6,65 %
2011 6,40 % 6,40 %

Die Angemessenheit des Mindest-
umwandlungssatzes soll künftig be-
reits alle 5 Jahre (statt alle 10 Jahre)
und erstmals rechtzeitig vor Er-

reichen des per 2011 avisierten
Mindestumwandlungssatzes im Jahr
2009 überprüft werden. Mit dem
entsprechenden Bericht werden die
Grundlagen zur Festlegung des
Mindestumwandlungssatzes für die
folgenden Jahre sowie allenfalls not-
wendige Massnahmen zur Fort-
setzung der gewohnten Lebenshal-
tung in angemessener Weise aufge-
zeigt. Zur besseren Koordination
von erster und zweiter Säule wird
das ordentliche Rentenalter der 
2. Säule künftig automatisch an die
AHV angepasst. Gleichzeitig wer-
den auch die Altersgutschriften
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stimmungen zur 1. BVG-Revision

2 geplanter Anpassungsmodus 
3  Es wird davon ausgegangen, dass auf den

1.1.09 das ordentliche Rentenalter der Frau-
en von 64 auf 65 Jahre erhöht wird, so dass
im Jahr 2009 kein Jahrgang in Pension gehen
wird und auch kein UWS festgesetzt werden
muss.



automatisch an das jeweilige ordent-
liche Rentenalter angepasst.

Der Bundesrat hat das EDI des-
halb am 28. Juni 2006 mit der Aus-
arbeitung einer entsprechenden
Botschaft bis Ende November 2006
beauftragt. Das Inkrafttreten der
Vorlage ist per 1. Januar 2008 ge-
plant.

2.4 Krankenversicherung 
Die 2. KVG-Revision, welche vor

allem im Bereich der Kosten-
eindämmung Massnahmen vorsah,
wurde im Dezember 2003 trotz Ein-
igungskonferenz in der Gesamtab-
stimmung vom Nationalrat abge-
lehnt, womit die Vorlage hinfällig
wurde. Im Februar 2004 beschloss
der Bundesrat eine neue inhaltliche
und zeitliche Reformplanung für
den Bereich der sozialen Kranken-
versicherung, um beim nächsten Re-
visionsanlauf Widerstände gegen
einzelne Revisionspunkte, die die
vorherige Gesamtvolage zu Fall ge-
bracht hatten, zu vermeiden. Des-
halb wurden die revisionsbedürfti-
gen Punkte beim Neuanlauf zur
KVG-Revision in verschiedene klei-
nere Revisionspakete unterteilt und
in eine Gesamtstrategie verpackt.
Aus diesem Gesamtpaket sind ein-
zelne Reformvorlagen (Gesamtstra-
tegie [04.031], Prämienverbilligung
[04.033]) bereits in Kraft getreten,
währenddem die folgenden Vorla-
gen zurzeit noch vom Parlament be-
raten werden. 

2.4.1 Kostenbeteiligung (04.034; BBl
2004 4361, www.admin.ch/ch/d/
ff/2004/4361.pdf)

Die Eigenverantwortung und da-
mit das Kostenbewusstsein der Ver-
sicherten soll weiter gestärkt und so
die Bemühungen zur Kostendämp-
fung auch auf Seiten der Versicher-
ten weiter geführt werden. Der
Selbstbehalt wird für Erwachsene
von heute 10 % auf neu 20 % der die
Franchise übersteigenden Kosten
erhöht, der Höchstbetrag für den
Selbstbehalt beträgt jedoch weiter-
hin maximal 700 Franken pro Jahr. 

Der Ständerat hat der Vorlage am
21. September 2004 im Sinne des
Vorschlags des Bundesrates zuge-
stimmt, will jedoch den heute auf
Verordnungsstufe festgeschriebe-
nen Höchstbetrag des Selbstbehalts
neu ebenfalls im KVG fixieren. Die
Vorlage liegt bei der SGK-N. Ein In-
krafttreten ist nicht vor 1. Januar
2008 realistisch. 

2.4.2 Spitalfinanzierung (04.061; BBl
2004 5551, www.admin.ch/ch/
d/ff/2004/5551.pdf)

Das heutige duale Finanzierungs-
modell für die stationären Leistun-
gen soll gesetzlich verankert werden
und auf öffentliche wie (bisher nicht
der dualen Finanzierung unterwor-
fene) private Spitäler ausgedehnt
werden. Die Finanzierungsanteile
von Leistungserbringern und Kanto-
nen an Spitalaufenthalte sollen ge-
setzlich auf je 50 % fixiert und künf-
tig die Leistungen (und nicht die
Kosten) stationärer Einrichtungen
finanziert werden (Leistungs- an-
stelle von Objektfinanzierung), um
so die Kosten zu dämpfen und mehr
Kostentransparenz zu schaffen.

Die Neuregelung der Spitalfinan-
zierung war der massgebliche Be-
standteil der 2. KVG-Revision und
wurde vom Bundesrat nach dem
Scheitern der 2. KVG-Revision im
Dezember 2003 wieder aufgenom-
men. Die Vorlage entspricht in wei-
ten Teilen dem damals verworfenen
Vorschlag des Parlamentes.

Die finanzielle Verantwortung
von Kantonen und Krankenver-
sicherern soll durch die gesetzliche
Fixierung hälftiger Finanzierungs-
anteile im KVG geregelt werden.
Weiter sollen private und öffentliche
Spitäler der gleichen Finanzierungs-
regelung unterstellt werden, welche
sich auf Betriebs- und Investitions-
kosten bezieht. Die Tarife sollen
neu leistungsbezogen sein, d.h. im
akutsomatischen Bereich die Ein-
führung von Fallpauschalen. Zudem
soll die kantonale Spitalplanung ge-
stärkt werden und die Kantone zum
Erlass von integralen Spitallisten

verpflichtet werden. So sind Anreize
zur Kostendämpfung zu schaffen. 

Das im September 2005 von der
SGK-S erarbeitete alternative Kon-
zept der Spitalfinanzierung wurde
vom Ständerat zurückgewiesen, um
zuerst eine Vernehmlassung bei den
Kantonen durchzuführen. Aufgrund
der daraus resultierenden (über-
wiegend negativen) Ergebnisse erar-
beitete die Verwaltung eine modifi-
zierte Variante des Bundesratsvor-
schlags, der zur Finanzierung der
stationären Leistungen von öffent-
lichen und privaten Spitälern nun
flächendeckend leistungsbezogene
Pauschalen als Abgeltungsform vor-
sah und eine Kostenaufteilung von
60:40 (Kantone/Krankenversiche-
rer) anstelle des von der SGK-S vor-
geschlagenen Schlüssels von 70:30
für sämtliche Leistungen (ambulant
und stationär). Kantone mit tieferen
Prämien müssen jedoch lediglich
mindestens 45 % (statt 60 %) der
Kosten übernehmen. Gleichzeitig
soll der Risikoausgleich um das Kri-
terium des «erhöhten Krankheitsri-
sikos» ergänzt werden, d.h. dass
beim Risikoausgleich unter den Ver-
sicherern neben Alter und Ge-
schlecht auch eine Hospitalisierung
oder ein Aufenthalt im Pflegeheim
im Vorjahr zu berücksichtigen ist.
Der Ständerat hat diesem Vorschlag
am 8. März 2006 zugestimmt, die
SGK-N hat in der Folge mit der 
artikelweisen Beratung der Vor-
lage begonnen. Ein Inkrafttreten ist 
nicht vor dem 1. Januar 2008 realis-
tisch. 

2.4.3 Neuordnung der Pflegefinanzie-
rung (05.025; BBl 2005 2033,
www.admin.ch/ch/d/ff/2005/2033.
pdf)

Die sozialpolitisch schwierige Si-
tuation bestimmter Gruppen pflege-
bedürftiger Personen soll entschärft
werden. Gleichzeitig soll nur ein
beschränkter Teil der alterbeding-
ten (im Gegensatz zur krankheits-
bedingten) Pflege durch die soziale
Krankenversicherung finanziert wer-
den. 

Soziale Sicherheit CHSS 6/2006 329

Sozialpolitik Entwicklung der Sozialversicherungsgesetzgebung



Die Kostensteigerungen und die
Kostenintransparenz im Pflegebe-
reich haben 1998 dazu geführt, dass
als Übergangslösung zeitlich befris-
tete Rahmentarife für Pflegeleistun-
gen eingeführt wurden. Diese
Zwischenlösung soll nun durch eine
definitive Neuordnung der Pflegefi-
nanzierung abgelöst werden. 

Mit zwei gleichlautenden Motio-
nen («Säule 3c für die Finanzierung
der Pflege im Alter» [06.3274 und
06.3271]) wurde der Bundesrat im
Juni 2006 aufgefordert, eine gesetzli-
che Grundlage für die Einführung
einer steuerbegünstigten Säule 3c zu
schaffen. Damit soll in einem weite-
ren Bereich die Möglichkeit zum
zweckgebundenen, steuerbegünstig-
ten Sparen geschaffen werden, um
später anfallende Pflegekosten (zu
Hause oder im Pflegeheim) zu finan-
zieren. 

Medizinisch bedingte Pflegeleis-
tungen (Behandlungspflege) sollen
nach der Botschaft des Bundesrates
vollumfänglich von der sozialen
Krakenversicherung finanziert wer-
den, währenddem an die Grundpfle-
ge nur ein Beitrag geleistet wird. Die
aus der Beitragsfinanzierung an die
Grundpflege längerfristig resultie-
rende Mehrbelastung der Versicher-
ten wird für bestimmte Personen-
gruppen durch eine neue Kategorie
der Hilflosenentschädigung der AHV
kompensiert, auf die bereits bei
Hilflosigkeit leichten Grades An-
spruch besteht. Bei Pflegebedürfti-
gen im Heim wird die Mehrbelas-
tung dadurch gemildert, dass für die-
se Personen künftig kein Höchstbe-
trag mehr für den Bezug von Ergän-
zungsleistungen gilt. Das KVG wird
um die Begriffe der Grund- und
Behandlungspflege ergänzt und 
der Krankenversicherer verpflich-
tet, mit den Pflegeheimen pauschale
Vergütungen zu vereinbaren (Auf-
hebung der heutigen Kann-Bestim-
mung). Ausserdem sollen sowohl im
Bereich der Gesundheitsförderung
und generellen Prävention (Reduk-
tion von Risikofaktoren für chroni-
sche Erkrankungen und altersspezi-

fischen Pflegebedürftigkeitsrisiken)
als auch der individuellen Präven-
tion (präventive Hausbesuche zur
Risikobeschränkung, Beschränkung
des Behinderungs- und Pflegebe-
dürftigkeitsrisikos bei chronischen
Krankheiten) Anstrengungen im
Hinblick auf die Pflegebedürftigkeit
unternommen werden. Die Pflege-
kosten sollen durch die Pflicht zur
Vereinbarung pauschaler Vergütun-
gen für Pflegeleistungen und durch
konsequente Bedarfsabklärungen
sowie eine Pflegeplanung im Einzel-
fall gedämpft werden. 

Nachdem sich die SGK-S bereits
im August 2005 und am 26. April
2006 mit der Vorlage befasst hatte,
hat sie am 21. August 2006 nun ei-
nen vom bundesrätlichen Vorschlag
abweichenden Vorschlag zur Finan-
zierung der Pflegekosten beschlos-
sen: anstatt zwischen Grund- und
Behandlungspflege zu unterschei-
den, sollen die von der obligatori-
schen Krankenpflegeversicherung
zu vergütenden Pflegekosten vom
Bundesrat bezeichnet und gestützt
darauf nach Pflegebedarf abgestuf-
te Frankenbeträge festgelegt wer-
den. Insgesamt soll die Gesamtbe-
lastung der Krankenversicherer von
heute rund 1,4 Mrd. Franken da-
durch nicht verändert werden. Im
Rahmen der Beratungen der Vor-
lage hat der Ständerat am 19. Sep-
tember 2006 sowohl dem Vorschlag
der SGK-S zugestimmt, den Bei-
trag der Krankenversicherer nach
Pflegebedarf abzustufen und die
Obergrenze für den Anspruch auf
EL-Leistungen anzuheben. Ausser-
dem hat er dem Antrag zuge-
stimmt, dass bereits bei Hilflosig-
keit leichten Grades eine Hilflosen-
entschädigung beansprucht werden
kann. Abweichend von Bundesrat
und SGK-S hat der Ständerat so-
dann beschlossen, dass Physiothe-
rapieleistungen künftig nicht nur
von Ärzten, sondern auch von
Chiropraktoren verschrieben wer-
den dürfen.

Gleichzeitig hat die SGK-S be-
schlossen, das dringliche Bundesge-

setz zum Einfrieren der Pflegetarife
bis Ende 2008 zu verlängern und ei-
ne entsprechende parl. Initiative
eingereicht. Das Inkrafttreten ist
nicht vor dem 1. Januar 2008 realis-
tisch.

2.4.4 Vertragsfreiheit (04.032; BBl 2004
4293, www.admin.ch/ch/d/ff/
2004/4293.pdf)

Der Wettbewerb unter den Leis-
tungserbringern derselben Bran-
chen soll verstärkt werden, um das
Überangebot im ambulanten Be-
reich zu beschränken und so die
Kosten zu dämpfen. Ausserdem soll
das Sanktionssystem des KVG wir-
kungsvoller ausgestaltet werden, um
gegen missbräuchliche Leistungs-
erbringer vorgehen zu können.

Die Räte haben bereits im Rah-
men der 2. KVG-Revision das The-
ma «Vertragsfreiheit» aufgegriffen,
dieses aber mit dem Thema «Mana-
ged care» verbunden. Die Vorschlä-
ge fielen jedoch der Ablehnung der
Gesamtvorlage in der Schlussab-
stimmung zum Opfer. So wurde
auch die Einführung der Vertrags-
freiheit im ambulanten Bereich in
einer eigenen Vorlage weiter bear-
beitet. 

Der Kontrahierungszwang zwi-
schen Krankenversicherern und Leis-
tungserbringern soll im ambulanten
Bereich aufgehoben werden. D.h.
Versicherer und Leistungserbringer
sollen ihren Vertragspartner frei
wählen können, wobei jedoch eine
behördliche Vorgabe bezüglich der
Mindestanzahl der für einen Kanton
notwendigen bzw. zu kontrahieren-
den Leistungserbringer gelten soll.

SGK-N und SGK-S haben be-
schlossen, die Vorlage zur Vertrags-
freiheit zusammen mit derjenigen 
zu «Managed-Care» zu beraten, die
SGK-N will ebenfalls die Vorlage
für eine höhere Kostenbeteiligung,
die der Ständerat in der Herbstses-
sion 2004 verabschiedet hat, mit die-
sen beiden gemeinsam behandeln.
Die Kommissionen haben die Bera-
tungen zu diesen Vorlagen vor den
Sommerferien aufgenommen. An-
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lässlich der weiteren Sitzungen vom
21. und 23. August 2006 hat die
SGK-S jedoch beschlossen, die Vor-
lage zur Vertragsfreiheit zugunsten
der Managed Care-Vorlage zurück-
zustellen. Ein Inkrafttreten der Vor-
lage ist nicht vor dem 1. Januar 2009
realistisch. 

2.4.5 Förderung von Managed Care
(04.062; BBl 2004 5599, www.
admin.ch/ch/d/ff/2004/5599.pdf)

Managed Care-Modelle mit Bud-
getverantwortung und die Ver-
schreibung preisgünstiger Arznei-
mittel sollen gefördert werden, um
die Kosten zu dämpfen. Nach dem
Scheitern der 2. KVG-Revision im
Dezember 2003 wurden die ver-
schiedenen Revisionspunkte in se-
paraten Vorlagen weiter bearbeitet. 

Netzwerke sollen als besondere
Versicherungsform definiert und im
KVG verankert werden. Es handelt
sich dabei um einen Zusammen-
schluss mehrerer Leistungserbrin-
ger, der dazu dient, den Behand-
lungsprozess einer versicherten Per-
son über die gesamte Behandlungs-
dauer hinweg zu koordinieren. Ver-
sorgungsnetze müssen grundsätzlich
den gesamten Leistungsbereich der
sozialen Krankenversicherung an-
bieten. Die Leistungserbringer über-
nehmen dabei Budgetverantwor-
tung. Zur Senkung der Medikamen-
tenkosten werden die Leistungser-
bringer verpflichtet, bei gleich guter
Eignung mehrerer Arzneimittel, ein
preisgünstiges zu verordnen oder
abzugeben. Verschreibt der Leis-
tungserbringer einen Wirkstoff, so

ist ein geeignetes preisgünstiges
Arzneimittel abzugeben.

Am 23. August 2006 ist die SGK-S
auf die Vorlage eingetreten und hat
die Verwaltung mit der Erstellung
eines Berichts für die nächsten Sit-
zungen der Kommission am 12. und
13. September 2006 beauftragt. Da
die Vorlage insgesamt als äusserst
komplex angesehen wird, wird sie
von SGK-S im Oktober 2006 weiter
beraten. Die Behandlung im Stände-
rat ist für die Wintersession 2006
vorgesehen. Ein In-Kraft-Treten ist
nicht vor dem 1. Januar 2009 realis-
tisch. 

Helena Kottmann, lic. iur., wissenschaft-
liche Mitarbeiterin, Finanzierung und Sys-
tementwicklung BV, Geschäftsfeld Alter
und Hinterlassenenvorsorge, BSV.
E-Mail: helena.kottmann@bsv.admin.ch
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familie, generationen und gesellschaft

Einerseits gibt es Kinder, die infolge
eines Geburtsgebrechens geistig be-
hindert sind, und nicht jene Autono-
mie und Selbstständigkeit erreichen
wie dies bei andern Jugendlichen
der Fall ist. Es können lebensläng-
lich Einschränkungen bleiben, die
eine Autonomie erschweren oder
verunmöglichen. Es sind also er-
wachsene Menschen, die dauernd
Betreuung und Pflege benötigen.
Andererseits kann auch im Erwach-
senenalter eine schwere psychische
oder physische  Krankheit auftreten,
die das alltägliche Leben so er-
schwert, dass kein selbstständiges
Wohnen möglich ist. 

Wo verbringen diese Menschen ihr
Leben? Sie können eventuell in der
angestammten Familie bleiben. Frü-
her übernahmen auch Geschwister

solche Betreuungsaufgaben. So
konnte die Übernahme des Hofes
mit der Verpflichtung verbunden
sein, für ein behindertes Geschwister
zu sorgen und voll aufzukommen. In
der Zwischenzeit wurden solche
Verpflichtungen dank AHV und IV
in finanzieller Hinsicht gemildert.

Wenn kein Verbleiben in der eige-
nen Familie möglich ist, kommt es in
vielen Fällen zum Eintritt in ein Be-
hindertenwohnheim, in ein Alters-
und Pflegeheim oder gar in eine
Klinik. Eine Alternative bildet aber
auch eine dauernde Aufnahme in
einer Fremdfamilie wie dies bei
Pflegekindern üblich ist. Aber auch
erwachsene Menschen mit einer
Behinderung oder im hohen Alter
können Aufnahme in einer Fremd-
familie finden. 

Welcher Schutz ist notwendig?

Für alle diese betreuten Personen
ist unabhängig vom Alter ein gewis-
ser Schutz erwünscht und sogar not-
wendig. Für die Kinder ist dies mit
der Pflegekinderregelung schon lan-
ge der Fall.  Es wäre zu überlegen,
ob die ZGB-Regelung zum Beispiel
im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung des neuen Erwachsenenschutz-
rechtes erweitert werden könnte
(BBl 2006 S. 7001 ff.). Im Gegensatz
zur heutigen Pflegekinderregelung
würde die Regelung aber nur für
nicht verwandte Personen gelten.
Denn niemand würde verstehen,
wenn für die Betreuung des Lebens-
partners oder der Lebenspartnerin
oder für die Pflege des eigenen
Vaters eine staatliche Bewilligung
erforderlich wäre. Gleiches gilt
zweifellos auch für Grosseltern
gegenüber ihren Grosskindern. Der
Gesetzesartikel könnte wie folgt ge-
fasst werden:

Bei einer solchen Regelung sollte
die Prävention und nicht die Sank-
tion im Vordergrund stehen. Das
heisst, dass seitens der Vermitt-
lungsstelle bereits bei Beginn der

Familie, Generationen und Gesellschaft Private Pflege- und Betreuungsangebote
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Wenn Erwachsene 
Schutz und Betreuung brauchen

Die Pflegekinderaufsicht besteht nach der Pflegekinderverordnung bis
zum 15. Altersjahr. Warum diese Grenze? Mündigkeit beginnt erst mit
18 Jahren. Vielleicht gibt es einen Zusammenhang mit der religiösen
Erziehung, nach der ein Kind ab 16 selbstständig über sein religiöses
Bekenntnis bestimmen kann (Art. 303 Abs. 3 ZGB)? Von diesem Alter an
hat ein Kind eine solche Selbstständigkeit, dass ein spezieller Schutz
nicht mehr erforderlich ist. Diese Annahme ist bei einer normalen Ent-
wicklung sicher zutreffend und nachvollziehbar.

François Huber
Bereich Kinder-, Jugend und Altersfragen, BSV

Art. XXX
1 Wer gegen Entgelt nicht verwand-

te Kinder oder Erwachsene für
Betreuung und Pflege aufnimmt,
bedarf einer Bewilligung der Er-
wachsenenschutzbehörde oder ei-
ner andern vom kantonalen Recht
bezeichneten Stelle und steht un-
ter deren Aufsicht. 

2 Der Bundesrat erlässt Ausfüh-
rungsvorschriften.



Betreuung und Pflege in einer Fami-
lie auf qualitativ und emotional gute
Bedingungen zu achten wäre. Zu-
dem wären die Betreuungs- und
Pflegefamilien regelmässig zu be-
suchen und für die Teilnahme an
Weiterbildungen wie Erfahrungs-
austausch zu motivieren. Eine Art
Notfallnummer gäbe ihnen auch die
Möglichkeit, sich in einer schwieri-
gen Situation oder bei einer plötz-
lich auftretenden Krise an eine
Fachstelle zu wenden, die auch in
der Lage wäre, eine kurzfristige
Umplatzierung vorzunehmen oder
einen Kriseninterventionsplatz an-
zubieten. Die Organisation müsste
aber auch die Kompetenz haben,
eine Platzierung nicht zu bewilligen
oder eine erteilte Bewilligung zu
entziehen.

Solche Organisationen könnten
auch Wochenend- und Ferienpro-
gramme anbieten, damit die Fami-

lien etwas Abstand gewinnen könn-
ten und die betreuten Personen, so
zum Beispiel Personen mit einer
geistigen Behinderung, etwas Ab-
wechslung erleben könnten. Bei sol-
chen Gelegenheiten würden auch
Probleme zum Vorschein kommen
und die betreuende Organisation
könnte den auftauchenden Fragen
nachgehen. 

Bei älteren Menschen in Familien-
pflege kämen Aufenthalte in Tages-
heimen oder Ferienaufenthalte in
einem Erholungs- oder Pflegeheim
in Frage.  

Welche Stelle würde die beschrie-
bene Aufgabe übernehmen? Schon
heute gibt es Organisationen, die
Plätze vermitteln und auch entspre-
chende Verantwortung tragen. Zu
nennen sind die Ökonomische Ge-
sellschaft des Kantons Bern (www.
ogg.ch), die Stiftung Landwirtschaft
und Behinderte (www.lub.ch) mit

Sitz in Brugg, einzelne kantonale
Pro-Senectute-Stellen wie sicher
auch weitere Organisationen. 

Der Bundesrat hätte auch die
Interkantonalität zu regeln. Zu
überlegen wäre, ob die Vermitt-
lungsorganisationen  von einer Bun-
desstelle, von einem interkantona-
len Gremium (z.B. Sozialdirekto-
renkonferenz) oder vom Standort-
kanton der Organisation zu beauf-
sichtigen wäre. Wichtig wäre dabei
eine Regelung, die die Tätigkeit in
allen Kantonen ermöglichen würde
und nach der eine einzige und um-
fassende Aufsichtsstelle pro Organi-
sation bestände. 

François Huber, lic. phil., Bereich Kinder-,
Jugend- und Altersfragen, Geschäftsfeld
Familie, Generationen und Gesellschaft,
BSV. E-Mail: francois. huber@bsv.admin.ch
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familie, generationen und gesellschaft

An der Ausstellung der interkultu-
rellen Schriftbilder in Solothurn,
einem Gemeinschaftsprojekt der
Interkulturellen Kreativwerkstatt
Solothurn und Workcamp Switzer-
land, gab es Bilder von 15 Studentin-
nen und Studenten aus zwölf Natio-
nen zu sehen. Kulturaustausch wur-
de gross geschrieben. Es lohnte sich,
einen Blick über den eigenen Teller-
rand zu werfen, denn Kunst ist nicht
nur von Kultur zu Kultur verschie-
den, sondern auch von Mensch zu
Mensch. Die Kunstschaffenden wa-
ren offen für den Dialog. Zum Bei-
spiel Vickie Wood aus England: 

Was wolltest du mit diesem Bild
ausdrücken? 

Ich arbeitete mit Studentinnen
und Studenten aus Solothurn und
zeigte ihnen verschiedene Techni-
ken und Werkzeuge, zum Beispiel,
wie man mit dem Spachtel arbeitet
oder wie man bestimmte Farben
hervorhebt und vermischt. Dieses
Bild ist ein Übungsexemplar. Ich ha-
be es so gemalt, wie es mir gefällt
und dabei die Farben miteinander
vermischt und sie spielen lassen. 

Wie war das mit der sprachlichen
Verständigung zwischen euch? 

Alle können ja ein bisschen Eng-
lisch sprechen, die einen mehr und
die anderen weniger. Körpersprache

war aber doch sehr wichtig. Auch
über unsere Bilder haben wir uns
unterhalten. Wenn man jemandem
ein Bild zeigt, das man soeben zu
Ende gemalt hat, weiss dieser, wie
du fühlst und an seiner Reaktion er-
kennst du, wie es auf ihn wirkt und
ob es ihm gefällt. 

Auch Maria Padro Casas aus
Spanien war offen für ein Interview:

Ist es möglich von der Kunst zu
leben? 

Möglich ist es. Schwierig auch.
Sehr schwierig sogar. Ich selbst kann
nicht nur, aber auch, von der Kunst
leben. Das gefällt mir. 

Was sehe ich auf diesem Bild? 
Das Leben und den Tod. Leben

steht auf Serbisch und Tod auf Slo-
wakisch. An diesem Bild habe nicht
nur ich gearbeitet, da haben viele et-
was dazu beigetragen. Das Bild wur-
de, ob man es glaubt oder nicht, nur
mit drei Farben gemalt. 

Ich mag keine homogene Farb-
masse. Farben sind meiner Meinung
nach schöner, wenn sie erst auf dem
Blatt vermischt werden und nicht
bereits zuvor mit einem Pinsel. In
der grossen Welt der Kunst hat eben
jeder seinen eigenen Geschmack. 

Kim Hyei-Soo aus Südkorea ist
beispielsweise fasziniert von Bewe-
gung und vom Leben: 

Was hat dich zu diesem Bild
inspiriert? 

Ich ging durch die Strassen und
sah einen Baum. Er erholte sich vom
Winter und begann zu spriessen. Für
mich bedeutet das Leben Auferste-
hung und Vergänglichkeit. Ich habe
es «spring is gone» genannt. Es ist
der Moment, in dem es langsam
richtig beginnt zu blühen. Der Mo-
ment, wo sich das Leben entfaltet
und in alle Richtungen strebt. 

Wie hat dir dieses Projekt gefallen? 
Anfangs war ich traurig. Ich fühlte

mich alleine und konnte nur schlecht
Kontakte knüpfen. Dadurch, dass
ich nur wenig Englisch spreche, war
ich im Nachteil. Doch mit der Zeit
wurde die Sprache immer unwichti-
ger. Wir lernten uns auf andere
Weise auszudrücken, etwa mit Ges-
tik und Mimik. Auch Musik und
Kunst machten wir zu unseren Kom-
munikationsmitteln. Es war und ist
ein sehr schönes Erlebnis. Wunder-
voll, wie sich Menschen, die so ver-
schieden sind, respektieren und eine
gute Zeit verbringen können. 

Während der zweiwöchigen Zu-
sammenkunft haben nicht nur 
die angereisten Künstlerinnen und
Künstler zu Farbtube und Pinsel ge-
griffen. Auch die Organisation
konnte nicht widerstehen. So etwa
Rico Engesser aus der Schweiz, der
für das Geschehen im Hintergrund
verantwortlich war. Sein einziges
Bild zeigt das Wort «unmöglich», in
den einzelnen Buchstaben findet
sich das Wort «Endeffekt»: 

Familie, Generationen und Gesellschaft Europaratskampagne «alle anders – alle gleich»
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Austausch von Kunst, Kultur, Gedanken 
und Gefühlen

Was malt eine Koreanerin wenn sie an Nikotinsucht denkt? Oder wie
zeichnet eine Engländerin Bewegung? Ein Besuch in der Ausstellung
interkultureller Schriftbilder in Solothurn, die im Rahmen der
Europaratskampagne «alle anders – alle gleich» stattgefunden hat.

Lailo Sadeghi
Tink.ch



Was wolltest du mit diesem Bild
ausdrücken? 

Es ist auf zwischenmenschliche
Beziehungen bezogen. Jeder Mensch
hat seine eigene Sichtweise der Din-
ge und ist ein Individuum. Wenn
man aber jemandem ganz tief in die
Augen blickt, erkennt man im End-
effekt, dass es doch eine Sache der
Unmöglichkeit ist, dies in irgend-
einer Weise zu ergründen. Ich weiss
nicht, ob es mir gut gelungen ist, dies

auszudrücken. Ich bin eben Ger-
manistikstudent und nicht Künstler. 

Wie wichtig ist Kunst? 
Sehr wichtig. Kunst ist, egal in

welcher Ausdrucksform, eine Mög-
lichkeit, Gefühle und Gedanken zu
verarbeiten. All die Gefühle, welche
man in sich trägt, müssen raus. Im ei-
genen Körper, in der eigenen Seele,
wird nichts Gutes daraus. Mir gefällt
es nicht, dass die Kunstschaffenden

immer so belächelt werden, nach
dem Motto» «Ja, ja, das ist halt ein
Künstler.» Es ist schade, dass sie
nicht so richtig in die Gesellschaft
integriert sind, aber vielleicht brau-
chen sie das ja auch.

In unserer Gesellschaft, wo sich
eigentlich niemand für die Gefühle
und Gedanken des Gegenübers
interessiert, ist die Kunst eine der
letzten Möglichkeiten, zu erfahren,
was sich in Köpfen anderer Men-
schen abspielt. Hierbei ist es egal, ob
man die Kunst versteht. Man nimmt
sie einfach wahr. Und ob bewusst
oder unbewusst, die Energie und die
Gedankenkraft, die in ein Werk ge-
steckt wurde, kommen rüber. Man
muss sich der Kunst nur ein kleines
Stück öffnen und dafür wahrlich
kein Kunstexperte oder Kulturkriti-
ker sein. Kunst ist eine Belohnung
für unsere Gesellschaft. Eine Beloh-
nung, die sie gar nicht unbedingt
verdient hätte.

Lailo Sadeghi, Reporter Tink.ch, Mossee-
dorf. E-Mail: lailo.sadeghi@tink.ch
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Mit Kunst dem Rassismus vorbeugen

Jugendliche verschiedener Ethnien im Raum Solothurn gestalteten während
eines zweiwöchigen Workshops interkulturelle Schriftbilder. Die Gruppe
bestand aus 20 Jugendlichen aus dem Raum Solothurn und 15 Jugendlichen,
die aus dem übrigen Europa, Asien und Afrika stammten. Die Jugendlichen
setzten sich in einem Workshop mit dem Thema «Rassismus» auseinander.
Ein Film mit dem Thema der Begegnung diente dabei als Diskussionsgrund-
lage. Durch das Projekt sollte das Potenzial gesenkt werden, dass rassisti-
sches Gedankengut Verbreitung findet. Geplant und durchgeführt wurde
der Workshop von der interkulturellen Kreativwerkstatt sowie Workcamp
Switzerland.



invalidenversicherung

Aufsicht durch das BSV

Der Gesetzgeber hat den Bund
mit der Aufsicht über die von den
IV-Stellen wahrgenommene Durch-
führung der Invalidenversicherung
betraut. Die Bundesaufsichtskom-
petenz ist zweigliedrig und umfasst
auf der einen Seite die materielle
Aufsicht über die Durchführung des
Gesetzes durch die IV-Stellen; mit
der Kontrolle der Gesetzmässigkeit
von Entscheiden gewährleistet die
materielle Aufsicht die gesetzes-
konforme Rechtsanwendung im
Einzelfall. Auf der anderen Seite
übt der Bund die administrative
und finanzielle Aufsicht über die
IV-Stellen aus, um die bestmögliche
Umsetzung des Versicherungs-
zwecks durch die IV-Stellen sicher-
zustellen und dafür zu sorgen, dass
die IV-Stellen ihre Ressourcen und

Leistungen möglichst effektiv und
effizient einsetzen. 

Bisher umfasste die Bundesauf-
sicht verschiedene Instrumente, die
nur teilweise integriert und demzu-
folge lückenhaft waren. Dies hat ein
Bericht der Geschäftsprüfungskom-
mission des Ständerates aus dem Jahr
2005 aufgezeigt1. Mit der 5. IV-Revi-
sion soll die Aufsicht nun verstärkt
werden. Dazu wurden die diesbezüg-
lichen Bundeskompetenzen im Ge-
setz ergänzt und näher umschrieben.
Das BSV entwickelte ausserdem eine
Gesamtaufsichtsstrategie mit zeitge-
mässen und kohärenten Führungs-,
Steuerungs- und Kontrollinstrumen-
ten. Geplant ist eine schrittweise Ein-
führung dieser Instrumente (Qua-
litätsmanagement, Audits, usw.). Das
BSV setzt zunächst auf die Ein-
führung einer wirkungsorientierten
Steuerung der IV-Stellen. 

Die Grundsätze der wirkungs-
orientierten Steuerung

Der Gesetzgeber hat für das
Bundesgesetz über die Invalidenver-
sicherung strategische Ziele gesetzt.
Diese sind besser bekannt unter
dem allgemeinen Grundsatz «Ein-
gliederung vor Rente». Der Bund ist
als letzte Instanz für die gesetzes-
konforme Durchführung verant-
wortlich und muss in dieser Funk-
tion die IV-Stellen so steuern, dass
sie ihre Ziele bestmöglich erfüllen
können. Die wirkungsorientierte
Steuerung2 ist die Konkretisierung
dieser Bundeskompetenz: Sie um-
schreibt die Zielerwartungen der
IV-Stellen, setzt sie in messbare In-
dikatoren um und beurteilt die von
den IV-Stellen erzielten Wirkungen,
indem diese den Zielerwartungen
gegenübergestellt werden. Schliess-
lich beinhaltet der Steuerungspro-
zess auch Lösungsmassnahmen, soll-
ten die erwarteten Wirkungen nicht
erreicht werden. Verglichen mit den
klassischen Aufsichtsinstrumenten
zeichnet sich die wirkungsorientier-
te Steuerung dadurch aus, dass sie
die Rolle des Bundes in Bezug auf
die Definition klarer Zielsetzungen
verstärkt. Gleichzeitig verfügt der

Invalidenversicherung Steuerung der IV-Stellen
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Neues Steuerungssystem für die IV-Stellen

Im Rahmen der laufenden 5. IV-Revision hat sich der Bundesrat die Opti-
mierung und Harmonisierung des IV-Vollzugs zum Ziel gesetzt.Dazu soll die
vom Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) ausgeübte Aufsicht über
die IV-Stellen verschärft werden.Als erste Massnahme führt das BSV auf
den 1. Januar 2007 eine wirkungsorientierte Steuerung der IV-Stellen ein.

Véronique Merckx
Geschäftsfeld Invalidenversicherung, BSV

1 Geschäftsprüfungskommission des Stände-
rats, 2005, Rentenwachstum in der Invaliden-
versicherung: Überblick über die Faktoren des
Rentenwachstums und die Rolle des Bundes.
Bericht der Geschäftsprüfungskommission
des Ständerats vom 19. August 2005, Bern.

2 Man unterscheidet zwischen zwei Steue-
rungsarten: einer organisatorischen und/
oder strukturellen Steuerung der IV-Stellen
oder einer wirkungsorientierten Steuerung.
Nähere Informationen zu den Vor- und Nach-
teilen der beiden Möglichkeiten enthält die
von den kantonalen Ausgleichskassen in Auf-
trag gegebene Studie (Kuno Schedler & Isa-
bella Proeller, 2004, Gutachten AHV/IV – Wir-
kungsorientierter Vollzug, Institut für Öffent-
liche Dienstleistungen und Tourismus, St.Gal-
len). Die Experten kommen zum Schluss, dass
eine wirkungsorientierte Steuerung die ge-
eignete Lösung sei.



Bund jetzt über ein geeignetes In-
strument, um die IV-Stellen anzu-
spornen, die gesteckten Ziele zu er-
reichen, indem sie eine höhere Er-
gebnisverantwortung übernehmen,
aber auch mehr Handlungsspiel-
raum bei der Umsetzung der Leis-
tungen und der Verwaltung ihrer
Ressourcen erhalten. Die Einhal-
tung der gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen wird natürlich für die
Zielerreichung vorausgesetzt. 

Wirkungsorientierte Steue-
rung in der IV: Ergebniserwar-
tungen und Erfolgsmessung

Die Umsetzung der wirkungs-
orientierten Steuerung erfolgte im
Rahmen eines gemeinsamen Pro-
jekts mit Vertretern des BSV und
der IV-Stellen3. Zunächst ging es da-
rum, dem Willen des Gesetzgebers
entsprechend die Ziele und Ergeb-
niserwartungen der IV-Stellen nä-
her festzulegen4: 
• Förderung der beruflichen Integra-

tion invalider Personen. Durch die
Erhaltung und Wiederherstellung

der Erwerbsfähigkeit von invali-
den Personen und die berufliche
Integration in den ersten Arbeits-
markt sollen möglichst viele Ren-
ten verhindert werden. Es soll da-
durch auch erreicht werden, dass
die Versicherten ihren Existenz-
bedarf selbst decken können und
die Versicherung damit finanziell
entlastet wird. Das Ziel der beruf-
lichen Integration ist dann er-
reicht, wenn bei möglichst vielen
invaliden bzw. anspruchsberech-
tigten Personen die Erwerbsfähig-
keit möglichst rasch und dauerhaft
wiederhergestellt wird und da-
durch in der Folge weniger Perso-
nen invalid sind oder werden. 

• Verhinderung von Invalidität. Die
IV-Stellen treffen Massnahmen
zur Verhinderung des Stellenver-
lusts infolge gesundheitlicher Be-
einträchtigung bzw. Erwerbsunfä-
higkeit. Das Ziel der Invaliditäts-
vorbeugung ist dann erreicht,
wenn erwerbsunfähige oder ge-
sundheitlich beeinträchtigte Per-
sonen mit gefährdetem Arbeits-
platz frühzeitig erkannt werden
und der Verlust des Arbeitsplat-
zes verhindert werden kann.

• Ausrichtung von Leistungen. Bei
Invalidität bzw. Hilflosigkeit rich-
tet die Versicherung Leistungen
nach den gesetzlichen Bestim-
mungen aus. Wer Anspruch auf
eine Leistung hat, soll diese erhal-
ten. Wer keinen Anspruch hat,
soll die Leistung nicht erhalten.
Das Ziel ist dann erreicht, wenn
einerseits möglichst wenige Perso-
nen ungerechtfertigterweise eine
Leistung der Invalidenversiche-
rung erhalten und andererseits
möglichst wenigen Personen eine
berechtigte Leistung verweigert
wird. Die Ansprüche sollten so
rasch als möglich geklärt werden. 
Der zweite Schritt bestand darin,

diese Ziele messbar zu machen. Die
dafür vorgesehenen Indikatoren
widerspiegeln die Zielerwartungen
an die IV-Stellen und beinhalten die
wichtigsten Aufgaben der IV-Stel-
len (siehe Grafik). Dadurch wird die
Messbarkeit der Wirkungsziele je-
der IV-Stelle gewährleistet. Bei der
beruflichen Integration werden vor
allem der Eingliederungserfolg und
die dadurch verursachten Kosten ge-
messen. Bei den IV-Renten erfassen
die Indikatoren die Durchlaufzeiten
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3 Externe Experten haben die Machbarkeit
einer wirkungsorientierten Steuerung vor-
gängig untersucht (Marcel Egger & Isabella
Proeller, 2004, Machbarkeitsstudie Wirkungs-
modell der Invalidenversicherung (IV), Egger
Dreher & Partner und Institut für Öffentliche
Dienstleistungen und Tourismus, Bern und 
St. Gallen). Die Experten sprachen sich für ei-
ne solche Lösung aus und haben ein erstes
als Arbeitsgrundlage dienendes Steuerungs-
system skizziert.

4 Die Versicherung verfolgt noch ein weiteres
strategisches Ziel, nämlich die soziale Inte-
gration invalider Personen. Dafür sind aber
nicht prioritär die IV-Stellen zuständig, son-
dern beispielsweise Organisationen der pri-
vaten Invalidenhilfe. Diese Zielsetzung wird
deshalb hier nicht weiter beleuchtet.

5 Der Indikator Rentenquote berücksichtigt
auch den Einfluss exogener Faktoren auf die
Wirkungen der IV-Stellen: Die Unterschiede
bei den Ergebnissen der einzelnen IV-Stellen
sind teilweise auf wirtschaftliche und soziale
Faktoren zurückzuführen, auf die die IV-Stel-
len keinen Einfluss nehmen können. Solche
Faktoren können unter anderem die Bevöl-
kerungszusammensetzung oder die Wirt-
schaftsstruktur des Kantons sein (z.B. Ge-
wicht der Baubranche im betroffenen Kan-
ton). Ein dafür entwickeltes ökonometrisches
Modell soll den Einfluss exogener Faktoren
auf die IV-Stellen messen.

Hauptprozesse der IV und Indikatoren des Steuerungssystems
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für Rentengesuche und die Quote
der Rentenzusprachen. Das Indika-
torensystem misst auch die Qualität
der Abklärung und hängige Fälle.

Die Wirkungen jeder IV-Stelle
werden vierteljährlich gemessen.
Als Vergleichsgrösse dient der

Durchschnitt aller IV-Stellen5. Sind
die Leistungen einer IV-Stelle nicht
ausreichend, führt das BSV eine
Standortbestimmung durch und ent-
scheidet gemeinsam mit der betrof-
fenen IV-Stellen über mögliche Op-
timierungsmassnahmen.

Das BSV führt die wirkungsorien-
tierte Steuerung auf den 1. Januar
2007 ein. 

Véronique Merckx, dipl. écon. et fin., lic. sc.
pol., Bereich Subventionen und Controlling,
Geschäftsfeld Invalidenversicherung, BSV.
E-Mail: veronique.merckx@bsv.admin.ch

Invalidenversicherung Steuerung der IV-Stellen
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parlament

Invalidenversicherung

06.3518 – Interpellation Bruderer
Pascale, 5.10.06:
Qualität von ärztlichen Gutachten
für die Invalidenversicherung 

Nationalrätin Pascale Bruderer
(SP, AG) hat folgende Interpella-
tion eingereicht:

«Der Bundesrat wird um die Beant-
wortung folgender Fragen gebeten:
1. Wie viele private Gutachter-

Institute erhalten von der IV
Aufträge?

2. Wer ist für die Auswahl der
Gutachter-Institute zuständig
und welche qualitativen Krite-
rien gelten für die Zulassung als
Gutachter-Institut?

3. Wie viele Gutachten erstellen
die einzelnen Gutachterstellen
jährlich?

4. Welcher jährliche Umsatz wird
von den einzelnen Gutachter-
stellen durch die Gutachtener-
stellung generiert? 

5. In Instituten, die sich als unab-
hängig und neutral bezeichnen,
arbeiten mitunter Vertrauens-
ärzte diverser Privatversicherun-
gen. Ist er ebenfalls der Mei-
nung, dass dadurch Unabhängig-
keit und Neutralität in Frage ge-
stellt werden?

6. Ist er diesbezüglich bereit, von
den Gutachterstellen vollstän-
dige Transparenz zu fordern? 

7. Wie wird gewährleistet, dass
Gutachter-Institute, die finan-
ziell von Aufträgen der Versi-
cherungen abhängig sind, neu-
trale Expertisen erstellen und
die Versicherten nicht benach-
teiligen?

8. Wie wird gewährleistet, dass ab-
weichende Meinungen von Un-
tergutachtern nicht unterschla-
gen werden? 

9. Welche Regelung gilt für den
Umgang mit abweichenden Be-
urteilungen in Untergutachen?

10. Welche – überprüfbaren – Qua-
litätsanforderungen gelten für
die Abfassung von IV-Gutach-
ten allgemein? 

11. Gibt es standardisierte, nach-
vollziehbare Kriterien für die
Beurteilung der Arbeitsfähigkeit
(einschliesslich psychische Be-
hinderungen)? Wenn ja, wie
sehen diese aus?

Begründung
In schwierigen medizinischen Fällen
gibt die Invalidenversicherung oder
eine andere Versicherung Gutach-
ten bei Gutachter-Instituten in Auf-
trag. In der Regel geht es dabei um
die Beurteilung der Arbeitsunfähig-
keit. Die Institute lassen den betref-
fenden Patienten von Spezialisten
untersuchen und stellen gestützt auf
deren Berichte ein Schlussgutachten
zusammen, das Grundlage für die
Berechnung des Versicherungsan-
spruches durch die Versicherung bil-
det. 

In den Sendungen des Kassen-
sturz vom 19. und 26. September
2006 wurde der Vorwurf erhoben,
dass beim Ärztlichen Begutach-
tungsinstitut (ABI) in Basel in zwei
Fällen im Schlussgutachten der
Grad der Arbeitsfähigkeit manipu-
liert worden war. Das Institut hatte
die Arbeitsfähigkeit in Abweichung
von den Angaben der Untergutach-
ter höher eingestuft, ohne mit diesen
Rücksprache zu nehmen.»

Stand der Beratung: Im Plenum
noch nicht behandelt

06.3572 – Interpellation Humbel
Näf Ruth, 5.10.2006:
Kostenverlagerung bei der Finanz-
ierung von Behindertenheimen 

Nationalrätin Ruth Humbel Näf
(CVP, AG) hat folgende Interpella-
tion eingereicht:

«Im Rahmen der Neugestaltung
des Finanzausgleichs (NFA) wird
die Zuständigkeit für die Finan-
zierung der Behindertenheime von
der IV an die Kantone übertragen.
Einzelne Kantone haben inzwischen
solche Institutionen auf die Pflege-
heimliste aufgenommen. In diesem
Zusammenhang bitte ich den Bun-
desrat folgende Fragen zu beantwor-
ten:

1. Kennt er die angesprochene Pro-
blematik und wie beurteilt er das
Vorgehen der Kantone, die Fi-
nanzierung von Behindertenhei-
men auf Dritte, auf die Kranken-
versicherer abzuschieben?

2. Welche Auswirkungen haben
diese Massnahmen auf die Be-
wohner und Bewohnerinnen der
betroffenen Institutionen? 

3. Mit welchen Mehrkosten für die
obligatorische Krankenpflege-
versicherung und damit für die
Prämienzahlenden müsste ge-
rechnet werden, wenn die Kan-
tone diese Praxis weiterführen?
4. Mit welchen Massnahmen ge-
denkt er dieser Entwicklung der
Kostenverlagerung Einhalt zu
gebieten?

Begründung
Im Rahmen der Ausführungs-
gesetzgebung der NFA werden die
kollektiven IV-Leistungen neu im
Bundesgesetz über die Institutionen
zur Förderung der Eingliederung
von invaliden Personen (IFEG) ge-
regelt. Bisher war die IV für kollek-
tive Leistungen an Institutionen –
2003 waren es rund 1,8 Milliarden
Franken – aufgekommen. Mit der
NFA und dem IFEG wird die fach-
liche und finanzielle Verantwortung
für die Eingliederung invalider Men-
schen neu den Kantonen übertra-
gen. Dabei werden die Kantone ver-
pflichtet, ein bedarfsgerechtes An-
gebot an Institutionen und die ent-
sprechende Finanzierung zu ge-
währleisten. 

Die Globalbilanz aus dem Über-
gang zur NFA sollte für den Bund
und für die Gesamtheit der Kantone
ausgeglichen sein. Kantone dürfen
die Finanzierung von neuen Aufga-
ben aus der NFA nicht auf Dritte ab-
schieben. Genau diese Absicht ver-
folgen indes gewisse Kantone bei
der Finanzierung der Behinderten-
heime, indem sie Behindertenheime
auf die Pflegeheimlisten setzen und
damit die Ausgaben auf die obliga-
torische Krankenpflegeversicherung
(OKP) abwälzen. Würde sich diese
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Tendenz durchsetzen, wäre mit ei-
nem Kostenschub auf die Kranken-
versicherer und auf die Prämienzah-
lenden zu rechnen. Eine solche Aus-
wirkung war sicher nicht Ziel der
NFA und der Folgegesetzgebung.
Allfällige Gesetzeslücken, welche
diese nicht gewünschte Kostenverla-
gerung der Kantone zu Lasten der
OKP ermöglichen, sind zu behe-
ben.»

Stand der Beratung: Im Plenum
noch nicht behandelt

Gleichstellung

06.3628 – Postulat Leutenegger
Oberholzer Susanne, 6.10.06:
2007: Jahr der Chancengleichheit 

Nationalrätin Susanne Leuteneg-
ger Oberholzer (SP, BL) hat folgen-
des Postulat eingereicht:

«Der Bundesrat wird beauftragt
zu prüfen, ob im Anschluss an den
Beschluss der Europäischen Kom-
mission das Jahr 2007 zum Jahr der
Chancengleichheit zu erklären sei
und dafür eine aktive Kampagne ge-
führt werden soll. Damit soll die
Chancengleichheit für alle gefördert
und jede Form der Diskriminierung
aktiv bekämpft werden. Als zentrale
Themen werden vorgeschlagen:
• Die Chancengleicheit für Jugend-

liche, insbesondere auf dem Ar-
beitsmarkt und in der Bildung/
Ausbildung;

• Die Durchsetzung der gleichen
Rechte für Frau und Mann;

• Die gleichberechtigte gesellschaft-
liche Teilhabe aller Schichten und
Klassen, insbesondere mit einer
aktiven Bekämpfung der Armut;

• Der Einsatz für eine Gesellschaft
der gegenseitigen Achtung und
Toleranz insbesonders auch ge-
genüber den Ausländerinnen und
Ausländern. 

Begründung
Mit einer koordinierten Kampagne
in der Schweiz und in der EU lassen
sich für die Schweiz als kleines Land
wichtige Synergien in der Öffent-

lichkeitswirkung erzielen. Ziel der
konzertierten Aktion der Europäi-
schen Kommission ist die Förderung
der Chancengleichheit und Nichtdis-
kriminierung in den Mitgliedslän-
dern der EU. Dabei sollen alle For-
men der Diskriminierung bekämpft,
die Chancengleicheit für alle geför-
dert und die Vielfalt und Toleranz
als positive Werte vermittelt wer-
den. Die Geschlechterdimension
wird im Kontext des Europäischen
Jahres und der Antidiskriminie-
rungsstrategie ebenfalls behandelt.
Dies ergänzt die spezifischen Bemü-
hungen der EU zur Gleichstellung
der Geschlechter und gegen Dis-
kriminierung aufgrund des Ge-
schlechts. 

Die Grundrechte, die Nichtdiskri-
minierung und die Chancengleich-
heit müssen auch die gesellschafts-
politischen Schlüsselprioritäten der
Schweiz sein. In der Schweiz besteht
in Bezug auf die Durchsetzung der
Chancengleichheit grosser Hand-
lungsbedarf. Das gilt insbesondere
für die Erwerbs- und Bildungschan-
cen der Jugendlichen, die wirtschaft-
liche Gleichstellung der Frauen und
die soziale Integration der tieferen
Einkommensschichten. Ein wichti-
ges Aktionsfeld ist im Weiteren die
gesellschaftliche Integration der
Ausländerinnen und Ausländer.»

Stand der Beratung: Im Plenum
noch nicht behandelt 

Familienfragen

06.3522 – Interpellation Wäfler
Markus, 5.10.06:
Abbau von administrativen
Hindernissen für die Errichtung von
privaten Kindertagesstätten 

Nationalrat Markus Wäfler (EDU,
ZH) hat folgende Interpellation ein-
gereicht:

«Ich ersuche den Bundesrat um
Klärung und Stellungnahme zu fol-
genden Fragen:
• Bei der Errichtung von Einrich-

tungen für die familienexterne
Kinderbetreuung wie z.B. Kinder-

horte, Kindertagesstätten usw. mit
öffentlicher oder privater Träger-
schaft und Finanzierung gibt das
Bundesrecht den Kantonen die
Kompetenz, verbindliche Normen
für die Einrichtung und den Be-
trieb solcher Einrichtungen zu
erlassen. In der Praxis werden da-
durch insbesondere private Initia-
tiven für die Errichtung solcher
Kinderbetreuungseinrichtungen
torpediert, weil z.B. die verfüg-
baren Raumflächen oder Fenster-
flächen nicht den kantonalen z.T.
überrissenen Normen entspre-
chen, oder die zur Verfügung ste-
henden Betreuungspersonen nicht
die verlangten Diplome vorweisen
können. Dadurch werden eigent-
lich erwünschte kostengünstige
Kinderbetreuungsangebote durch
überrissene staatliche Vorschrif-
ten verhindert. Möglich sind da-
mit nur Sozialnormen konforme,
entsprechend teure Kinderbetreu-
ungseinrichtungen, welche nur
von Eltern mit entsprechend ho-
hen Einkommen genutzt werden
können. Notwendig sind aber vor-
ab kostengünstige Kinderbetreu-
ungseinrichtungen für Eltern mit
niedrigeren Einkommen.

• Ist er nicht auch der Ansicht, dass
angesichts des Bedarfes an kos-
tengünstigen, Kinderbetreuungs-
einrichtungen die Errichtung und
der Betrieb solcher Institutionen
nicht durch überrissene Normen
einer zumindest fragwürdigen
kantonalen Sozialadministration
behindert werden darf?

• Ist er bereit, eine Beschränkung
des kantonalen Sozialnormen-
wildwuchses im Bereich der Er-
richtung und des Betriebes von
Kinderbetreuungseinrichtungen
mit privater oder öffentlicher Trä-
gerschaft vorzunehmen, um die
heutige administrative Verhinde-
rung von privaten Initativen in
diesem Bereich zu reduzieren
oder abzuschaffen. Dies, indem
auf Bundesebene die Bedingun-
gen an die Errichtung und den Be-
trieb von Kinderbetreuungsein-
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richtungen abschliessend festge-
legt werden, z.B. auf die vorgängi-
ge schriftliche Dokumentierung
der Finanzierung, der Haftungs-
und Versicherungsregelung, der
ethischen, religiösen und päda-
gogischen Erziehungsgrundsätze,
der personellen Organisation, Zu-
ständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten?»
Stand der Beratung: Im Plenum

noch nicht behandelt

Sozialpolitik / Arbeitsmarkt

06.3603 – Postulat Zisyadis Josef,
6.10.06:
Bericht über die Sozial- und
Solidarwirtschaft 

Nationalrat Josef Zisyadis (PDA,
VD) hat folgendes Postulat einge-
reicht:

«Der Bundesrat wird beauftragt,
einen Bericht über die Sozial- und
Solidarwirtschaft in der Schweiz vor-
zulegen. Der Bericht soll die beste-
hende Situation, die Zahl der betrof-
fenen Arbeitsplätze, eine genaue
Typologie der betroffenen Wirt-
schaftssektoren und die Beziehun-
gen zur öffentlichen und privaten
Wirtschaft aufzeigen.

Begründung
Die Sozial- und Solidarwirtschaft

ist ein nicht zu vernachlässigender
Teil der Gesamtwirtschaft; sie ist
auch in starker Entwicklung begrif-
fen. Eine erste Schätzung, die im

Kanton Genf durchgeführt wurde,
zeigt, dass sie mehr als 10 Prozent
der Arbeitsplätze umfasst. Entgegen
der allgemeinen Ansicht beschränkt
sich die Sozial- und Solidarwirt-
schaft nicht auf die soziale Betreu-
ung von Arbeitslosen, sondern stellt
einen vollständigen Wirtschafts-
zweig für sich dar, der andere als fi-
nanzielle Werte schafft. Sie erbringt
nicht nur Güter und Dienstleistun-
gen von allgemeinem oder indivi-
duellem Nutzen, sondern schafft
gleichzeitig auch Bürgerbewusst-
sein, soziale Kontakte und Solida-
rität.

Die Markwirtschaft koexistiert
mit der öffentlichen Wirtschaft, aber
auch mit den Leistungen, die auf
Vereinsebene erbracht werden. Es
existieren auch Formen einer «ande-
ren Wirtschaft», die auf Solidarität
basieren. Die Sozial- und Solidar-
wirtschaft versteht sich vor allem als
dauerhafte Entwicklungsbewegung,
die auf Arbeit an der Basis beruht.
Beteiligt sind gleichzeitig:
• Bürgerinnen und Bürger, Nutze-

rinnen und Nutzer der Dienstleis-
tungen oder Fachleute, welche die
Grundideen dieser als notwendig
erachteten Dienste unterstützen,

• Unternehmerinnen und Unter-
nehmer, die zur Integration von
Menschen in Schwierigkeiten bei-
tragen möchten,

• Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, die sich organisieren, um die
Qualität von Produkten zu über-
prüfen,

• Personen, die ihre Ersparnisse auf
eine alternative Art verwenden
möchten,

• Mieterinnen und Mieter oder
Hausbesitzerinnen und Hausbe-
sitzer, die ihre Beziehungen im
Rahmen einer partizipativen De-
mokratie entwickeln wollen.
Bei allen Tätigkeiten oder Projek-

ten der Sozial- und Solidarwirtschaft
steht die gegenseitige Unterstützung
und das Geben und Nehmen im
Zentrum des wirtschaftlichen Han-
delns: Menschen verbinden sich frei
zu Gemeinschaften, deren Tätigkei-
ten zur Schaffung neuer Beschäfti-
gungsmöglichkeiten und Arbeits-
plätze beitragen und gleichzeitig 
den gesellschaftlichen Zusammen-
halt durch neue soziale und solidari-
sche Beziehungen festigen.

Um die Sozial- und Solidarwirt-
schaft zu einer eigenständigen öf-
fentlichen Politik machen zu kön-
nen, ist auch eine Analyse der Bezie-
hungen zwischen der öffentlichen
Hand und den Akteuren in diesem
Sektor erforderlich.

Der Bericht über diese «alterna-
tive» Wirtschaft wird deren Umfang
in Bezug auf die angebotenen Ar-
beitsplätze und Dienstleistungen
aufzeigen können. Er wird auch er-
möglichen, die möglichen künftigen
Entwicklungen vorherzusagen. Er
wird die Grundlagen bilden für eine
neu zu schaffende Gesetzgebung,
mit der diese Art von Wirtschaft ge-
fördert wird.» 

Stand der Beratung: Im Plenum
noch nicht behandelt
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Parlament Gesetzgebung: Vorlagen des Bundesrates

Vorlage Datum Publ. im Erstrat Zweitrat Schluss- In-Kraft-Treten/
der Botschaft Bundesblatt abstimmung Volksentscheid

Kommission Plenum Kommission Plenum (Publ. im BBl)
NFA. Ausführungs- 7.9.05 BBl 2005 Spez’kom. SR SR NR 6.10.06
gesetzgebung 6029 7.2.06 14./15./21.3., 19./20./28.9.06 (BBl 2006, 8341)

26.9.06

KVG – Vorlage 1B 26.5.04 BBl 2004, SGK-SR SGK-NR
Vertragsfreiheit 4293 21./22.6.04 30.6.04

30.5., 21.+23.8.06

KVG – Vorlage 1D 26.5.04 BBl 2004, SGK-SR SR SGK-NR
Kostenbeteiligung 4361 21./22.6., 21.9.04 30.6.04

23./24.8.04

KVG – Vorlage 2A 15.9.04 BBl 2004, SGK-SR SR SGK-Nr
Spitalfinanzierung 5551 18./19.10.04, 20.9.05 (Rückw. 7.4., 4.5.,
und Risikoausgleich 24./25.1., an die SGK-SR) 6./7.7., 7.9.,

27./28.6., 30.8., 7./8.3.06 2.+22./23./
21.9., 31.10.05, 24.11.06
23./24./25.1.06
Subkomm.
28.2., 22.+31.3.,
11.4., 30.5.,
11.8., 24.10.05

KVG – Vorlage 2B 15.9.04 BBl 2004, SGK-SR
Managed Care 5599 18./19.10.04

30.5., 21./23..8.,
12./13.9.,
16./17.10.06

KVG Pflegefinanzierung 16.2.05 BBl 2005, SGK-SR SR
2033 29.8.05, 24.1., 19.9.06

21.2., 24.4.,
21./22.8.06

VI für tiefere Prämien in 22.6.05 BBl 2005, SGK-SR SR SGK-NR
der Grundversicherung 4315 30.8.05, 25.9.06 2.11.06

23./24.1.,29.5.06
Subkomm.
7., 20., 22.6.,
14.8.06

5. IV-Revision 22.6.05 BBl 2005, SGK-NR NR SGK-SR SR 6.10.06
4459 22.8., 11.11.05, 21.3., 18.9.06 30.5.06 22.6., 25.9.06 (BBl 2006, 8313)

17.2.06

VI für eine soziale 9.12.05 BBl 2006, SGK-NR NR SGK-SR SR 23.6.06 Volksentscheid
Einheitskrankenkasse 735 16./17.2., 8.5.06 29.5.06 15.6.06 (BBl 2006, (vorgesehen)

5.5.06 5743) 11.3.07

11. AHV-Revision. Leis- 21.12.05 BBl 2006, SGK-NR
tungsseitige Massnahmen 1957 5.5.06

11. AHV-Revision. 21.12.05 BBl 2006, SGK-NR
Vorruhestandsleistung 2061 5.5.06

NR = Nationalrat / NRK = Vorberatende Kommission des Nationalrates / SR = Ständerat / SRK = Vorberatende Kommission des Ständerates / WAK = Kommission für Wirtschaft und Abgaben /
SGK = Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit / RK = Kommission für Rechtsfragen / SiK = Sicherheitskommission / VI = Volksinitiative / SPK = Staatspolitische Kommission

Gesetzgebung: Vorlagen des Bundesrates, Stand 30. November 2006



Caritas-Forum 2007: «Selber
schuld» – Eigenverantwortung
im modernen Sozialstaat

Veränderte Arbeitsverhältnisse,
aber auch neue soziale Lebens- und
Familienformen sind «die riskanten
Freiheiten» der Moderne. Nicht alle
Menschen können gleichermassen

mit diesen Risiken umgehen. Hohe
Arbeitslosenzahlen und steigende
Gesundheitskosten – um nur zwei
Beispiele zu nennen  – widerspiegeln
dies. Während liberale Kreise mehr
Eigenverantwortung der Bürgerin-
nen und Bürger fordern, beklagen
andere die sozialpolitischen Baustel-
len und Blockaden. 

Bildung und Einkommen sind
grundlegende Ressourcen, damit
Menschen eigenverantwortlich ihre
Rechte und Pflichten im Sozialstaat
wahrnehmen können. Wie aber
können Teilhaberechte garantiert
werden? Welche Massnahmen sind
nötig auf dem Arbeitsmarkt, in der
Familienpolitik und in der Armuts-
bekämpfung? 

Das Caritas-Forum schlägt einen
Bogen zwischen neuen strukturellen
Armutsrisiken und dem aktuellen
politischen Diskurs über die Reform
des Sozialstaates. Fachleute be-
leuchten die Probleme im Arbeits-
markt sowie heutige soziale  und fa-
miliäre Netzwerke.
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Daten und Fakten Agenda

Agenda
Tagungen, Seminare, Lehrgänge

Datum Veranstaltung Ort Auskünfte

19.1.07 UVG-Schaden-Tagung Zürich, Haupt- Kordination Schweiz
(Modul B) bahnhof, Michael Keller, Birkenweg 2,

Restaurant Postfach 255
Au Premier 5630 Muri AG

T: 056 664 33 27
keller@koordination.ch
www.koordination.ch

26.1.07 «Selber schuld». Eigenver- Bern, Caritas Schweiz, Bereich
antwortung im modernen Kultur-Casino Kommunikation, Löwenstrasse 3
Sozialstaat. Tagung für Kader 6002 Luzern
und Mitarbeitende staatlicher, T: 041 419 22 22
privater und kirchlicher Insti- F: 041 419 24 24
tutionen im Sozialbereich info@caritas.ch
(vgl. Hinweis) www.caritas.ch

15.–17.2.07 Wie umgehen mit kultureller Freiburg, Weiterbildungsstelle, Universität
Verschiedenheit? Universität Freiburg

Ch. du Musée 8,
1700 Freiburg
T: 026 300 73 47
F: 026 300 96 49
formcont@unifr.ch
www.unifr.ch/formcont

22.2.07 Tagesseminar: 5. IV-Revision Bern, Nähe Ruedi Schläppi, Case Management,
in die Praxis umgesetzt! Hauptbahnhof Birkenweg 48, 3123 Belp
Case Management aus der  T: 031 812 13 00
Sicht von Arbeitgebenden, von F: 031 812 13 01
Personalverantwortlichen ruedi.schlaeppi@koordinationsstelle.ch
sowie aus der Sicht von Mit-
arbeitenden

22./23:2.07 Personenfreizügigkeit, Freiburg, Weiterbildungsstelle,
Arbeitsmigration und Berufs- Universität Universität Freiburg
integration in der Schweiz Ch. du Musée 8,

1700 Freiburg
T: 026 300 73 47
F: 026 300 96 49
formcont@unifr.ch
www.unifr.ch/formcont

26./27.2.07 Ende oder Zukunft des Freiburg, Weiterbildungsstelle,
Sozialstaates? Universität Universität Freiburg

Ch. du Musée 8,
1700 Freiburg
T: 026 300 73 47
F: 026 300 96 49
formcont@unifr.ch
www.unifr.ch/formcont

3.–5.9.07 Schweizer Heilpädagogik- Bern, Unitobler SZH/CSPS
Kongress Theaterstr. 1, 6003 Luzern

T: 041 226 30 40
F: 041 226 30 41
kongress@szh.ch
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Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

KV Obligatorische Krankenpflegeversicherung OKPV 1990 2000 2003 2004 2005 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. 8 869 13 944 17 042 18 285 ... 7,3%
davon Prämien (Soll) 6 954 13 442 16 857 18 069 ... 7,2%

Ausgaben 8 417 14 056 16 435 17 446 ... 6,2%
davon Leistungen 8 204 15 478 17 942 19 163 ... 6,8%
davon Kostenbeteiligung –801 –2 288 –2 591 –2 835 ... 9,4%

Rechnungssaldo 451 –113 607 840 ... 38,3%

Kapital ... 7 122 7 087 8008 ... 13,0%

Prämienverbilligung 332 2 545 3 066 3 170 ... 3,4%

BV / 2. Säule Quelle: BFS/BSV 1990 2000 2003 2004 2005 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. 32 882 50 511 46 100 48 093 ... 4,3%
davon Beiträge AN 7 704 10 294 12 300 12 600 ... 2,4%
davon Beiträge AG 13 156 15 548 16 400 18 049 ... 10,1%
davon Kapitalertrag 10 977 16 552 13 300 13 971 ... 5,0%

Ausgaben 15 727 31 605 33 900 35 202 ... 3,8%
davon Sozialleistungen 8 737 20 236 22 600 24 664 ... 9,1%

Kapital 207 200 475 000 468 000 491 900 ... 5,1%
Rentenbezüger/innen Bezüger 508 000 748 124 830 000 839 800 ... 1,2%

EL zur IV 1990 2000 2003 2004 2005 VR 1

Ausgaben (= Einnahmen) Mio. Fr. 309 847 1 099 1 197 1 286 7,5%
davon Beiträge Bund 69 182 244 266 288 8,3%

davon Beiträge Kantone 241 665 855 931 999 7,3%

Bezüger/innen       Personen, bis 1997 Fälle 30 695 61 817 79 282 85 370 92 001 7,8%

IV 1990 2000 2003 2004 2005 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. 4 412 7 897 9 210 9 511 9 823 3,3%
davon Beiträge Vers./AG 2 307 3 437 3 764 3 826 3 905 2,1%
davon Beiträge öff. Hand 2 067 4 359 5 329 5 548 5 781 4,2%

Ausgaben 4 133 8 718 10 658 11 096 11 561 4,2%
davon Renten 2 376 5 126 6 440 6 575 6 750 2,7%

Rechnungssaldo 278 –820 –1 448 –1 586 –1 738 9,6%
Kapital 6 –2 306 –4 450 –6 036 –7 774 28,8%
Bezüger/innen IV-Renten3) Personen 164 329 235 529 271 039 282 043 289 834 2,8%

EL zur AHV Mio. Fr. 1990 2000 2003 2004 2005 VR 1

Ausgaben (= Einnahmen) 1 124 1 441 1 573 1 651 1 695 2,7%
davon Beiträge Bund 260 318 356 375 388 3,4%
davon Beiträge Kantone 864 1 123 1 217 1 276 1 308 2,5%

Bezüger/innen        Personen, bis 1997 Fälle 120 684 140 842 146 033 149 420 152 503           2,1%

AHV 1990 2000 2003 2004 2005 Veränderung in %
VR1

Einnahmen Mio. Fr. 20 355 28 792 31 958 32 387 33 712 4,1%
davon Beiträge Vers./AG 16 029 20 482 22 437 22 799 23 271 2,1%
davon Beiträge öff. Hand2 3 666 7 417 8 051 8 300 8 596 3,6%

Ausgaben 18 328 27 722 29 981 30 423 31 327 3,0%
davon Sozialleistungen 18 269 27 627 29 866 30 272 31 178 3,0%

Rechnungssaldo 2 027 1 070 1 977 1 964 2 385 21,4%
Kapital 18 157 22 720 25 044 27 008 29 393 8,8%
Bezüger/innen AHV-Renten3 Personen 1 225 388 1 515 954 1 584 795 1 631 969 1 684 745 3,2%
Bezüger/innen Witwen/r-Renten 74 651 79 715 89 891 92 814 96 297 3,8%
Beitragszahler/innen AHV, IV, EO 3 773 000 3 904 000 4 008 000 4 042 000 … ,…

AHV

EL zur AHV

IV

EL zur IV

BV (Sozialleistungen)

1985 – 87 keine Daten vorhanden

KV
1980–85
keine Daten vorhanden
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Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

EO 1990 2000 2003 2004 2005 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. 1 060 872 932 957 1 024 7,1%
davon Beiträge 958 734 804 818 835 2,0%

Ausgaben 885 680 703 550 842 52,9%
Rechnungssaldo 175 192 229 406 182 –55,1%
Kapital 2 657 3 455 2 274 2 680 2 862 6,8%

FZ 1990 2000 2003 2004 2005 VR1

Einnahmen geschätzt Mio. Fr. 3 049 4 517 4 827 4 823 ... –0,1%
davon FZ Landw. (Bund) 112 139 129 128 125 –2,3%

ALV Quelle: seco 1990 2000 2003 2004 2005 VR1

Einnahmen Mio. Fr. 776 6 450 5 898 4 802 4 805 0,1%
davon Beiträge AN/AG 648 6 184 5 610 4 341 4 346 0,1%
davon Subventionen – 225 268 453 449 –0,8%

Ausgaben 492 3 514 6 706 7 074 6 683 –5,5%
Rechnungssaldo 284 2 935 –808 –2 272 –1 878 –17,3%
Kapital 2 924 –3 157 1 475 –797 –2 675 235,7%
Bezüger/innen 4 Total 58 503 207 074 316 850 330 328 322 640 –2,3%

UV alle UV-Träger 1990 2000 2003 2004 2005 VR1

Einnahmen Mio. Fr. 4 181 5 993 6 449 6 914 ... 7,2%
davon Beiträge der Vers. 3 341 4 671 5 014 5 385 ... 7,4%

Ausgaben 3 043 4 547 5 236 5 364 ... 2,4%
davon direkte Leistungen inkl. TZL 2 743 3 886 4 528 4 645 ... 2,6%

Rechnungssaldo 1 139 1 446 1 214 1 551 ... 27,7%
Kapital 11 195 27 483 31 584 33 563 ... 6,3%

Gesamtrechnung der Sozialversicherungen GRSV* 2004
Sozialversicherungszweig Einnahmen Veränderung Ausgaben Veränderung Kapital

Mio. Fr. 2003/2004 Mio. Fr. 2003/2004 Mio. Fr.

AHV (GRSV) 31 686 2,1% 30 423 1,5% 1 263 27 008
EL zur AHV (GRSV) 1 651 5,0% 1 651 5,0% – –
IV (GRSV) 9 511 3,3% 11 096 4,1% –1 586 –6 036
EL zur IV (GRSV) 1 197 8,9% 1 197 8,9% – –
BV (GRSV) (Schätzung) 48 093 4,3% 35 202 3,8% 12 892 491 900
KV (GRSV) 18 285 7,3% 17 446 6,2% 840 8 008
UV (GRSV) 6 914 7,2% 5 364 2,4% 1 551 33 563
EO (GRSV) 880 1,9% 550 –21,7% 330 2 680
ALV (GRSV) 4 802 –18,6% 7 074 5,5% –2 272 –797
FZ (GRSV) (Schätzung) 4 823 –0,1% 4 790 0,7% 33 ...
Konsolidiertes Total (GRSV) 127 065 3,0% 114 015 3,3% 13 050 556 326

VolkswirtschaftlicheKennzahlen vgl. CHSS 6/2000, S. 313 ff.

1999 2000 2001 2002 2003 2004
Soziallastquote5 (gemäss GRSV) 26,15 26,48 27,53 27,17 27,38 27,30
Sozialleistungsquote6 (gemäss GRSV) 20,13 19,89 20,75 20,93 21,93 22,24

Arbeitslose ø 2003 ø 2004 ø 2005 Sept. 06 Okt. 06 Nov. 06
Ganz- und Teilarbeitslose 145 687 153 091 148 537 121 876 122 765 124 133

Demografie Basis: Mittleres Szenario A-00-2005, BFS

2000 2010 2020 2030 2040 2050
Jugendquotient 7 37,6% 33,5% 31,3% 32,1% 32,1% 31,7%
Altersquotient 7 25,0% 28,0% 33,5% 42,6% 48,9% 50,9%

1 Veränderungsrate zwischen den beiden letzten verfügbaren Jahren.
2 Inkl. MWST (seit 1999) und Spielbankenabgabe (seit 2000).
3 Vor der 10. AHV-Revision wurden Paar- und einfache Renten ausbezahlt. Für die

Berechnung der BezügerInnen wurde die Anzahl Paarrenten, die es bis Ende 2000
gab, mit zwei multipliziert und zur Anzahl einfacher Renten dazugezählt.

4 Daten zur Arbeitslosigkeit finden Sie weiter unten.
5 Verhältnis Sozialversicherungseinnahmen zum Bruttoinlandprodukt in %.

6 Verhältnis Sozialversicherungsleistungen zum Bruttoinlandprodukt in %.
7 Jugendquotient: Jugendliche (0–19-Jährige) im Verhältnis zu den Aktiven.

Altersquotient: Rentner/innen (>65-jährig) im Verhältnis zu den Aktiven.
Aktive: 20-Jährige bis Erreichen Rentenalter (M 65 / F 65).

Quelle: Schweiz. Sozialversicherungsstatistik 2006 des BSV; seco, BFS.
Auskunft: salome.schuepbach@bsv.admin.ch

Soziale Sicherheit CHSS 6/2006 345

UV

ALV

EO

neues
UVG in
Kraft seit
1.1.84

GRSV: Einnahmen (schwarz)
und Ausgaben (grau) 2004

Registrierte Arbeits-
lose seit 1980
(ab 1984 inkl.
Teilarbeitslose)

*GRSV heisst: Gemäss den Definitionen der Gesamtrechnung der Sozialversicherungen, die Angaben können deshalb von
den Betriebsrechnungen der einzelnen Sozialversicherungen abweichen. Die Einnahmen sind ohne Kapitalwertänderungen
berechnet. Die Ausgaben sind ohne Rückstellungs- und Reservenbildung berechnet.

Rechnungs-
saldo
Mio. Fr.
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Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge
MARIE-CLAUDE SOMMER, Bereich Mathematik, Abteilung Mathematik, Analysen, Statistik, Bundesamt für Sozialversicherungen

Merkmale in Franken oder in Prozent 2006 2007
BVG-Rücktrittsalter : 65 (Männer 641 (Frauen 65 (Männer 64 (Frauen 

1941 geboren) 1942 geboren, 1942 geboren) 1943 geboren),
die den Rücktritt

weder 04 noch 05 
genommen haben)

1. Jährliche AHV-Altersrente
minimal 12 900 13 260
maximal 25 800 26 520

2. Lohndaten der Aktiven
Eintrittsschwelle; minimaler Jahreslohn 19 350 19 890
Koordinationsabzug 22 575 23 205
Max. BVG-rentenbildender Jahreslohn 77 400 79 560
Min. koordinierter Jahreslohn 3 225 3 315
Max. koordinierter Jahreslohn 54 825 56 355

3. Altersguthaben (AGH)
BVG-Mindestzinssatz 2,5% 2,5%
Min.AGH im BVG-Rücktrittsalter 13 860 14 163 14 632 14 982

in % des koordinierten Lohnes 429,8% 439,2% 441% 452%
Max.AGH im BVG-Rücktrittsalter 222 868 227 678 235 838 241 408

in % des koordinierten Lohnes 406,5% 415,3% 419% 428%

4. Altersrente und anwartschaftliche Hinterlassenenrenten
Renten-Umwandlungssatz in % des AGH im BVG-Rentenalter 7,10% 7,2% 7,1% 7,15%
Minimale jährliche Altersrente im BVG-Rücktrittsalter 984 1 020 1 039 1 071
– in % des koordinierten Lohnes 30,5% 31,6% 31,3% 32,3%
Minimale anwartschaftliche jährliche Witwenrente,Witwerrente 590 612 623 643
Minimale anwartschaftliche jährliche Waisenrente 197 204 208 214
Maximale jährliche Altersrente im BVG-Rücktrittsalter 15 824 16 393 16 745 17 261
– in % des koordinierten Lohnes 28,9% 29,9% 29,7% 30,6%
Maximale anwartschaftliche jährliche Witwenrente,Witwerrente 9 494 9 836 10 047 10 357
Maximale anwartschaftliche jährliche Waisenrente 3 165 3 279 3 349 3 452

5. Barauszahlung der Leistungen 
Grenzbetrag des AGH für Barauszahlung 18 100 17 900 18 600 18 500

6. Teuerungsanpassung Risikorenten vor dem Rücktrittsalter
Erstmals nach einer Laufzeit von 3 Jahren 2,8% 3,1%
Nach einer weiteren Laufzeit von 2 Jahren — 2,2%
Nach einer weiteren Laufzeit von 1 Jahr — 0.8%

7. Beitrag Sicherheitsfonds BVG 
Für Zuschüsse wegen ungünstiger Altersstruktur 0,07% 0,07%
Für Leistungen bei Insolvenz und für andere Leistungen 0,03% 0,02%
Maximaler Grenzlohn für die Sicherstellung der Leistungen 116 100 119 340

8. Versicherung arbeitsloser Personen im BVG 
Eintrittsschwelle; minimaler Tageslohn 74,30 76,40
Koordinationsabzug vom Tageslohn 86,70 89,10
Maximaler Tageslohn 297,25 305,55
Minimaler koordinierter Tageslohn 12,40 12,75
Maximaler koordinierter Tageslohn 210,55 216,40

9. Steuerfreier Grenzbetrag Säule 3a 
Oberer Grenzbetrag  bei Unterstellung unter 2. Säule 6 192 6 365
Oberer Grenzbetrag ohne Unterstellung unter 2. Säule 30 960 31 824

1 2006 erreichen nur solche Frauen den Rücktritt im Alter 64 (bis 2004 betrug das gesetzliche Rücktrittsalter 62 Jahre im BVG), die 1942 geboren sind und ihre Arbeit
ab 2004, als sie 62 wurden, fortgesetzt haben.
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34 AHVG
34 Abs. 3 AHVG

2 BVG
7 Abs. 1 und 2 BVG

8 Abs. 1 BVG
8 Abs. 2 BVG

46 BVG

15 BVG
16 BVG

12 BVV2
13 Abs. 1 BVG

62a BVV2

14 BVG
62c BVV2 und Über-

gangsbestim-
mungen Bst. a

18, 19, 21, 22 BVG
18, 20, 21, 22 BVG

37 Abs. 3 BVG
37 Abs. 2 BVG

36 Abs. 1 BVG

14, 18 SFV
15 SFV
16 SFV

56 Abs. 1c, 2 BVG
2 Abs. 3 BVG

40a AVIV

7 Abs. 1 BVV3

Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge
Die jährlichen Angaben seit 1985 sind erhältlich bei:
E-Mail: marie-claude.sommer@bsv.admin.ch oder per Tel. 031 322 90 52

Erläuterungen zu den Masszahlen Art.

1. Die minimale AHV-Altersrente entspricht der Hälfte der maximalen AHV-Altersrente.

2. Arbeitnehmer, die bei einem Arbeitgeber einen Jahreslohn beziehen, der den minimalen Lohn (= Koordinationsabzug bis 2004) übersteigt,
unterstehen ab 1. Januar nach Vollendung des 17.Altersjahres den Risiken Tod und Invalidität, ab 1. Januar nach Vollendung des 24.Altersjahres
auch für das Alter der obligatorischen Versicherung. Ab dem 1.1.2005 entspricht die Eintrittsschwelle 3/4 der max. AHV-Rente, der
Koordinationsabzug 7/8, der minimale Koordinierte Lohn 1/8 und der maximale koordinierte Lohn 17/8 der max.AHV-Rente.

3. 2005 wurde das Rücktrittsalter der Frauen auf 64 angehoben, aber nur die 1942 geborenen Frauen, die weiter erwerbstätig waren und die 63
Jahre alt sind, können den Rücktritt erreichen. Wegen der Anhebung des Rentenalters sind das dejenigen Frauen, die 1942 geboren wurden und
die weitergearbeitet haben bis zum Rücktritt mit 64 im Jahr 2006.
Das Altersguthaben besteht aus den Altersgutschriften, die während der Zeit der Zugehörigkeit zu einer Pensionskasse angespart worden sind,
und denjenigen, die von vorhergehenden Einrichtungen überwiesen wurden, sowie aus den Zinsen (Mindestzinssatz 4% von 1985 bis 2002,
3,25% im Jahr 2003, 2,25% im Jahr 2004, 2,5% ab 2005 und 2006).

4. Die Altersrente wird in Prozent (Umwandlungssatz) des Altersguthabens berechnet, das der Versicherte bei Erreichen des Rentenalters erworben
hat. Minimale bzw. Maximale Altersrente BVG: Leistungsanspruch einer versicherten Person, die seit 1985 ununterbrochen immer mit dem
minimalen bzw. immer mit dem maximalen koordinierten Lohn versichert war. Die Witwenrente bzw.Witwerrente entspricht 60% der Altersrente
und die Kinderrente 20% der Altersrente. Die anwartschaftlichen Risikoleistungen berechnen sich auf der Summe des erworbenen und des bis
zum Rücktrittsalter projizierten Altersguthabens. Für Frauen wird ab 2005 das Altersguthaben entsprechend dem erhöhten Rücktrittsalter bis 64
projiziert.

5. Die VE kann anstelle der Rente eine Kapitalabfindung ausrichten, wenn die Alters- oder Invalidenrente bzw. die Witwen-,Witwer- oder Waisenrente weniger
als 10 bzw. 6 oder 2 Prozent der Mindestaltersrente der AHV beträgt.Ab 2005 kann der Versicherte ein Viertel seines Altersguthabens als Kapital verlangen.

6. Die obligatorischen Risikorenten müssen bei Männern bis zum Alter 65 und bei Frauen bis zum Alter 62 (ab 2005 bis Alter 64) der Preisent-
wicklung angepasst werden. Dies geschieht erstmals nach einer Laufzeit von 3 Jahren zu Beginn des folgenden Kalenderjahres. Die Zeitpunkte
der nachfolgenden Anpassungen entsprechen denjenigen der AHV-Renten.

7. Der Sicherheitsfonds stellt die über die gesetzlichen Leistungen hinausgehenden reglementarischen Leistungen von zahlungsunfähig gewor-
denen VE sicher, soweit diese Leistungen auf Vorsorgeverhältnissen beruhen, aber nur bis zu dem maximalen Grenzlohn. (www.sfbvg.ch)

8. Seit dem 1.1.1997 unterstehen Bezüger von Taggeldern der Arbeitslosenversicherung für die Risiken Tod und Invalidität der obligatorischen
Versicherung. Die in den Artikeln 2, 7 und 8 BVG festgehaltenen Grenzbeträge müssen in Tagesgrenzbeträge umgerechnet werden. Die
Tagesgrenzbeträge erhält man, indem die Jahresgrenzbeträge durch den Faktor 260,4 geteilt werden.

9. Maximalbeträge gemäss der Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte Vorsorgeformen: Gebundene
Vorsorgeversicherungen bei Versicherungseinrichtungen und gebundene Vorsorgevereinbarungen mit Bankstiftungen.
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Daten und Fakten Literatur

Literatur

Sozialpolitik

Otto Piller: Die soziale Schweiz.
Die schweizerischen Sozialwerke 
im Überblick. 212 Seiten. 2006. 
Fr. 48.–. ISBN 10 3-258-07097-0.
Haupt Verlag, Bern. Der wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Wandel
der letzten Jahrzehnte und die
demografische Entwicklung stellen
die westlichen Sozialstaaten heute
vor ganz neue Herausforderungen.
Otto Piller, einer der profiliertesten
Schweizer Sozialpolitiker, skizziert
im Einleitungsteil seines Buches den
langen Weg zum schweizerischen
Sozialstaat. Dabei bringt er auch die
aktuellen Probleme zur Sprache und
stellt insbesondere die Lösungsvor-
schläge der Landesregierung vor,
ausgehend vom geltenden Verfas-
sungsauftrag. In zehn Kapiteln wird
anschliessend das bestehende so-
ziale Netz umfassend beschrieben  –
von den einzelnen Sozialversiche-
rungswerken bis hin zur Sozialhilfe –,
immer auch mit einem Ausblick auf
mögliche künftige Anpassungen.
Ein letztes Kapitel gilt den Lösun-
gen, die andere Staaten für die ak-
tuellen Probleme gefunden haben,
und den Regelungen, die zwischen
der Schweiz und diesen Staaten exis-
tieren, insbesondere dem bilateralen
Abkommen der Schweiz mit der
EU.

Sozialversicherungen

Kurt Häcki, Beatrice Schaub: So-
zialversicherungen kreuz und quer.
184 Seiten. 2006. Fr. 42.–. ISBN 3-
7253-0846-2. Verlag Rüegger, Zü-
rich. Die Unterschiede in den einzel-
nen Sozialversicherungen betreffen
nicht nur die versicherten Personen,

sondern auch die Arbeitgebenden
und die Sozialversicherer selbst.
Einerseits besteht die Anforderung,
das System als Ganzes zu verstehen
sowie andererseits dieses System zu
erklären. Die Sozialversicherungs-
experten Kurt Häcki und Beatrice
Schaub haben verschiedene Themen
und Ereignisse aus dem Leben einer
Person herausgegriffen, bei denen
sich eine genauere Betrachtung und
Gegenüberstellung der einzelnen
Themen innerhalb der Sozialversi-
cherungen lohnen.

René Schaffhauser, Ueli Kieser
(Hrsg.): Sozialversicherungsrechtli-
che Leistungskoordination. Grund-
lagen, aktuelle Entwicklungen, Pers-
pektiven. (Band 36). 286 Seiten.
2006. Fr. 88.–. ISBN 3-908185-57-2.
Institut für Rechtswissenschaft und
Rechtspraxis, Universität St.Gallen.
Das Institut für Rechtswissenschaft
und Rechtspraxis führte zu diesen
Themen im 2005 eine Tagung durch.
An der Tagung wurden einerseits
grundlegende Prinzipien diskutiert
und andererseits konkrete und ak-
tuelle Probleme besprochen. Damit
sollte ein doppeltes Ziel erreicht
werden: Der Stellenwert der allge-
meinen Prinzipien sollte erkannt
und geprüft werden; offene Fragen
in der Rechtsanwendung sollten be-
sprochen und allenfalls geklärt wer-
den.

Norbert Winistörfer: Ab ins Aus-
land. Im Ausland leben, reisen, stu-
dieren, arbeiten. 352 Seiten. Neuauf-
lage 2006. Fr. 38.–. ISBN 3-85569-
353-6. Beobachter-Buchverlag, Zü-
rich. «Ab ins Ausland» ist der einzige
Schweizer Ratgeber rund ums Aus-
wandern und Leben im Ausland. Das
Buch beantwortet alle Fragen zum
Auslandsaufenthalt: Wie sieht es mit
Versicherungsschutz und Steuern
aus? Welche Einreise- und Aufent-

haltsbestimmungen gelten? Wie
überwinde ich erste Hürden? Wie
gelingt die Rückkehr in die Schweiz?
Wer als Globetrotter, Studierende,
PraktikantIn oder PensionierteR  die
weite Welt entdecken will, findet
hier hand-feste Informationen und
praktische Tipps. Mit vielen Check-
listen und Adressen.

Altersfragen

Kathrin Stäheli Haas: Wohnen im
Alter – so fühlen Sie sich wohl. Pri-
vathaushalt, Heim und neue Wohn-
formen. 144 Seiten. 2006. Fr. 24.–.
ISBN 3-85569-361-7. Beobachter-
Buchverlag, Zürich. Der neue Beob-
achter-Ratgeber «Wohnen im Alter
– so fühlen Sie sich wohl» ist ein
Mutmacher für alle, die auch im Al-
ter selbstbestimmt leben wollen: Im
eigenen Haushalt, in der Senioren-
residenz, in der Pflegewohngruppe
oder im Altersheim. Die meisten
Menschen möchten ihren Lebens-
abend in den eigenen vier Wänden
verbringen – und tun es auch. Nur
acht Prozent der über 64-jährigen
Menschen in der Schweiz leben in
einem Heim. Wie das Leben im
eigenen Haushalt leichter geht, wie
man möglichst lange im eigenen
Haushalt zurechtkommt und wie
man die Wohnung altersgerecht an-
passt, zeigt dieser neue Ratgeber.
Wer im eigenen Haushalt keine Al-
ternative sieht, dem werden mit die-
sem Buch aber auch neue Wohnfor-
men vorgestellt: Seniorenresiden-
zen, Wohnen mit Dienstleistung
oder Pflegewohngruppen. Doch wie
wird ein Wechsel vom privaten
Haushalt zur neuen Wohnform voll-
zogen? Wie vorbereitet und finan-
ziert? Das Buch enthält viele Ent-
scheidungshilfen, nützliche Check-
listen und Adressen, die weiterhel-
fen.
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